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1. Vorwort

Liebe Leserinnen und Leser,

der Hausbau ist eine der wichtigsten groen Entscheidungen im Leben.
Wer vor diesem grof3en Schritt steht, hat viel zu bedenken.

Es sollen maglichst alle Winsche und Anspriiche an die eigenen vier
Wande realisiert werden.

Diese sollen zudem im Einklang mit den wirtschaftlichen Méglichkeiten
und dem rechtlich Machbaren, also den Baugesetzen, stehen.

Der Landkreis Gifhorn als Genehmigungsbehdrde méchte Sie optimal
beraten und insbesondere in persdnlichen Gesprachen mit lhnen nach
geeigneten Losungen suchen.

Eine frihzeitige Information dariber, welche Schritte zu beachten sind,
wer lhnen als Ansprechpartner und Anlaufstelle zur Seite steht,
hilft bereits bei den Planungen, Zeit, Arger und Kosten zu sparen.

Der Landkreis Gifhorn gibt lhnen mit der vorliegenden Baubroschiire
einen ausfihrlichen Wegweiser an die Hand. Er richtet sich an alle,
die sich iber das Bauen, das dazu ndtige Genehmigungsverfahren

und Uber Wissenswertes aus dem Baurecht informieren méchten.

Die Baubroschiire enthdlt auch niitzliche Informationen zu den Themen
Sanieren, Umwelt und Energie. Sie fihrt Sie durch den Fachbegriffs und

Paragraphendschungel, um Verstandnisprobleme aus dem Weg zu raumen.

Zudem soll sich jeder Birger seiner Verantwortung bewusst werden,

das Vorhaben im Einklang mit der Umwelt sowie dem Orts- und Landschafts-

bild zu planen und zu verwirklichen.

Ich wiinsche lhnen nun viel Freude beim Lesen und dass sich viele offene
Fragen schon im Vorfeld beantworten lassen.
Ihr

/
libbovoin P

Dr. Andreas Ebel
Landrat
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2. Zum Inhalt dieser Broschiire

Im ersten Teil dieser Broschiire geben wir Ihnen einen ersten Uber-
blick Uber die Verwaltungsstruktur des Landkreises Gifhorn und
insbesondere der Abteilung ,Bauordnung und Ortsplanung”, des-
sen Aufgaben sowie Adressen weiterer Ansprechpartner.

Im zweiten Teil erldutern wir lhnen das &ffentliche Baurecht sowie
die Unterscheidung in stadtebauliches Planungsrecht und Bau-
ordnungsrecht. Hierdurch werden Sie unter anderem in die Lage
versetzt, einen Bebauungsplan lesen und verstehen zu kénnen.
Dariber hinaus zeigen wir lhnen die verschiedenen bauordnungs-
rechtlichen Verfahren und die hieran Beteiligten auf. Die Unter-
schiede zwischen Bauantrag und Mitteilung werden erklért und
die jeweils einzureichenden Unterlagen dargestellt. Bitte beachten
Sie, dass gerade bauordnungsrechtliche Verfahren — zum Beispiel
die Genehmigung von Bauantrdgen — stark von lhrer Mitarbeit
beziehungsweise der lhrer Planerinnen und Planer beeinflusst
werden. So ist beispielweise eine ziigige Bearbeitung lhres Antra-
ges von der Vollstandigkeit der Bauantragsunterlagen abhéangig.
Auch die Begriffe Baulast und Abgeschlossenheitsbescheinigung
werden erldutert. AbschlieBend informieren wir Sie noch iiber den
Themenbereich des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege.

Der dritte Teil der Broschire beschéftigt sich mit dem Thema Bau
von Immobilien im Allgemeinen. Hier wird insbesondere ein Uber-
blick Gber die Ublicherweise von Planerinnen und Planern zu er-
bringenden Leistungen, den Vor- und Nachteilen verschiedener
Unternehmens- beziehungsweise Beauftragungsformen fir die
Bauausfihrung, den verschiedenen Versicherungen, die fir die
Absicherung von Risiken bei der Errichtung von Immobilien hilf-
reich sind, gegeben. Weiterhin wird das energiesparende Bauen
thematisiert, welches uns vor dem Hintergrund des Klimawandels
und der Verantwortung fir nachfolgende Generationen besonders
am Herzen liegt.

Als abschlielenden inhaltlichen Teil stellen wir lhnen die Einheits-
und Samtgemeinden im Kreisgebiet in einem Kurzportrait vor.

lhnen wird héufig der Begriff der unteren Bauaufsichtsbehorde
begegnen — das ist die Behorde, die unter anderem iber lhren
Bauantrag entscheidet, den Sie bei der rilichen Gemeindever-
waltung oder der Landkreisverwaltung eingereicht haben. Der
Landkreis Gifhorn ist die untere Bauaufsichtsbehérde fiir das ge-
samte Kreisgebiet mit Ausnahme des Gebietes der Stadt Gifhorn.
Falls Sie im Bereich der Stadt Gifhorn bauen méchten, wird lhnen
die dortige untere Bauaufsichtsbehérde bei lhrem Bauvorhaben
gerne zur Seite stehen (Anschriften siehe Seite 72).

Eine Ubersicht der Ansprechpariner/-innen in der Abteilung Bau-
ordnung und Ortsplanung sowie deren Zustandigkeiten und entspre-
chende Formulare finden Sie auf der Internetseite www.gifhorn.de

Fax:
Der anCos Verlag bedankt sich bei .
e E-Mail:
den zustandigen Ansprechpersonen
der Kreisverwaltung fiir die gute
Zusammenarbeit und bei den Inserie-
renden fir die freundliche Unterstitzung

zur Realisierung dieser Broschire.

Impressum Konzeption/Realisation/Anzeigenteil:
Herausgeber: Landkreis Gifhorn a n@o s
Redaktion: Landkreis Gifhorn
© 2016 anCos Verlag GmbH, 1. Auflage
Fotos: Landkreis Gifhorn
ccvision.de

anCos Verlag GmbH
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Gedruckt auf chlorfrei gebleichtem
Papier. Nachdruck oder Reproduktionen,
auch auszugsweise, nicht gestattet.

Bei der Erstellung der Broschiire wurde
sorgfdltig recherchiert. Dennoch kann fir
die Richtigkeit und Vollstandigkeit der
Angaben keine Gewdhr Gbernommen
werden. Haftungsanspriiche sind aus-
geschlossen.

Anderungswiinsche, Anregungen und
Ergdnzungen fir die néchste Auflage
richten Sie bitte an die Kreisverwaltung
oder den Verlag.

In unserem Verlag erscheinen:
Publikationen zur Biirgerinformation,
Wirtschaftsforderung, Freizeitgestaltung,
Einweihungs- und Jubildumsbroschiiren,
Patientenbroschiren, Bauherrenwegwei-
ser, Seniorenratgeber sowie Hochzeits-
und Familienbroschiren.
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3. Wegweiser durch die Verwaltung

Wer sich in den Zustandigkeiten von Behdrden auskennt, spart Zeit
und Wege! Daher wollen wir lhnen in dieser Broschire die in Bau-
angelegenheiten beteiligten Amter und Abteilungen des Landkrei-
ses Gifhorn kurz vorstellen und Sie informieren, an welche Fachbe-
hérde Sie sich bei welchen Fragen wenden kénnen.

Schriftlich, telefonisch oder persénlich kénnen Sie uns erreichen
unter:

Landkreis Gifhorn

Schlossplatz 1, 38518 Gifhorn

Telefon: 05371/82-0 (oder statt O die Durchwahl)
Telefax: 05371/82-604

E-Mail: landkreis@gifhorn.de

Internet: www.gifhorn.de

Abteilung Bauordnung und Ortsplanung/allgemein

Die Abteilung Bauordnung und Ortsplanung umfasst verschiedene
Sachgebiete, die im Baugenehmigungsverfahren eng miteinander
verflochten sind.

Die Hauptaufgabenfelder sind:

® Bauaufsicht (untere Bauaufsichtsbehdrde)

e Regional- und Bauleitplanung

e Denkmalschutz und -pflege (untere Denkmalschutzbehérde)
* Wohnraumférderung

* Brandschutz

* Baulasten

Um lhnen den Besuch bei der Verwaltung so einfach wie méglich
zu machen, bestehen in der Abteilung ,Bauordnung und Ortspla-
nung” folgende Angebote:

Terminvereinbarungen

Terminvereinbarungen stehen in der Abteilung ,Bauordnung und
Ortsplanung” im Vordergrund und stellen das weitestgehende
Serviceangebot der Kreisverwaltung dar. Terminvereinbarungen
sollten auch in lhrem Interesse sein, damit lhre Ansprechpartnerin
oder Ihr Ansprechpartner ausreichend Zeit fir Sie hat und sich auf
das Gespréch vorbereiten kann.

Zudem wird lhnen mitgeteilt, welche Unterlagen von lhnen zur Be-

ratung méglichst mitgebracht werden sollten. Terminabsprachen
sind wahrend der Sprech- und Besuchszeit maglich.
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Sprech- und Servicezeitenzeiten

Wahrend der Sprech- und Servicezeiten werden lhnen in der Ab-
teilung ,Bauordnung und Ortsplanung” allgemeine Beratungen
angeboten, wie zum Beispiel die Beantwortung allgemeiner Fra-
gen, Entgegennahme von speziellen Anfragen und Annahme von
Antrégen oder Termin- und Rickrufvereinbarungen.

Sprechzeiten in der Abteilung ,Bauordnung und Ortsplanung”
sind: Montag, Donnerstag und Freitag in der Zeit von 8.30 bis
12.00 Uhr und zusétzlich Donnerstag von 14.00 bis 17.00 Uhr.

Durch obige Regelung wollen wir fir Sie

e einen verbesserten Service,

* einen bedarfsgerechten wirtschaftlichen Personaleinsatz

* und ein hohes Maf3 an individueller Gestaltungsméglichkeit
erreichen.

Wir vertreten die Auffassung, dass fir eine richtige Entscheidung,
auf die Sie einen Rechtsanspruch haben, Ortskenntnisse im Zu-
standigkeitsbereich und Kenntnis der baulichen Vorgeschichte
unerldsslich sind, soweit es sich nicht um allgemeine Fragen han-

delt.

Die Abteilung ,Bauordnung und Ortsplanung” finden Sie im Kreis-
haus Il {roter Backsteinbau), Schlossplatz 1 in Gifhorn.

Auf unserer Homepage www.gifhorn.de finden Sie unter ,Kreis-
verwaltung” = ,Formulare” zudem verschiedene Vordrucke fiir
Bauangelegenheiten, zum Beispiel:

* Abbruchanzeige nach § 60 Abs. 3 NBauO

* Bauantrag nach § 63 NBauO

* Baubeschreibung (Kurzform)

* Bauvoranfrage nach § 73 NBauO

e Denkmalrechtliche Genehmigung

* Formulare fir den Nachweis nach dem EEW&rmeG

* Mitteilungsverfahren nach § 62 NBauO

e Sonderbau nach § 64 NBauO

* Verpflichtungserklarung nach § 33 NBauO

Abteilung ,Bauordnung und Orisplanung”

Verwaltung

In allen verwaltungsméaBigen, also nicht technischen Fragen im
Zusammenhang mit BaumaBnahmen sind die Mitarbeiter/innen
der Verwaltung zustandig.

In der Bauverwaltung werden in erster Linie folgende Aufgaben

wahrgenommen:

* Durchfihrung der Einsichtnahme in die Bauakten

* Entgegennahme und Eintragung von Baulasten

® Erteilung von Auskiinffen aus dem Baulastenverzeichnis

* Prifung der Abgeschlossenheit von Wohnungseigentum

e Prisfung der Vollsténdigkeit von Mitteilungen bei
genehmigungsfreien BaumaBBnahmen

* Organisation und Uberwachung von wiederkehrenden
technischen Uberpriifungen

* Organisation des Dorfwettbewerbes ,Unser Dorf hat Zukunft”

* Bearbeitung bauaufsichtsbehordlicher Verfahren (unter an-
derem Bearbeitung von Beschwerden sowie die Verfolgung
von baurechtswidrig errichteten und betriebenen baulichen
Anlagen und deren Ahndung)



Im Rahmen der Wohnraumférderung werden alle Antrége auf Ge-
wahrung von Wohnraumférderungsmitteln (mit Ausnahme der steu-
erlichen Férderung, der Gewdhrung von Mitteln der Kreditanstalt fir

Wiederaufbau (KIW) und der Férderung des Wohnungsbaus durch
die ,RiesterRente”) bearbeitet.

Ferner sind hier Bescheinigungen Uber die Wohnberechtigung (so
genannte B-Scheine) erhdltlich, die erforderlich sind, um in eine ge-
fsrderte Mietwohnung einziehen zu kénnen.

* Beratung der kreisangehdrigen Kommunen in Sachen
Bauleitplanung.

e Genehmigung von Fléchennutzungspléanen aller
kreisangehdrigen Kommunen

* Erstellung von Stellungnahmen zu raumordnerischen Vorhaben,
Regional- und Landesplanung sowie kommunaler Bauleitplanung

* Beratung zu speziellen Fragen der stadtebaulichen
beziehungsweise planungsrechtlichen Zulassigkeit von
Bauvorhaben

Technische Sachbearbeitung

Die technische Sachbearbeitung nimmt zum einen die Aufgaben
der unteren Bauaufsichtsbehérde und zum anderen die der unte-
ren Denkmalschutzbehdrde wahr.

Die Bauaufsicht — friher auch als Baupolizei bezeichnet - hat un-
ter anderem dariiber zu wachen und darauf hinzuwirken, dass
bauliche Anlagen, Bauprodukte, Grundsticke und BaumaBnah-
men dem Sffentlichen Baurecht entsprechen.

In der Bauaufsicht werden in erster Linie folgende Aufgaben wahr-
genommen:

® Beratung zu Fragen der Vereinbarkeit von BaumaBBnahmen
mit dem Sffentlichen Baurecht

e Prisfung der bauordnungsrechtlichen Zulassigkeit von
Bauvorhaben bei Bauvoranfragen

e Prifung von Abweichungen nach Bauordnungsrecht

® Prifung von Bauantrégen

* Priffung von anzeigepflichtigen Abbriichen

* Durchfihrung von Bauabnahmen

¢ Abnahme und Uberwachung fliegender Bauten

Von der unteren Denkmalschutzbehdrde werden sowohl Tatigkei-
ten aus dem Bereich des Denkmalschutzes (gesetzliche und be-
hérdliche Anordnungen und Verbote zur Erhaltung oder Instand-
setzung von Denkmalen) als auch der Denkmalpflege ausgefihrt.
Fir Denkmale in der Stadt Gifhorn ist die dortige untere Denkmal-
schutzbehérde zustandig.

Die Denkmalpflege als fachlich beratende Unterstiitzung bei der
Erhaltung oder Instandsetzung von Denkmalen iberwiegt jedoch.
Ausfihrliche Informationen finden Sie ab Seite 38.

Offen und ehrlich

Da immer wieder die lange Bearbeitungsdauer von Baugenehmi-
gungsverfahren kritisiert wird, ist es unsere Bitte, dass Sie gemein-
sam mit lhrer Entwurfsverfasserin oder lhrem Entwurfsverfasser
darauf achten, dass lhr Bauantrag vollsténdig bei uns eingereicht
wird. Denn nur so kénnen wir gewdhrleisten, dass lhr Antrag zi-
gig von uns bearbeitet und genehmigt werden kann. Nutzen Sie
bzw. lhre Planerin oder Ihr Planer bei Zweifeln vor Einreichung
lhres Antrages unser Bauberatungsangebot. In diesem Zusammen-
hang werden die internen Arbeitsablaufe regelméBig iberprift
und bei Bedarf angepasst, um eine mdglichst schnelle Bearbeitung
zu erreichen.
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Wir sind fir Sie da

=RIESNER

BAU_SERVICE_AGENTUR

PLANUNGSBURO

« > Schi Ifertiges Bauen Opp 0l
= ntrage s o
> %auleitung e "’ PO =] |

DammstraRe 7-9 - 29378 Wittingen
Telefon 05831 9936 00 © www.bsa-riesner.de

Dr. Hagena, Schuhmann und Kollegen
Rechtsanwiilte und Notar

Wir freuen uns darauf, fir Sie als
Kanzlei Dr. Hagena, Schuhmann und Kollegen
in kompetenter und zuverlassiger Weise tatig zu sein.

Herr Rechtsanwalt und Notar a.D. Dr. jur. Walter Hagena,
Fachanwalt flr Erbrecht
Fachanwalt fur Steuerrecht

Herr Rechtsanwalt und Notar Helmut Schuhmann,
Frau Rechtsanwaltin und Notarin Silja Bredenbreuker

Frau Rechtsanwailtin Ulrike Hagena
Fachanwaltin fr Familienrecht
Fachanwaltin flr Erbrecht

Frau Rechtsanwaltin Annette Haagen
Fachanwaltin flr Familienrecht

BismarckstraBe 2, 38102 Braunschweig
Telefon: 0531/220020, Telefax: 0531/2200222
E-Mail: kanzlei@notarerechtsanwaelte.de
www.notarerechtsanwaelte.de

Rechtsanwalt

Rolf Matussek

Fachanwalt fiir Verwaltungsrecht
Fachanwalt fiir Sozialrecht

Jasperallee 86/87
38102 Braunschweig

Telefon 0531 -39026600
Telefax 0531-39026601
E-Mail mail@ra-matussek.de

Lars Ohlbrecht

Sachverstandiger fur Immobilienbewertung
DEKRA zertifiziert

Buchenring 48
38154 Konigslutter

Tel.. 05353-5872023
Fax: 05353-5872026
Mobil: 0173 -2377394

kontakt@ohlbrecht-sachverstand.de
www.ohlbrecht-sachverstand.de

Sachverstandiger
Immobilienbewertung
D1 und D1 Plus

(Standard Einfamilien- und Zweifamilienh&user) inkl. Rechte.
Belastungen und grundstlcksgleiche Rechte

Sachverstéindiger fiir Immobilienbewertung

Entdecken Sie die Baubroschiire des Landkreises
Gifhorn auch online unter

landkreis-gifhorn-bau.ancos-verlag.de

A

]

PLANUNGSTEAM Il

ARCHITEKTEN UND INGENIEURE GMBH

BRAUNSCHWEIGER STRASSE 22 38518 GIFHORN
TEL 05371-7408-0 WWW.PLANUNGSTEAM:-III.DE
FAX 05371-7408-20 GF@PLANUNGSTEAM-II.DE

8 | Planen und Bauen im Landkreis Gifhorn


http://www.planungsteam-III.de

Teil 1l

4. Das offentliche Baurecht

Das offentliche Baurecht ist in Deutschland ein Teilgebiet des
besonderen Verwaltungsrechts und umfasst die Gesamtheit der
Rechtsvorschriften, die die Zuldssigkeit und die Grenzen, die
Ordnung und die Férderung der baulichen Nutzung des Bodens,
insbesondere durch Errichtung, bestimmungsgemdfe Nutzung,
wesentliche Verénderung und Beseitigung baulicher Anlagen,
betreffen. In Abgrenzung dazu regelt das private Baurecht den
Interessenausgleich privater Grundstiickseigentimer (zivilrechtli-
ches Nachbarrecht) und umfasst dariber hinaus das Bauvertrags-
recht.

Das offentliche Baurecht teilt sich in das Bauplanungsrecht und
das Bauordnungsrecht sowie das so genannte Baunebenrecht.
Wahrend das Bauplanungsrecht Bundessache ist, liegt das Bau-
ordnungsrecht in der Hand der Lander. Der Vollzug des &ffentli-
chen Baurechts erfolgt durch die oberen und unteren Bauaufsichts-

behdrden.

Das Planungsrecht gilt einheitlich im gesamten Bundesgebiet. Es ist
im Baugesetzbuch (BauGB) sowie in der Baunutzungsverordnung
(BauNVO) geregelt und definiert, wo und was gebaut werden
darf. Das BauGB regelt unter anderem die Aufstellung von Bau-
leitpléinen durch die Gemeinden. AuBBerdem sind grundlegende
Vorschriften zur planungsrechtlichen Zulassigkeit von Bauvorha-
ben enthalten.

5. Das stadtebauliche Planungsrecht -

Das stadtebauliche Planungs- und Bodenrecht ist im Baugesetz-

buch (BauGB), in der Niedersachsischen Verordnung zur Durch-

fihrung des Baugesetzbuches (DVO BauGB, in der Baunutzungs-

verordnung (BauNVO), in der Planzeichenverordnung (PlanzVO)

und in der Wertermittlungsverordnung (WertV) enthalten. Es regelt

im Einzelnen:

e die stadtebauliche Planung

e die Sicherung der Bauleitplanung,

* die gesetzlichen Vorkaufsrechte der Gemeinden,

e die Zulassigkeit von Vorhaben,

e die Entschddigung bei Planungen,

¢ die Bodenordnung (Umlegung, Grenzregelung),

e die Enteignung,

e die ErschliefSung,

¢ die Mafinahmen fiir den Naturschutz,

e die stddtebaulichen Sanierungsmaf3nahmen,

* die stadtebaulichen EntwicklungsmaBBnahmen,

e die Erhaltungssatzung,

e die stadtebaulichen Gebote (Baugebot, Modernisierungsgebot,
Pflanzgebot, Riickbau und Entsiegelungsgebot),

e den Sozialplan und den Harteausgleich,

e die Aufhebung von Miet- und Pachtverhéltnissen,

e die stddtebaulichen MaBnahmen im Zusammenhang mit Maf3-
nahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur,

e die Wertermittlung von Grundstiicken und

* das Verfahren vor den Kammern (Senaten) fiir Baulandsachen.

Das Baugesetzbuch (BauGB) enthélt grundsdtzliche Regelungen
dazu, welche BaumaBBnahmen auf einem Grundstick zuldssig
sind. Entscheidend ist die Lage eines Grundstiicks: Liegt es im Gel-
tungsbereich eines Bebauungsplans? Oder in einem innerértlichen
Bereich, fir den kein Bebauungsplan existiert? Oder liegt das
Grundstiick auBerhalb der zusammenhéngend bebauten Gebiete
der Gemeinde? Bevor diese Begrifflichkeiten erlGutert werden, zu-
néchst einige Informationen zum Thema Regionalplanung.

Das Bauordnungsrecht ist Landesrecht und regelt, wie auf einem
Baugrundstiick gebaut werden darf. Dies ergibt sich iberwiegend
aus der Niedersachsischen Bauordnung (NBauO) und ergdanzen-
den Verordnungen. Das Bauordnungsrecht stellt also konkrete und
detaillierte Anforderungen an das Bauvorhaben selbst, zum Bei-
spiel hinsichtlich der Grenzabstande, des Brandschutzes oder der
Standsicherheit. Das Baunebenrecht umfasst andere Rechtsberei-
che, die mit ihren Vorschriften auch das Bauen betreffen. Dazu ge-
héren beispielsweise das Denkmalschutzrecht, das Straflenrecht,
das Wasserrecht und das Naturschutzrecht.

Das private Baurecht hingegen regelt die rechtlichen Beziehungen
zwischen den am Bau Beteiligten. Der Schwerpunkt liegt im Bau-
vertragsrecht beziehungsweise bei den Beziehungen zwischen
denjenigen, die ein Bauwerk in Auftrag geben (Auftraggeberin-
nen und Auftraggeber) und den Beteiligten, welche das Bauwerk
planen und ausfihren (wie beispielsweise Architektinnen und Ar-
chitekten, Ingenieurinnen und Ingenieure, Bauunternehmen sowie
Handwerkerinnen und Handwerker).

Zum privaten Baurecht gehért aber auch das private Nachbar-
recht. Im Gegensatz zum &ffentlichen Baurecht geben die gesetzli-
chen Regelungen nur den Rahmen vor und es steht den Beteiligten
im Rahmen der Privatautonomie frei, durch vertragliche Einigung
abweichende Regelungen zu treffen.

Wo darf ich bauen?

Regionalplanung

Die Regionalplanung hat im System der bundesweiten Raumord-
nung ihren Platz zwischen der Landesplanung und der kommunc-
len Bauleitplanung. Sie soll die vertikale Koordination zwischen
Land und Kommune sicherstellen. Das wichtigste Instrument zur
Erfillung dieser Aufgabe ist das Regionale Raumordnungspro-
gramm (RROP).

So trifft das RROP, um nur einige Punkte herauszugreifen, Aus-
sagen zur Siedlungsentwicklung, zu Zentralen Orten, zu Stand-
orten mit besonderen Funktionen und zu Vorrangstandorten und
Vorranggebieten, beispielsweise fir Natur und Landschaft, die
Windenergie oder den Bodenabbau.

In Niedersachsen ist die Aufgabe der Regionalplanung in der Re-
gel den Landkreisen beziehungsweise kreisfreien Stédten zugeord-
net. Die Aufgaben der Unteren Landesplanungsbehdrde nimmt fir
das Gebiet des Landkreises Gifhorn der Zweckverband Grof3raum
Braunschweig wahr. Dazu gehért die Erstellung des Regionalen
Raumordnungsprogrammes und damit zum Beispiel die Entschei-
dung Gber Vorrangstandorte fir Windenergieanlagen. Aber auch
die Uberprifung groBerer (das heif}t raumbedeutsamer) Projekte
und Planungen auf ihre Vertraglichkeit mit den Raumstrukturen er-
folgt dort. Der Zweckverband hat seinen Sitz in der Frankfurter
Strafle 2 in 38122 Braunschweig und ist erreichbar telefonisch
unter 0531/24262-0, per Fax unter 0531/24262-42 oder im
Internet unter: ,http://www.zgb.de/”

Vorhaben, die iberériliche Bedeutung haben, werden als raum-
bedeutsam eingestuft. Hier sehen die gesetzlichen Bestimmungen
vor, dass ein Raumordnungsverfahren durchgefishrt werden soll,
mit dem die Raum- und Umweltvertréglichkeit der Planung Gber-
prift wird. Zustandig fir sein Verbandsgebiet ist der ZGB als unte-
re Landesplanungsbehsrde.
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5. Das stadtebauliche Planungsrecht - Wo darf ich bauven?

Bauleitplanung

Die Gemeinden und Samtgemeinden sowie die Stadt Wittingen
(nachfolgend Gemeinden) sind zustdndig fir die Aufstellung von
Bauleitpléinen und damit fir die Ausweisung von Baugebieten.
Diese wird nach den Vorschriften des Baugesetzbuches iber eine
vorbereitende Bauleitplanung (Fléchennutzungsplan) und die ver-
bindliche Bauleitplanung (Bebauungsplan) vorgenommen. Der
Landkreis Gifhorn ist in diesen Verfahren, gleiches gilt analog u.a.
auch fir z. B. DorferneverungsmafBnahmen, in einer Vielzahl von
fachlichen Aspekten (Verkehr, StraBenbau, Wasserwirtschaft, Nao-
turschutz) als Behorde (friher: Trager offentlicher Belange) betei-
ligt und gibt aus fachlicher Sicht Stellungnahmen ab.

Unterschieden wird zwischen zwei Arten von Bauleitplénen:

e Dem vorbereitenden Bauleitplan oder Flachennutzungsplan
(auch F-Plan oder FNP genannt)

e Dem verbindlichen Bauleitplan oder Bebauungsplan (auch
B-Plan genannt)

Der Flachennutzungsplan stellt die beabsichtigte stadtebauliche
Entwicklung und die sich daraus ergebende Art der Bodennut
zung fir das ganze Gemeindegebiet dar. Dabei wird sich an den
voraussehbaren Bedirfnissen der Gemeinde orientiert. Aus dem
Flachennutzungsplan geht also hervor, wo zum Beispiel Siedlungs-
flachen vorhanden und geplant sind.

Der Bebauungsplan ist aus dem Flachennutzungsplan zu entwi-
ckeln. Der Bebauungsplan wird fir einzelne Baugebiete aufgestellt
und enthdlt fir seinen Geltungsbereich die rechtsverbindlichen
Festsetzungen fir die stédtebauliche Ordnung. Beispielsweise
kénnen hier die Art der baulichen Nutzung, die Bauweise, die
Geschossigkeit oder Dachformen festgesetzt werden.

Bauleitpléne sind von den Gemeinden in eigener Verantwortung
aufzustellen; hier spricht man auch von der ,kommunalen Plo-
nungshoheit’, die im Grundgesetz verankert ist.

Nach stadtebaulichem Planungsrecht kann ein Grundstiick inner-

halb einer von drei Kategorien gelegen sein, entweder

e im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes (§ 30 BauGB)
oder

e innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles
(so genannter unbeplanter Innenbereich oder nur Innenbereich
[§ 34 BauGB]) oder

e im Auflenbereich (§ 35 BauGB).
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Bebauungsplan

Im Bebauungsplan legt eine Gemeinde als Satzung (Ortsgesetz)
fest, welche Nutzungen auf einer bestimmten Gemeindefléche zu-
lassig sind. Anders als der Flachennutzungsplan, der fir das gan-
ze Gemeindegebiet aufgestellt wird (§ 5 Abs. 1 Satz 1 BauGB),
umfasst ein Bebauungsplan in der Regel nur einen Teil des Ge-
meindegebietes, etwa eine Gruppe von Grundstiicken oder einen
Stadtteil. Der Bebauungsplan muss deshalb die Grenzen seines
rdumlichen Geltungsbereichs festsetzten (§ 9 Abs. 7 BauGB).
Nach dem Prinzip der Einrdumigkeit darf sich der Geltungsbe-
reich mehrerer Bebauungspléne nicht iberschneiden.

Die Planzeichen sind nach der Planzeichenverordnung normiert,
um die allgemeine Lesbarkeit zu gewdhrleisten; im Bedarfsfall kén-
nen jedoch weitere Planzeichen entwickelt werden. Die textlichen
Festsetzungen erfolgen i. d. R. auf Grundlage der Formulierungen
im Baugesetzbuch (§ 9 Absatz 1 BauGB) und sind somit eben-
falls weitgehend normiert. Die Planzeichnung wird im Regelfall im
MaBstab 1:500, bei gréBeren Plangebieten auch 1:1000 erstellt;
als Grundlage dient eine amtliche Flurkarte, auf der sowohl alle
von der Planung betroffenen als auch die angrenzenden Flursti-
cke kenntlich zu machen sind. Das Plangebiet ist eindeutig abzu-
grenzen. Dies erfolgt in der Regel, indem man sich an vorhandene
Grundsticksgrenzen halt.

In der Regel besteht der Plan aus der Planzeichnung (Teil A) und dem
Text (Teil B). Ein Bebauungsplan kann aber beispielsweise auch nur
aus einem textlichen Teil mit Begrindung bestehen. Nicht Teil der
Satzung, aber im Rahmen des Verfahrens zwingend erforderlich, ist
eine Erlduterung, in der die Ziele und Zwecke der Planung dargelegt
und in der Festsetzungen erlGutert werden missen (Begrindung). Teil
der Begriindung ist auch der Umweltbericht (Bauleitplanung).

Fir das Versténdnis um die Bedeutung und die Funktion eines Be-
bauungsplanes ist es wichtig zu wissen, dass der Gesetzgeber bei
dem erstmaligen Erlass des Bundesbaugesetzes davon ausgegan-
gen ist, dass die Bebauung in einem so dicht besiedelten Land
wie der Bundesrepublik Deutschland grundsétzlich auf Basis eines
planméaBigen Konzeptes erfolgt. Insofern ist in der Systematik des
Gesetzes bis heute unverandert das Bebauungsplangebiet der
Regelfall. Da jedoch davon auszugehen war und ist, dass nicht
jeder Fleck des Landes verbindlich iberplant werden wird, hat
der Gesetzgeber sogenannte planersetzende Regelungen getrof-
fen fir die Bereiche, die von den Gemeinden (noch) nicht iber-
plant worden sind. Diese nicht Gberplanten Bereiche unterschei-
det der Gesetzgeber in den sogenannten Innenbereich und den
AuBBenbereich.

Aufgrund des verfassungsrechtlich gewdhrleisteten Selbstverwal-
tungsrechts der Gemeinden liegt die Planungshoheit in den Han-
den der Gemeinden. Im Rahmen des Baugesetzbuches und der
jeweiligen Landesbauordnung kénnen diese zur Steuerung ihrer
stddtebaulichen Entwicklung rechtsverbindliche Satzungen (Be-
bauungspldne) erlassen. Die Landesbauordnungen bilden dabei
die rechtlichen Grundlagen fir weitergehende gestalterische Vor-
schriften (Festsetzungen) in den Bebauungsplénen.

In diesem Zusammenhang ist besonders auf den Begriff ,stédte-
baulich” hinzuweisen: allein stadtebauliche Ziele, wie sie in
BauGB und Landesbauordnung definiert sind, kénnen und dirfen
mit einem Bebauungsplan verfolgt werden.

In § 1 BauGB sind Aufgabe, Begriff und Grundsétze der Bauleit-
planung (Fléchennutzungsplanung und Bebauungsplanung) defi-



niert, namlich ,die bauliche und sonstige Nutzung der Grundsti-
cke in der Gemeinde ... vorzubereiten und zu leiten”. Weiter heif}t
es, die Bauleitpléne sind ,aufzustellen, sobald und soweit es fiir
die stadtebauliche Entwicklung und Ordnung erforderlich ist”. Die
Entscheidung hieriiber liegt bei der Gemeinde. Solange also die
Beurteilung eines Bauvorhabens im Innenbereich problemlos nach
§ 34 BauGB méglich ist, kann auf einen Bebauungsplan verzichtet
werden. Wenn aber Spannungen (z. B. Interessenskonflikte) zu
befirchten sind, sich Spannungen héufen, oder wenn sich eine
stadtebaulich unerwiinschte oder negative Tendenz abzeichnet, ist
der Bebauungsplan das Instrument, die Entwicklung in bestimmte
Bahnen zu lenken oder zu halten.

Siedlungserweiterungen (Neubaugebiete) unter Inanspruchnahme
von AuBenbereichsflachen bzw. gréfere Vorhaben im Auf3en-
bereich kénnen nur im Rahmen eines Bebauungsplanverfahrens
umgesetzt werden. Der Bebauungsplan muss aus dem Fléchen-
nutzungsplan, dem vorbereitenden Bauleitplan fir das gesamte
Gemeindegebiet, entwickelt werden.

Eine Reihe weiterer Gesichtspunkte, die bei der Planung zu be-

achten sind, gehen nach Baugesetzbuch mit den stadtebaulichen

Zielen einher (s. § 1 Abs. 5 BauGB):

. Eine nachhaltige Entwicklung,

. Soziale, wirtschaftliche und umweltschitzende Anforderungen,

. Verantwortung gegeniber kinftigen Generationen,

. Dem Wohl der Allgemeinheit dienende sozialgerechte
Bodenordnung,

. Menschenwirdige Umwelt,

. Schutz und Entwicklung der natirlichen Lebensgrundlagen,

. Klimaschutz,

. Stadtebauliche Gestalt,

. Baukulturelle Erhaltung und Entwicklung des Orts- und
Landschaftsbildes.
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Dabei sind die Ziele der Raumordnungsplanung zu bericksichti-
gen (§ 1 Abs. 4 BauGB). In einem Katalog von elf Gesichtspunk-
ten (§ 1 Abs. 6 BauGB), die bei der Planung insbesondere zu
beriicksichtigen sind, finden sich

® Gesunde Wohn- und Arbeitsverhdltnisse,

e Soziale und kulturelle Bediirfnisse,

* Denkmalschutz,

* Belange des Umweltschutzes (sehr umfangreich)

* Belange der Wirtschaft

* Belange des Verkehrs.

Ein wichtiger Grundsatz laut Baugesetzbuch ist, im Rahmen der
Planung die &ffentlichen und privaten Belange gegeneinander und
untereinander gerecht abzuwdgen. Eine nicht korrekte oder ge-
wissenhafte Befolgung dieser Vorgabe kann zur teilweisen oder
vélligen Ungiltigkeit eines Bebauungsplanes fihren.

Hiermit ist wesentlicher Zweck der Bauleitplanung noch nicht be-
schrieben. Im Grunde werden dabei alle bekannten Sachverhalte,
die fir die Bebauung und Nutzung einer Fléche von Belang sind,
zu Papier gebracht. Hierzu gehéren alle involvierten Interessen
und ein GroBteil der gesetzlichen Regelungen. Interessen und Ge-
setze sind so vielfaltig und umfangreich, dass es kaum Spielraum
fir freie planerische Entscheidungen gibt; eine Planung, wie sie
vom Laien meist verstanden wird, findet eigentlich nicht statt. Viel-
mehr handelt es sich um einen Mediationsvorgang und das Ergeb-
nis ist immer ein Kompromiss. Ein wichtiger Aspekt ist, dass durch
die Planung ein relativ hoher Grad an Verlasslichkeit besteht, die
im unbeplanten Innenbereich nach § 34 BauGB nicht gegeben ist,
und sich alle darauf einstellen kdnnen.

Regelungsinhalt des Bebauungsplans

Der Inhalt eines Bebauungsplans ist in § 9 BauGB abschlieBend
geregelt. Voraussetzung fir eine Festsetzung ist eine stadtebau-
liche Begriindung. Aus der Baunutzungsverordnung (BauNVO),
die in Ergdnzung zum § 9 BauGB erlassen wurde, werden die
ndheren Angaben zu Art und Maf3 der Nutzung entnommen. Die
BauNVO liefert sozusagen die Feinsteverung zu diesen Festset-
zungen in einem Bebauungsplan. Die Baunutzungsverordnung trat
erstmals zum 1. August 1962 in Kraft und wurde wiederholt, aller-
dings eher selten, novelliert (1968, 1977, 1990).

Soweit keine Ubergangsvorschriften greifen, beziehen sich Fest-
setzungen in Bauleitplénen immer auf die am ersten Tag der &f-
fentlichen Auslegung des Bauleitplans (FNP, B-Plan) nach § 3 Abs.
2 BauGB geltende Fassung der Baunutzungsverordnung. Das be-
deutet, dass es sich nicht um ,dynamische Verweise” im Sinne
einer Festsetzung gemdaf der jeweils geltenden Fassung handelt;
vielmehr sind Festsetzungen in Bauleitpldnen so zu verstehen, dass
sie den entsprechenden Inhalt der jeweils geltenden Baunutzungs-
verordnung insoweit Gbernehmen. Wird beispielsweise fir ein Ge-
biet in einem Bebauungsplan im Jahr 1966 als Art der baulichen
Nutzung ein ,Kerngebiet” festgesetzt, so bestimmt sich auch heute
noch die zulassige Nutzung in diesem Gebiet nach den Bestim-
mungen der BauNVO 1962. Bildlich kann man sich dies so vor-
stellen, als ob alle entsprechenden Bestimmungen der BauNVO,
die in Form von Festsetzungen im Bauleitplan in Bezug genommen
werden, in den Bauleitplan hinein abgeschrieben werden.

Die Art der baulichen Nutzung wird hauptsachlich Gber Baugebiete
(Kleinsiedlungsgebiete, reine Wohngebiete, allgemeine Wohngebie-
te, besondere Wohngebiete, Dorfgebiete, Mischgebiete, Kerngebie-
te, Gewerbegebiete, Industriegebiete und Sondergebiete) mit den
entsprechenden (verénderbaren) Nutzungskatalogen dargestellt.
Das Maf3 der baulichen Nutzung wird in der BauNVO iber die
Grundfléchenzahl, die Geschossflachenzahl, die Bauhdhen und die
Anzahl der Vollgeschosse festgesetzt. Diese Informationen werden in
Baunutzungsschablonen dargestellt. Weiterhin werden in der BauN-
VO die Bauweisen und die Gberbaubaren Grundsticksflachen de-
finiert und die Zulassigkeit von Nebengebduden (Nebenanlagen),
Stellplatzen und Garagen geregelt. Die wesentlichen Festsetzungen
fir eine Flache beziehen sich auf die Darstellung der Baufldchen,
der Uberbaubaren Fléchen, der Griinflachen, der Verkehrsfldchen,
der Gemeinbedarfsfléchen, der Fléchen fir Ver- und Entsorgung, fir
Anpflanzungen, fir Nutzungsregelungen und Maf3nahmen (Natur-
und Landschaftsschutz), Landwirtschafts- und Waldfléchen. Fir die
Baufléchen werden die Art und das Maf3 der Nutzung, die Bauwei-
se und grundsétzlich auch die Dachform angegeben.

Der Katalog der zuldssigen Festsetzungen enthdlt insgesamt 26

Punkte; einige weitere davon sind:

® Flachen Sport- und Spielanlagen,

* Vorkehrungen zum Schutz vor schédlichen Umwelteinwirkungen

e Pflanzbindungen

* Ausgleichsmafnahmen im Plangebiet oder auf3erhalb des
Plangebietes.

Einfacher und qualifizierter Bebauungsplan

Es besteht kein gesetzlicher Zwang, alle Regelungen, die mdglich wa-
ren, in einem Bebauungsplan zu treffen. Um jedoch alleinige Rechts-
grundlage fiir die Beurteilung von Bauvorhaben darzustellen, missen
zumindest Art und Maf3 der baulichen Nutzung, die Gberbaubaren
Grundstiicksflachen und die rtlichen Verkehrsflachen festgesetzt sein.
In diesem Fall spricht man von einem ,qualifizierten Bebauungsplan”,
in dem die Zuldssigkeit von Vorhaben abschlieBend geregelt ist. Die
allermeisten Bebauungspléne gehéren zu dieser Kategorie.
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5. Das stadtebauliche Planungsrecht - Wo darf ich bauen?

Fehlt eine dieser vier Festsetzungen, handelt es sich um einen ,einfa-
chen Bebauungsplan”. Soweit keine Festsetzungen erfolgt sind, rich-
tet sich die Beurteilung des Sachverhaltes bzw. Bauvorhabens dann
nach § 34 BauGB (im Innenbereich) oder § 35 BauGB (im AuB3enbe-
reich). Fir die fehlende Bestimmung wird also die Bebauung in der
naheren Umgebung des Vorhabens zum Vergleich herangezogen.

Einfacher und qualifizierter Bebauungsplan durchlaufen aber die
gleichen Verfahrensschritte bei ihrer Aufstellung. Die Entscheidung
fir einen einfachen B-Plan bedeutet nicht, dass das Verfahren in
dem Sinne ,vereinfacht” wird, dass Verfahrensschritte entfallen,
wie z. B. beim vereinfachten Planénderungsverfahren.

Aufstellungsverfahren

Ein Bebauungsplan hat erhebliche und langfristige Auswirkungen
auf die Verfigbarkeit, den Wert und die Erscheinung einer Fléche.
Deshalb werden Bebauungsplane nach einem im BauGB geregel-
ten Verfahren aufgestellt, mit dem sichergestellt werden soll, dass
bei der Planung alle Belange und Probleme sorgféltig erfasst bzw.
erkannt und gerecht abgewogen werden. Vor allem die umfassen-
de Beteiligung aller Betroffener und der Offentlichkeit soll sicher-
gestellt werden.

Jeder Verfahrensschritt, d. h. der Beschluss zur Aufstellung eines
Bebauungsplans, der Beschluss zur frihzeitigen Beteiligung, der
Beschluss Gber den Entwurf, der Beschluss zur Auslegung und zur
Beteiligung der Trager &ffentlicher Belange, der Beschluss Uber et-
waige Anderungen und eine evil. notwendige weitere Auslegung
und Beteiligung, der Beschluss iiber die Abwagung der Bedenken
und schlieBlich der Beschluss Gber Satzung erfolgt durch die Ge-
meindegremien.

Der Vorschlag fir den Beschluss, einen Bebauungsplan aufzustel-
len (1. Verfahrensschritt), kommt in der Regel aus der Verwaltung
(Bau-/Planungsamt); bei dem speziellen Planungstyp eines ,vorha-
benbezogenen Bebauungsplans” kommt die Initiative gewdhnlich
von einem Vorhabentréger (Investor oder Bauherr). Sowohl der
Aufstellungsbeschluss gem. § 2 Abs. 1 BauGB als auch der Sat-
zungsbeschluss des Bebauungsplans am Ende des Verfahrens gem.

§ 10 Abs. 1 und Abs.3 BauGB sind ortsiiblich bekannt zu machen.

Die Entwiirfe werden entweder vom Planungsamt oder einem be-
auftragten Planungsbiro erarbeitet. Nach Méglichkeit werden
bereits im Vorfeld des Aufstellungsbeschlusses oder zumindest
vor dem Beteiligungsverfahren alle offensichtlichen Probleme in-
nerhalb der Verwaltung und méglicherweise mit einigen Tragern
offentlicher Belange (T6Bs) geklért. Die Entscheidung fir ein Bau-
gebiet wird in der Regel aus dem Fléchennutzungsplan (FNP) ab-
geleitet und im Rahmen der FNP-Aufstellung wurden die Baugebie-
te zumindest grob auf ihre Eignung gepriift. Durch die méglichst
frihzeitige Klarung aller bekannten Probleme soll das Aufstellungs-
fahren dahingehend kurz gehalten werden, dass eine Anderung
nach der Beteiligung und somit eine weitere Beteiligung und ein
weiterer Beschluss nicht erforderlich wird.

Umweltprifung

Ein zunehmendes Gewicht bei der Planaufstellung hat die Beriick-
sichtigung der Belange des Umweltschutzes durch die Umweltpri-
fung. Vor allem europdisches Recht fand in jiingerer Zeit verstarkt
Eingang in das Planverfahren und stellt zwischenzeitlich einen we-
sentlichen Teil des Planungsaufwandes dar.

§ 2 Abs. 4 BauGB besagt, dass ,die voraussichtlich erheblichen
Umweltauswirkungen ermittelt ..., beschrieben und bewertet wer-
den” missen. Die Gliederungspunkte des zu erstellenden Umwelt-
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berichtes werden in der Anlage genau aufgelistet; die wesentlichen
Punkte sind: eine umfassende Bestandsaufnahme des Umweltzu-
standes, ein Prognose Uber die Entwicklung dieses Zustandes ohne
und mit Durchfilhrung des/der Bauvorhaben, geplante Maf3nah-
men zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich der nach-
teiligen Auswirkungen, MaBBnahmen zur Uberwachung dieser Aus-
wirkungen. Die Ergebnisse dieser Prifung sind in der Abwéagung
zu bericksichtigen und finden Eingang in die Planung.

Nach § 13 BauGB kann die planende Gemeinde einen Bebau-
ungsplan auch im vereinfachten Verfahren ohne vorherige Um-
weltprifung aufstellen. Dies trifft insbesondere auf Kernbereiche
von Innenstddten zu. Wenn beispielsweise Kaufthaus A abgerissen
wird und Kauthaus B auf derselben Flache mit demselben Flg-
chenversiegelungsgrad gebaut werden soll, waren ja auch keine
neuen Auswirkungen auf die Schutzgiter der Umweltprifung zu
erwarten.

Beteiligungsverfahren

Mit Beteiligungsverfahren werden die Abschnitte des Aufstellungs-
verfahrens benannt, in denen die Betroffenen, die Trager offent-
licher Belange, die Nachbargemeinden als auch die allgemeine
Offentlichkeit Gber die Planungsabsichten informiert und zur Stel-
lungnahme aufgefordert werden.

Bei den Tragern &ffentlicher Belange (kurz: TéB) handelt es sich
um staatliche, halbstaatliche (Fach-|Behérden und auch priva-
te Stellen, deren Stellingnahme einzuholen ist, weil sie von der
Planung in irgendeiner Weise berihrt sind. Beispiele Ublicherwei-
se beteiligter T6B sind Regionalverbénde, Post, Bahn, Telekom,
Gewerbeaufsicht, Landwirtschaftskammern, Energieversorgung,
Trager fir Lleitungen und Kabel, Verkehrsgesellschaften, Eisen-
bahn-Bundesamter, Kirchen, Wehrbereichsverwaltungen, Polizei
efc. Es handelt sich also um Einrichtungen, die ebenfalls Aufgaben
oder Zustandigkeiten im beplanten Bereich haben. Sie sollen ihre
Stellungnahmen innerhalb eines Monats abgeben und sich dabei
auf ihren Aufgabenbereich beschrénken.

Das BauGB schreibt zwei Beteiligungen vor. Diese Verfahren lau-
fen in mehreren Schritten und auf verschiedene Weisen ab. In der
ersten, sog. ,frihzeitigen” Beteiligung wird iber die allgemei-
nen Ziele und Zwecke, Planalternativen und Auswirkungen der
Planung unterrichtet. In der Regel lauft dieser Verfahrensschritt so
ab, dass zu einem gemeinsamen Vorstellungs- und Erérterungster-
min in einem Versammlungsraum eingeladen wird. Die Diskussion
wird protokolliert und es besteht im Anschluss noch einige Wo-
chen Zeit, Bedenken und Vorschlége vorzubringen.

Die Trager &ffentlicher Belange und Nachbargemeinden werden
in der Regel direkt angeschrieben und mit notwendigen Unterla-
gen versorgt. Die Ergebnisse der frihzeitigen Beteiligung flieBen,
sofern es sich um berechtigte, rechtlich begriindete oder sinnvol-
le Anliegen handelt, in das weitere Planverfahren mit ein (siehe
Kritik). Der dann erarbeitete und von der Gemeindevertretung
beschlossene Entwurf geht anschlieBend ein zweites Mal in das
Beteiligungsverfahren. Im Rahmen des Entwurfs- und Offenlage-
beschlusses wird auch Gber die bis dahin eingegangen Bedenken
und Vorschlége befunden (s. Kritik). Die Termine sind rechtzeitig
ortsiiblich anzukindigen; die Fristen fir die Ankindigung und fir
die Offenlagen und Stellungnahmen sind in § 3 und § 4 BauGB
genau geregelt und fiir ein fehlerfreies Planverfahren unbedingt
einzuhalten.

Ausgelegt werden die Planunterlagen sowie der Umweltbericht
und die evil. dazugehdrigen Gutachten (z. B. fir Larm) in der
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5. Das stadtebauliche Planungsrecht - Wo darf ich bauen?

Regel im Planungsamt, aber oft auch im Rathaus oder einem &f-
fentlich zuganglichen Raum im Ort oder Stadtteil. Wie bei der
frihzeitigen Beteiligung werden die T6B und Nachbargemeinden
direkt angeschrieben.

Abwégungsprozess

Stellungnahmen (Einwénde, Bedenken, Anregungen) gehen in al-
ler Regel schriftlich ein, kénnen aber mindlich zur Protokollierung
vorgebracht werden. Eine Stellungnahme kann, soweit eine Ge-
meinde den Entwurf des Bauleitplans und der Begriindung in das
Internet eingestellt hat, auch auf elektronischem Wege erfolgen.

Stellungnahmen werden gesammelt und zur Vorbereitung der Ab-
wdgung gesichtet. Auf jeden einzelnen Punkt einer Stellingnahme
wird dabei eingegangen. Die Bedenken und Vorschlage werden
gewichtet, dem bisherigen Planungsergebnis gegenibergestellt
und gegeneinander und untereinander abgewogen.

Vielfach wird die Planung Gberhaupt in Frage gestellt, z. B. die Not-
wendigkeit fir ein neves Baugebiet. Auch werden haufig private
Probleme, Zwénge oder schlichtweg eigene Wunschvorstellungen
als Griinde fir Anderungswiinsche vorgegeben. Wenn aber keine
rechtlichen Grundlagen diese Eingaben stitzen, besteht praktisch
kaum eine Chance, dass sie zu einer Entwurfsdnderung fishren.
Fachliche Einwénde kénnen dagegen Plananpassungen notwen-
dig machen. Es handelt sich dabei fast immer um Umsténde, die
bis dato noch nicht bekannt bzw. erkannt wurden und somit keine
Beriicksichtigung fanden. Da aber im Vorfeld der Planaufstellung
im Regelfall sehr sorgféltig alle bekannten Probleme in Betracht
gezogen werden, kommt dies relativ selten vor.

In vielen Féllen handelt es sich bei den Stellungnahmen lediglich
um Hinweise, die zu beachten sind.

Die Verwaltung erarbeitet zu jedem Punkt eine Stellungnahme und
schlégt vor, wie in der Gemeindevertretung damit umgegangen
werden soll, sei es, dass die Planung entsprechend gedndert wird,
dass sie nicht verandert wird oder dass die Stellungnahme zur
Kenntnis genommen wird (Abwdgungsvorschlag). Die Gemeinde-
vertretung ist nicht verpflichtet, diese Vorschldge der Verwaltung
zu Ubernehmen. Es kommt jedoch selten vor, dass gegenteilig ab-
gestimmt wird.

Verfahrensabschluss

Nach dem Abwé&gungsverfahren kann es folgendermafien wei-

tergehen:

* Die Stellungnahmen fihren zu keinen oder nur geringfigigen
Anderungen und der B-Plan wird von der Gemeindevertretung
als Satzung beschlossen. Die Einwendungen werden entweder
alle abgewiesen oder zur Kenntnis genommen (Regelfall).

* Die Verwaltung oder die Gemeindevertretung erkennt Ein-
wdnde an und es wird eine Planénderung erforderlich. Es
kann auch zu Plandnderungen aufgrund von Beschlissen der
Gemeindeveriretung kommen, die nichts mit Einwénden zu
tun haben. Das kommt allerdings sehr selten vor. Sind von der
Anderung die Grundziige der Planung berihrt, fihrt dies zu
einem vollstdndig neuen Beteiligungsverfahren. Das passiert
relativ selten und es kommt ganz selten vor, dass es erst in der
Gemeindevertretung zur Annahme eines Einwandes kommt.
Sind die Grundziige nicht berihrt und nur bestimmte Personen
oder TéBs von der Anderung betroffen, genigt ein einge-
schranktes Beteiligungsverfahren. Dies kommt im Rahmen eines
Planverfahrens &fter vor. In diesem Fall werden nur die von
der Anderung Betroffenen nochmal gehért. Nach dem zweiten
Beteiligungsverfahren erfolgt ggf. eine erneute Abwégung.
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AnschlieBend kommt es in der Gemeindevertretung zum Sat-
zungsbeschluss.

Wenn die Verwaltung eine Plandnderung vor einem Beschlussver-
fahren in der Gemeinde vornimmt, spart sie eine Beschlussrunde
in den verschiedenen Gremien der Gemeinde und damit Zeit.

Der Bebauungsplan wird als kommunale Satzung von der Ge-
meindevertretung beschlossen. Die Rechtsverbindlichkeit (rechtli-
che Giiltigkeit) tritt mit der Ausfertigung und &ffentlichen Bekannt-
machung im Amisblatt des Landkreises Gifthorn www.gifhorn.de
-, Amtsblatt” ein. Dabei ist auch darauf hinzuweisen, wo und
wann der Plan von jedermann eingesehen werden kann. Die Ge-
meinde ist verpflichtet, allen Einwendern das Ergebnis der Ab-
wdgung schriftlich oder elektronisch mitzuteilen und darzulegen,
weshalb ein Einwand oder Vorschlag nicht bertcksichtigt wurde.
Der Bebauungsplan kann bereits vor dem Inkraftireten angewen-
det werden, wenn die Beteiligungsphase keine Einwénde erge-
ben hat, die zu einer Plandnderung fishren. Bauvorhaben sind
dann nach § 33 BauGB zuldssig und genehmigungsféhig, sofern
alle genannten Bedingungen erfiillt sind (insbesondere die der
gesicherten ErschlieBung). Ein Vorhaben kann nicht bei einem
Planstand nach § 33 BauGB auf der Grundlage des Bebauungs-
plan-Entwurfs abgelehnt werden.

Veréinderungssperre

Da das Verfahren zur Aufstellung eines Bebauungsplans bis zu sei-
nem Inkraftireten einen ldngeren Zeitraum beansprucht, der meh-
rere Jahre umfassen kann, hat die Gemeinde die Méglichkeit, fir
den Planungsbereich oder Teile davon eine Verénderungssperre zu
erlassen. Damit kann sie verhindern, dass wahrend des Planungs-
prozesses Bauvorhaben durchgefihrt werden, die der Planung
zuwiderlaufen oder sie wesentlich erschweren. Eine Verdnderungs-
sperre gilt zundchst kraft Gesetz zwei Jahre (§ 17 Abs. 1 Satz 1
BauGB). Die Gemeinde kann diese Frist bei Bedarf um ein drittes
Jahr verléngern. Wenn besondere Umstéinde es erfordern, kann
die Gemeinde mit Zustimmung der hdheren Verwaltungsbehdrde
die Dauer der Veranderungssperre auf ein viertes Jahr ausdehnen.
Damit ist jedoch aus Sicht des Eigentumsschutzes die maximale
Daver firr eine entschadigungslos hinzunehmende Duldung einer
Verénderungssperre erreicht. Alternativ zu einer Verdnderungs-
sperre kann die Gemeinde die Entscheidung iber einzelne Bauvor-
haben jeweils um bis zu einem Jahr zuriickstellen lassen.

Anderung des Bebauungsplans

Oft entwickeln sich die stadtebaulichen Ziele fiir den Geltungsbe-
reich eines Bebauungsplans mit der Zeit weiter oder ein konkretes
Projekt, das generell befirwortet wird, kann nach den geltenden
Bestimmungen eines festgesetzten Plans nicht genehmigt werden.
Dann besteht die Méglichkeit, mit dem gleichen Verfahren, das fir
die Aufstellung eines Plans durchzufihren ist, einen Bebauungs-
plan zu &ndern, zu ergénzen oder ganz aufzuheben (§ 1 Abs. 8
BauGB). Abweichungen von den Festsetzungen, die iber dessen
gesetzten Rahmen hinausgehen, sind rechtlich ohne Bebauungs-
plan-Anderung nicht méglich. Ein Anderungsverfahren verlduft
grundsatzlich wie ein Aufstellungsverfahren. Alle Verfahrensschrit-
te sind einzuhalten, aufgrund des Aufwandes werden Anderungs-
verfahren gern umgangen und einzelne Anderungswiinsche fihren
selten zu Plandnderungen. Bei mehreren oder gehduften Anfragen
besteht Bedarf und sie werden in die Wege geleitet. So kann es
Bebauungspléne mit dritten, vierten und mehr Anderungen geben.
Wenn die Grundzige der urspringlichen Planung nicht berihrt
werden, sieht das BauGB das ,vereinfachte Verfahren” vor und
einige Verfahrensschritte entfallen oder werden verkirzt (dazu §
13 BauGB).



Festsetzung eines Bebauungsplans

Art der baulichen Nutzung

Die Art der im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes zulassi-
gen baulichen Nutzungen ergibt sich aus den jeweils festgesetzten
Baugebietstypen der Baunutzungsverordnung (BauNVO). Diese
beschreibt in den §§ 2 bis 11 mdgliche Typen von Baugebieten
wie Reine oder Allgemeine Wohngebiete, Dorfgebiete, Misch-
oder Gewerbegebiete. In der Regel werden dort fir jeden Bau-
gebietstyp allgemein und ausnahmsweise zuléssige Nutzungen
bestimmt. Zu den allgemein zuléssigen Nutzungen eines Allgemei-
nen Wohngebietes zdhlen zum Beispiel Wohngebdude oder An-
lagen fir kirchliche oder soziale Zwecke, ausnahmsweise kénnen
jedoch unter anderem auch Beherbergungsbetriebe, Gartenbau-
betriebe oder Tankstellen zugelassen werden. Durch textliche Fest-
setzungen konnen allgemein zulassige Nutzungen ausgeschlossen
werden, ausnahmsweise zuldssige Nutzungen kénnen aber auch
allgemein zuléssig werden. Die Zweckbestimmung des festgesetz-
ten Baugebietstyps muss jedoch gewahrt bleiben.

MaB der baulichen Nutzung

Das MaB der baulichen Nutzung im Geltungsbereich eines Bebau-
ungsplanes wird in der Regel bestimmt iber die Grundfléachenzahl
(GRZ), die Geschossflachenzahl (GFZ), die Zahl der Vollgeschos-

se und/oder die zuldssige Hohe baulicher Anlagen.

Die Grundflachenzahl gibt an, wie viel Quadratmeter Grundflg-
che bauliche Anlage je Quadratmeter Grundstiicksflache zulassig
sind. Bei einer festgesetzten GRZ von zum Beispiel 0,3 dirfen
maximal 30 % der Grundstiicksfldche mit der so genannten Haupt-
nutzung Uberbaut werden. Zur Hauptnutzung zdhlen bei Wohn-
gebduden auch Balkone, iberdachte Terrassen oder Wintergdr-
ten. Garagen, Stellplétze und Nebenanlagen sind mitzurechnen,
durch sie darf die festgesetzte GRZ jedoch um 50 % Uberschritten
werden (so genannte GRZ Il) - bei einer festgesetzten GRZ von
0,3 also bis zu 0,45 beziehungsweise 45 % der Grundsticks-
flache. Die textlichen Festsetzungen kénnen hierzu jedoch auch
anders lautende Regelungen enthalten (§ 19 BauNVO).

Die Geschossflachenzahl (GFZ) gibt an, wie viel Quadratmeter
Geschossfléche je Quadratmeter Grundstiicksfléche zuldssig sind.
Die GFZ wird nach den AuBenmafen eines Gebdudes in allen
Vollgeschossen ermittelt (§ 20 BauNVO). Die Zahl der zulassigen
Vollgeschosse kann als HéchstmaB oder als zwingend einzuhalten
festgesetzt werden. Was ein Vollgeschoss ist, bestimmt sich nach
landesrechtlichen Vorschriften, in Niedersachsen nach der NBauO
(§ 2 Absatz 7 NBauO). Die Hohe baulicher Anlagen kann eben-
falls durch den Bebauungsplan begrenzt werden. In den textlichen
Festsetzungen ist dann ein Bezugspunkt zu definieren, von dem
aus die Hohe zu bemessen ist (§ 18 BauNVO).

Bauweise

Die Bauweise kann unter anderem als offene Bauweise mit Einzel-
hausern, Doppelhdusern oder Hausgruppen (mit seitlichem Gren-
zabstand) oder geschlossene Bauweise (ohne seitlichen Grenz-
abstand) festgesetzt werden. Ist die offene Bauweise festgesetzt,
kann die Zahl der zulassigen oben genannten Hausformen z. B.
auf eine oder zwei begrenzt werden (§ 22 BauNVO).

Uberbaubare Grundstiicksfléche

Die iberbaubare Grundstiicksfléiche kann durch die zeichnerische
Festsetzung von Baugrenzen, Baulinien oder Bebauungstiefen be-
stimmt werden (§ 23 BauNVO), wobei die Festsetzung von Bau-
grenzen am iblichsten ist. Festgesetzte Baugrenzen dirfen von
Gebduden oder Gebdudeteilen nicht iiberschritten werden, bei
festgesetzten Baulinien muss auf dieser Linie gebaut werden. In
beiden Fallen kann das Vortreten (Baugrenzen) beziehungsweise
Vor- und Zuriicktreten (Baulinien) von Gebdudeteilen in geringfigi-
gem Ausmaf} auf Antrag zugelassen werden.

Nebenanlagen, Garagen, Carports und Stellplatze kénnen auch
auBerhalb der iberbaubaren Grundstiicksflachen zugelassen wer-
den, sofern im Bebauungsplan nichts anderes durch eine textliche
Festsetzung geregelt ist.

Griinordnerische Belange, Griinfléchen

Grinordnerische Belange kdnnen zum Beispiel durch textlich fest-
gesetzte Anpflanzungsgebote fir die Baugrundsticke geregelt
werden. In Ortsrandlagen werden héufig auch zeichnerische Fest-
setzungen als ,Flachen zum Anpflanzen von Baumen und Stréu-
chern” angewandt, wobei dann in den textlichen Festsetzungen
geregelt wird, wie, in welchem Umfang und eventuell auch wann
diese Anpflanzungen zu realisieren sind. Solche Fldchen stehen
fir Bebauungen jedweder Art (zum Beispiel Schuppen und Spiel-
gerdte) nicht zur Verfigung. Dariber hinaus kénnen &ffentliche
oder private Grinfléchen unterschiedlicher Zweckbestimmung
(zum Beispiel Parkanlagen, Sportplétze, Spielpldtze) zeichnerisch
festgesetzt werden.

Verkehrsflachen

Die in einem Bebauungsplan festgesetzten Verkehrsflachen kon-
nen ebenfalls unterschiedliche Zweckbestimmungen haben, zum
Beispiel als verkehrsberuhigter Bereich oder als Fuf3- und/oder
Radweg.

Planzeichenverordnung 1990

Als Planzeichenverordnung 1990 bezeichnet man die Verordnung
Uber die Ausarbeitung der Bauleitplane und die Darstellung des
Planinhalts. Die Verordnung regelt die in Bauleitplénen zu verwen-
denden Planzeichen. In den Bauleitplénen sind die verwendeten
Planzeichen regelméBig Uber eine Legende zu erlGutern.

Ortliche Bauvorschriften (OBV) bzw. Gestaltungsvorschriften

Die Niedersachsische Bauordnung ermachtigt die Gemeinden,
in einer Satzung &riliche Bauvorschriften zu erlassen, die auch
gestalterische Anforderungen an bauliche Anlagen enthal-
ten kdnnen. Ermdchtigungsgrundlage dafir ist § 84 NBauO.
Gestaltungsvorschriften kénnen als eigenstandige Gestaltungs-
satzungen auftreten oder in Form von sonstigen gestalterischen
Festsetzungen im Bebauungsplan. Das BauGB gibt hierzu in § 9
Abs. 4 BauGB die Ermdchtigung, landesrechtliche Inhalte in den
Bebauungsplan aufzunehmen.

Gestaltungssatzungen oder einzelne Regeln kdnnen die Gebdu-

de betreffen (Dachform, Fensterformen, Materialien und Farben),
Werbeanlagen oder auch die Gestaltung von Freibereichen, ins-
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5. Das stadtebauliche Planungsrecht - Wo darf ich bauen?

besondere von Einfriedungen. Da es sich bei der Erméchtigungs-
grundlage um eine landesrechtliche Regelung handelt, wird dar-
auf hingewiesen, dass Abweichungen von der OBV gemdf § 66
NBauO beantragt werden kénnen. Es handelt sich somit nicht um
Ausnahmen bzw. Befreiungen im Sinne von § 31 BauGB.

Ausnahmen und Befreiungen

Die Beurteilung von Bauvorhaben im Geltungsbereich von Bebau-
ungsplénen erfolgt ausschlieBlich nach dessen Festsetzungen (§ 30
BauGB). Grundsdtzlich ist ein Bauvorhaben genehmigungsfahig,
wenn es den Festsetzungen des Bebauungsplans nicht widerspricht;
einzig die noch fehlende ErschlieBung, z. B. in einem Neubauge-
biet, kdnnte eine Verzégerung darstellen. Von groflem Interesse ist
natirlich, wie streng der Bebauungsplan angewandt wird. Auch
hier gibt es eine Systematik. Der Plan kann schon im Rahmen sei-
ner Festsetzungen laut § 31 Abs. 1 BauGB Ausnahmen vorsehen,
wie z. B. bei den Nutzungen in den einzelnen Gebietstypen. Diese
Nutzungen stehen nicht im generellen Zuléssigkeitskatalog, weil
ihnen ein gewisses Stdrpotenzial innewohnt, das zunéchst geprift
werden soll, sei es aufgrund von Emissionen, der Flachenbeanspru-
chung oder der Gestalt. Sofern keine Konflikte zu erwarten sind,
werden diese Ausnahmen im Regelfall gewéhrt.

Von gréf3erer Bedeutung fir die Genehmigungspraxis ist jedoch
die Méglichkeit, von den Festsetzungen befreien zu kénnen, wie
es § 31 Abs. 2 BauGB vorsieht. Damit wird der B-Plan mit einer
gewissen Flexibilitat ausgestattet, die seine Handhabung erleich-
tern sollen. Eine Befreiung ist jedoch mit Bedingungen versehen:
In jedem Falle dirfen die Grundziige der Planung nicht be-
rihrt werden und die Abweichung muss unter Wirdigung der
nachbarlichen Interessen mit den offentlichen Belangen vereinbar
sein. Hierzu muss sich laut Gesetz eine dritte Bedingung gesellen:
entweder
* Die Erforderlichkeit aus Griinden des Wohles fiir die
Allgemeinheit,
* Die stadtebauliche Vertretbarkeit oder
* Das Entstehen einer nicht beabsichtigten Harte.

Ob die Grundziige einer Planung von einer Anderung berihrt
werden, hangt im Wesentlichen davon ab, wie sehr solche Grund-
ziige in den Festsetzungen zu erkennen und vor allem in der Be-
grindung dargelegt sind.

Ein Beispiel: In einer Flachdachsiedlung stellt das Flachdach of-
fensichtlich einen Grundzug der Planung dar und fiir eine andere
Dachform kénnte keine Befreiung erteilt werden. Nachbarliche
Interessen spielen bei Befreiungen eine wichtige Rolle, da eine
wichtige Funktion des Bebauungsplans der Vertravensschutz ist.
Befreiungen, von denen ein Nachbar betroffen wire, z. B. eine
héhere Bauhéhe oder die Uberschreitung des Baufensters, kénnen
ohne dessen Zustimmung nicht gewdhrt werden. Die Erforderlich-
keit einer Befreiung aus Griinden des Wohles fir die Allgemeinheit
betrifft z. B. Versorgungseinrichtungen, die im Plangebiet nicht vor-
gesehen waren. Die stddtebauliche Vertretbarkeit ist in der Ausle-
gung relativ flexibel, hangt aber im Grunde ebenfalls vom Konzept
der Planung ab: je strenger dieses ist, desto mehr féllt eine Abwei-
chung ins Gewicht.

Unbeabsichtigte Harten entstehen haufig aufgrund von Umstéin-
den, die auf einem einzelnen Grundstiick vorliegen, z. B. geolo-
gische oder topografische Zwange, die bei der Festsetzung des
Baufensters oder der Hohenlage eines Gebdudes nicht (genigend)
bericksichtigt wurden. Das Beharren auf die Festsetzung kénnte
eine Bebauung sehr erschweren oder sogar unmdglich machen.

Unbeplanter Innenbereich
(gem. § 34 Abs. 1 und Abs. 2 BauGB)

Liegt ein Grundstick nicht im Geltungsbereich eines Bebauungspla-
nes, jedoch innerhalb der bebauten Ortslage, richtet sich die Be-
urteilung der Zulassigkeit eines Bauvorhabens nach § 34 BauGB
(Zulassigkeit von Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang be-
bauten Ortsteile). Diese Bereiche werden haufig auch als ,unbe-
planter Innenbereich” oder nur als ,Innenbereich” bezeichnet.

Ein im Zusammenhang bebauter Ortsteil i.S. des § 34 BauGB liegt
vor, wenn die bereits vorhandene Bebauung nach Quantitét und
Qualitat den Eindruck der Geschlossenheit vermittelt. Vorausset-
zung ist, dass die vorhandene Bebauung entweder genehmigt ist
oder jedenfalls auf Daver geduldet wird. Fir den Eindruck der Ge-
schlossenheit kommt es auf eine natiirliche Betrachtungsweise an.
Dabei sind auch sog. topografische Zwangspunkte, zB StraBBen,
Wasserldufe, Bdschungen usw. zu bericksichtigen.

Prifungsschritt 1: § 34 Abs. 2 BauGB

Entspricht die ndhere Umgebung nach der Art der baulichen Nut-
zung einem Gebietstyp der BauNVO, richtet sich die Zulassigkeit
der baulichen Anlage gem. § 34 Abs. 2 BauGB insoweit, also nur
hinsichtlich der Art der baulichen Nutzung, allein nach den Vor-
schriften der BauNVO. Hier zeigt sich die Planersatzfunktion des
§ 34 BauGB. Die Prifung erfolgt genauso, als gebe es eine ent-
sprechende Festsetzung in einem qualifizierten Bebauungsplan.
Das gilt sogar hinsichtlich der Méglichkeit von Ausnahmen und
Befreiungen nach § 31 BauGB.

Soweit sich die bauliche Nutzung nach § 34 Abs. 2 BauGB rich-
tet, gilt fir den Nachbarschutz derselbe MaBstab wie fir Festset-
zungen qualifizierter Bebauungspléne.

Prifungsschritt 2: § 34 Abs. 1 BauGB

Soweit § 34 Abs. 2 BauGB nicht zur Anwendung kommt, weil es
entweder nicht um die Frage der Art der baulichen Nutzung geht
oder kein Gebietstyp der BauNVO einschlégig ist, richtet sich die
Zulassigkeit der baulichen Anlage nach § 34 Abs. 1 BauGB. Da-
nach kommt es darauf an, ob sich das Vorhaben nach Art und
MaB der baulichen Nutzung, Bauweise und iberbaubarer Grund-
sticksfléche in die Eigenart der néheren Umgebung einfigt. Die
Frage des Einfigens ist fir jeden der vier Aspekte getrennt zu
untersuchen.

Neben der immer verlangten gesicherten ErschlieBung missen
dariiber hinaus die Anforderungen an gesunde Wohn- und Ar-
beitsverhaltnisse gewahrt bleiben und das Ortsbild darf nicht
beeintrachtigt werden. MafBgeblich bei der Beachtung der Ein-
figungskriterien ist die Eigenart der ngheren Umgebung, wobei
der Begriff ,ndhere Umgebung” nicht pauschal definiert werden
kann, sondern sich einzelfallabhdngig aus der értlichen Situation
ergibt bzw. festgelegt werden muss. Werden die Einfigungskri-
terien beachtet und nachgewiesen, besteht bei Beachtung der in
der NBauO geregelten bauordnungsrechtlichen Vorschriften ein
Rechtsanspruch auf Erteilung einer Baugenehmigung.

Im Ubrigen vermittelt § 34 Abs. 1 BauGB Nachbarschutz insofern,
als der Begriff des Einfigens Ausdruck des baurechtlichen Gebots
der Riicksichtnahme ist. Insoweit gelten die allgemeinen Regeln fir
den Nachbarschutz aus dem Gebot der Ricksichtnahme.

Art der baulichen Nutzung

Die Art der zulassigen baulichen Nutzungen im Innenbereich er-
gibt sich aus den tatsachlich vorhandenen Nutzungen der ndhe-
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ren Umgebung (das ist in der Regel ein Bereich im Radius von ca.
150 m um die geplante BaumafBnahme).

MaB der baulichen Nutzung

MaBgeblich fir die Beurteilung des MaBes der baulichen Nutzung
in der ngheren Umgebung kdnnen sein die Héhe baulicher Anla-
gen, die Grundflachenzahl (GRZ) oder die tatséchlich in Anspruch
genommene Grundfléche sowie die Zahl der Vollgeschosse. Die
Geschossflachenzahl (GFZ) spielt dagegen in der tdglichen Praxis
kaum eine Rolle. Dabei gilt wie bei den anderen Einfigungskriteri-
en auch: Je vielfdltiger die Auspragungen der einzelnen Kriterien
in der ndheren Umgebung sind und je weiter damit der Beurtei-
lungsrahmen ist, desto gréfer ist der Spielraum der Baugenehmi-
gungsbehdrde bei der Beurteilung der Zulassigkeit.

Schwankt die in der ndheren Umgebung vorhandene Grundfla-
chenzahl (GRZ) zum Beispiel zwischen 0,2 und 0,4 (zwischen
20 % und 40 % der Grundstiicksflache sind mit der Hauptnutzung
Uberbaut), ist innerhalb dieses Rahmens eine Bebauung auf einem
noch freien Grundstick denkbar. Vergleichbares gilt fir die Krite-
rien Héhe baulicher Anlagen, Grundflache und Zahl der Vollge-
schosse.

Bauweise

Auch hinsichtlich der Bauweise gilt: Die Bebauung des noch frei-
en Baugrundstiickes hat sich der in der ndheren Umgebung vor-
herrschenden Bauweise anzupassen. So wdre ein freistehendes
Einzelhaus in einer durch geschlossene Bauweise gepragten Um-
gebung unzuldssig.

Uberbaubare Grundstiicksfléche

Das Kriterium ,Grundstiicksflache, die iberbaut werden soll”,
wird im Rahmen eines Bebauungsplanes in der Regel durch die
zeichnerische Festsetzung von Baugrenzen definiert, innerhalb
derer die vorgesehene Hauptnutzung unterzubringen ist. Im un-
beplanten Innenbereich gibt auch hier die umgebende Bebauung
den Rahmen vor. Eine relativ haufig auftretende Frage in diesem
Zusammenhang ist z.B die nach der Zuldssigkeit so genannter
,Hinterliegerbebauungen”, also von Bebauung in zweiter Reihe.

Abweichungen

Im Einzelfall kann vom Erfordernis des Einfigens abgewichen
werden, wenn das Vorhaben der Erweiterung, Anderung, Nut-
zungsanderung oder Erneuerung eines zuldssigerweise errichte-
ten Gewerbe- oder Handwerksbetriebes oder der Erweiterung,
Anderung oder Erneuerung einer zulassigerweise errichteten An-
lage zu Wohnzwecken dient. Das Vorhaben muss dariber hinaus
stadtebaulich vertretbar und unter Wisrdigung nachbarlicher Inte-

ressen mit den offentlichen Belangen vereinbar sein (§ 34 Absatz
3a BauGB).

Innenbereichssatzungen
§ 34 Absatz 4 BauGB eréffnet den Gemeinden die Maglichkeit

zum Erlass von Satzungen fir den unbeplanten Innenbereich.

Dabei handelt es sich um

e die so genannte Klarstellungssatzung, wodurch die Grenzen
des unbeplanten Innenbereichs definiert werden (§ 34 Absatz
4 Nr. 1 BauGB),

e die so genannte Entwicklungssatzung, wodurch bebaute Berei-
che im AuBenbereich als im Zusammenhang bebauter Ortsteil
festgelegt werden kdnnen, wenn die Fléchen im Flachennut-
zungsplan als Baufléchen dargestellt sind (§ 34 Absatz 4 Nr.
2 BauGB|,
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e die so genannte Ergénzungssatzung, wodurch einzelne Auf3en-
bereichsfldchen in die unbeplanten Innenbereiche einbezogen
werden kdnnen, wenn sie durch die bauliche Nutzung des an-
grenzenden Bereichs entsprechend geprdagt sind (§ 34 Absatz
4 Nr. 3 BauGB).

Diese Satzungen kénnen auch miteinander verbunden werden. Sie
unterliegen einigen Voraussetzungen, zum Beispiel der nach der
Vereinbarkeit mit einer geordneten stadtebaulichen Entwicklung.

AuBenbereich (gem. § 35 BauGB)

Woéhrend die Lage im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes re-
lativ einfach zu bestimmen ist, da ein Bebauungsplan seinen Gel-
tungsbereich selbst definiert, ist die Abgrenzung zwischen Innen- und
AuBenbereich nicht immer ganz einfach und regelméfig eine Einzel-
fallentscheidung. Entgegen landléufiger Meinung haben die Stand-
orfe von Orfseingangsschildern oder Ortsdurchfahrtssteinen oder
Grundstiicksgrenzen mit dieser Abgrenzung jedoch nichts zu tun.

Zuldssigkeit von Bauvorhaben

In § 35 BauGB ist geregelt, ob und wenn ja, unter welchen Vo-
raussetzungen Bauvorhaben im AufBenbereich planungsrechtlich
zuléssig sind beziehungsweise zugelassen werden kénnen. Die in
der NBauO geregelten bauordnungsrechtlichen Vorgaben bleiben
davon unberihrt. Dabei muss bericksichtigt werden, dass die vom
Gesetzgeber verfolgte Absicht bei der Abfassung dieser Regelun-
gen war, den AuBenbereich von einer Bebauung weitgehend frei-
zuhalten. Er hat deshalb bei der Beschreibung von Bauvorhaben
im AuBenbereich zwischen so genannten ,privilegierten” Vorha-
ben (§ 35 Absatz 1 BauGB), ,sonstigen” (nicht privilegierten)
Vorhaben (§ 35 Absatz 2 BauGB) und ,begiinstigten” Vorhaben
(8 35 Absatz 4 BauGB) unterschieden.

Privilegierte AuBenbereichsvorhaben

In § 35 Absatz 1 BauGB werden Vorhaben beschrieben, die im
AuBenbereich privilegiert und damit unter erleichterten Bedingun-
gen planungsrechtlich zulassig sind. Das bedeutet jedoch nicht
eine automatische Genehmigungsfahigkeit, sondern lediglich eine
gréflere Durchsetzungsfahigkeit gegeniber betroffenen offentli-
chen Belangen, die einem privilegierten Vorhaben entgegenste-
hen missen, um es nicht genehmigen zu dirfen.

Zu den im AuBenbereich privilegierten Vorhaben zéhlen unter an-

derem

¢ Vorhaben, die Betrieben der Land- oder Forstwirtschaft oder
Betrieben der gartenbaulichen Erzeugung dienen,

* Vorhaben, die der dffentlichen Ver- und Entsorgung dienen,

* Anlagen der regenerativen Energiegewinnung aus Wind und
Wasser.

Sonstige AuBenbereichsvorhaben

Fallt ein Bauvorhaben nicht unter die Privilegierung des § 35
Absatz 1 BauGB, so handelt es sich um ein sonstiges Vorha-
ben, dessen Genehmigungsfahigkeit sich gegeniber den privi-
legierten Vorhaben grundsétzlich erheblich schwieriger darstellt.
Genehmigungen kénnen im Einzelfall ausgesprochen werden,
wenn durch die Ausfihrung und Benutzung des Vorhabens 6ffent-
liche Belange nicht beeintrachtigt werden und, wie immer notwen-
dig bei der Genehmigungsfchigkeit, die ErschlieBung gesichert ist.

Die Schwelle im Umgang mit &ffentlichen Belangen liegt hier also
deutlich niedriger als bei den privilegierten Vorhaben: Wéhrend
bei diesen die Beeintrachtigung so gravierend sein muss, dass der



beeintrachtigte 6ffentliche Belang der Zul&ssigkeit entgegensteht,
reicht bei sonstigen AuBenbereichsvorhaben die Beeintréchtigung
an sich schon aus, um es nicht genehmigen zu dirfen.

Offentliche Belange

Die offentlichen Belange, die durch Bauvorhaben im AuBenbe-

reich berihrt werden kénnen, sind in § 35 Absatz 3 BauGB auf-

gezdhlt, diese Aufzdhlung ist jedoch nicht abschlieBend. Dabei
handelt es sich beispielsweise um

e die dem Vorhaben widersprechenden Darstellungen des
Flachennutzungsplanes,

e die dem Vorhaben widersprechenden Darstellungen sonstiger
Fachplanungen, insbesondere des Naturschutz- und Wasser-
rechts,

e schadliche Umwelteinwirkungen, die das Vorhaben hervorruft
oder denen es ausgesetzt ist,

e Beeintrachtigungen des Orts- und Landschaftsbildes durch das
Vorhaben.

Begiinstigte AuBenbereichsvorhaben

Bestimmten in § 35 Absatz 4 BauGB angefihrten sonstigen Au-

Benbereichsvorhaben kénnen einige 6ffentliche Belange nicht als

beeintrdchtigt entgegengehalten werden; sie genieen insofern

eine Art Teilprivilegierung. Bei diesen so genannten beginstigten

AuBenbereichsvorhaben handelt es sich in der Regel um solche,

die sich mit Umnutzung, Ersatz oder Erweiterung zulGssigerweise

errichteter AuBenbereichsvorhaben auseinandersetzen. Offentli-

che Belange, die diesen Vorhaben nicht entgegengehalten wer-

den kénnen, sind

e die Darstellungen des Flachennutzungsplanes oder eines Land-
schaftsplanes,

¢ die Beeintréichtigung der natiirlichen Eigenart der Landschaft,

* Befirchtungen zur Entstehung, Verfestigung oder Erweiterung
einer Splittersiedlung.

AuBenbereichssatzung

Die AuBenbereichssatzung des § 35 Absatz 6 BauGB, die von
einer Gemeinde beschlossen werden kann, fihrt fir bestimmte be-
baute AuBenbereichsgebiete ebenfalls zu einer Teilprivilegierung
von sonst nicht privilegierten Vorhaben im Sinne von § 35 Ab-
satz 2 BauGB. Die Satzung dndert nichts an der Zuordnung zum
AuBenbereich, sie modifiziert lediglich die Zul&ssigkeitsvorausset-
zungen fur nicht privilegierte Vorhaben.

Der Erlass einer solchen Satzung setzt voraus, dass bebaute Berei-

che vorliegen, die nicht iberwiegend landwirtschaftlich gepragt

sind und in denen eine Wohnbebauung von einigem Gewicht vor-

handen ist. Die Satzung kann bestimmen, dass Wohnvorhaben

und Vorhaben, die kleinen Handwerks- und Gewerbebetrieben

dienen, die &ffentlichen Belange

* Darstellung als Flache fir die Landwirtschaft oder fir Wald und

e Befirchtung der Entstehung oder Verfestigung einer Splitter-
siedlung

e nicht entgegengehalten werden kénnen.

Gebot der Ricksichinahme

Beim Gebot der Ricksichtnahme handelt es sich um einen durch
die Rechtsprechung entwickelten Grundsatz, nach dem die Vor-
schriften des &ffentlichen Baurechts auszulegen sind. Besondere
Bedeutung kommt dem Gebot der Ricksichtinahme in der Beur-
teilung der planungsrechtlichen Zulassigkeit eines Vorhabens zu.
So kann ein eigentlich zuldssiges Vorhaben (zum Beispiel ein Vor-
haben, das im Geltungsbereich eines Bebauungsplans liegt und

diesem entspricht) unzuldssig sein, wenn von ihm im konkreten
Fall unzumutbare Beeintréchtigungen ausgehen und die gebotene
Ricksichtinahme nicht eingehalten wird.

Damit erfahrt das Baurecht eine gewisse Flexibilisierung in Hin-
blick auf den Einzelfall. Im Ergebnis sollen die verschiedenen Nut-
zungsarten in einer Weise einander zugeordnet werden, dass auf
die jeweils andere Grundsticksnutzung Ricksicht genommen wird
und es so zu miteinander vertrdglichen Nutzungen kommt. Als
besondere Auspragung des Ricksichinahmegebotes ist insbeson-
dere der § 15 Baunutzungsverordnung (BauNVO) zu sehen. Er
bestimmt, dass im Geltungsbereich eines Bebauungsplans ansons-
ten zuldssige Vorhaben unzuléssig sind, wenn sie

* nach Anzahl, Lage, Umfang oder Zweckbestimmung der
Eigenart des Baugebietes widersprechen oder

* wenn von ihnen Beldstigungen oder Stérungen ausgehen kén-
nen, die nach der Eigenart des Baugebiets im Baugebiet selbst
oder dessen Umgebung unzumutbar sind, oder

° wenn sie solchen Belastigungen oder Stérungen ausgesetzt
werden.

Weiterhin sind aber auch die Vorschriften des § 34 Baugesetz-
buch (BauGB), der die Zul&ssigkeit von Vorhaben im unbeplanten
Innenbereich (= im Zusammenhang bebauter Ortsteil, der nicht
durch einen qualifizierten Bebauungsplan (§ 30 BauGB) iber-
plant ist) sowie des § 35 BauGB, der gleiches fir den AuBenbe-
reich regelt (= alles auBerhalb des beplanten und unbeplanten
Innenbereichs), nach dem Gebot der Ricksichtnahme auszulegen.

Nach Auffassung des Bundesverwaltungsgerichts handelt es sich
bei dem richterrechtlichen Gebot der Ricksichtnahme nicht um
ein das gesamte Baurecht umfassendes eigensténdiges Gebot,
welches etwa weitergehende Anforderungen an die Zulassigkeit
von Vorhaben zur Folge hat, sondern ihm kommen vielmehr der
Status eines einfachrechtlichen Beispiels zu, mit dessen Hilfe die
jeweiligen einfachrechtlichen Normen auszulegen sind. Insge-
samt ist jedoch das Gebot der Ricksichtnahme und insbesondere
die Frage, in welcher Weise daraus fir die jeweilige Norm Ab-
wehranspriiche resultieren, in der rechtswissenschaftlichen Litera-
tur umstritten.

Eine herausragende Bedeutung erlangt das Gebot der Ricksicht-
nahme in baunachbarrechtlichen Streitigkeiten. Bei der Frage, ob
der Nachbar des Adressaten eines begiinstigenden Verwaltungs-
akts (in der Regel eine Baugenehmigung) klagebefugt ist, muss
er substantiiert die Maglichkeit einer Verletzung eigener Rechte
geltend machen. Dies wird ihm nur hinsichtlich sogenannter dritt-
schitzender Normen gelingen.

Ob eine Rechtsnorm drittschitzend ist, ergibt sich im Wege der
Auslegung. Das Gebot der Ricksichtnahme ist hierbei von Ge-
wicht, wenn der Klager sich auf die Verletzung von Normen be-
ruft, die grundsatzlich nicht drittschitzend sind. Hier fihrt erst die
Verknipfung dieser Norm mit dem Gebot der Ricksichtnahme
zum drittschitzenden Charakter und somit zur Klagebefugnis des
Nachbarn. Anerkannt ist diese Verkniipfung insbesondere bei
® § 35 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 BauGB,
* § 34 Abs. 1 BauGB (hinsichtlich des Einfiigens),
* § 31 Abs. 2 BauGB sowie bei
e § 30 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 15 Abs. 1 Satz 2 BauNVO

(bzgl. der Art der baulichen Nutzung).
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6. Das Bauordnungsrecht — Wie darf ich baven?

Die Niedersachsische Bauordnung (NBauO) als Bauordnung des
Landes Niedersachsen umfasst mit den dazu ergangenen Rechts-
verordnungen das gesamte Bauordnungsrecht. Dieses regelt
die Ausfihrung des Bauvorhabens auf dem Grundstiick und gilt
fir alle baulichen Anlagen (hierzu zdhlen unter anderem auch
Werbeanlagen, Aufschiittungen und Abgrabungen sowie Lager-
plétze), Einrichtungen und Baugrundstiicke.

Generell gilt fir alle baulichen Anlagen und Gebdude, dass Le-
ben, Gesundheit und natirliche Lebensgrundlagen nicht bedroht
werden dirfen. Weiterhin dirfen durch BaumaBnahmen keine un-
zumutbaren Beléstigungen entstehen.

Die NBauO enthdlt auch grundsétzliche Anforderungen bauge-
stalterischer Art, wie zum Beispiel die Lage baulicher Anlagen
auf dem Grundstiick, sowie baukonstruktiver Art an Bauwerke und
Baustoffe.

Zum Beispiel Abstande

Absténde dienen dem Schutz des Nachbarn und sollen gesunde
Wohn- und Arbeitsverhéltnisse gewdhrleisten. Die Abstdnde zwi-
schen Gebduden bewirken, dass Aufenthaltsrdume das erforderli-
che Tageslicht und eine ausreichende Beliiftung erhalten.

Zudem unterstitzen die Regelungen iUber Abstdnde den Brand-
schutz, indem zum Beispiel der Brandiberschlag verhindert wird
und notwendige Zugdnge der Brandbekdmpfung freigehalten
werden. Dariber hinaus gewdhrleisten die Abstandsregelungen
ein Mindestmaf3 an Schutz der Privatsphére, so dass der so ge-
nannte Sozialabstand gewahrt bleibt ([auch wenn dieser als Recht
nicht eingefordert werden kann).

Grundsdtzlich gilt, dass eine bauliche Anlage mit allen auf ihren
AuBenfléchen oberhalb der Geldndeoberflache gelegenen Punk-
ten den gesetzlich geforderten Abstand zu den eigenen Grund-
sticksgrenzen halten muss. Der freizuhaltende Abstandsbereich
soll in erster Linie auf dem Baugrundstick selbst liegen und darf
in der Regel nicht von Abstandsbereichen anderer baulicher Anla-
gen Uberdeckt werden.

Der erforderliche Grenzabstand richtet sich jeweils nach der
Hahe der maBgeblichen Punkte einer baulichen Anlage Gber der
gewachsenen Geldndeoberflache und betragt in der Regel min-
destens 3 m. Untergeordnete Gebdudeteile wie Eingangsiber-
dachungen, Windfange, Balkone oder AuBentreppen kénnen
diesen Abstand unterschreiten, wenn die Gebdudeteile insge-
samt nicht mehr als ein Drittel der Breite der jeweiligen Auf3en-
wand in Anspruch nehmen. Der Abstand darf dabei um nicht
mehr als 1,50 m, héchstens jedoch um ein Drittel unterschritten
werden.

Direkt an der Grenze ohne Abstdnde bzw. mit einem bis auf 1,0
m verringerten Abstand von der Grenze kénnen gewisse (privile-
gierte) Nebengebdude wie Garagen, Carports und Gerdtehduser
errichtet werden. Hierbei dirfen jedoch bestimmte Mafe nicht
Uberschritten werden.

Bauliche Anlagen wie Garagen, Carports und Gerdtehduser diir-
fen den Abstand auf einer Gesamtlange von 9 m je Grundsticks-
grenze, auf einem Baugrundstick insgesamt jedoch nur auf einer
Lange von 15 m unterschreiten.

Die oben genannte maf3gebliche Hohe der Geldndeoberfléche
ist die der gewachsenen Geléndeoberfléche. Eine Verdénderung
dieser Geldndeoberflache durch Abgrabung ist bei der Abstands-

bemessung zu bericksichtigen, eine Verdénderung durch Aufschit-
tung dagegen nur, wenn die Geldndeoberflache dadurch an die
vorhandene oder genehmigte Geldndeoberfliche des Nachbar-
grundstiicks angeglichen wird. Die Bauaufsichtsbehérde kann die
Hohe der Geldndeoberfldche festsetzen, soweit dies erforderlich
ist. Dabei kann sie unter Wiirdigung nachbarlicher Belange den
Anschluss an die Verkehrsflachen und die Abwasserbeseitigungs-
anlagen sowie Aufschiittungen beriicksichtigen, die wegen des
vorhandenen Gelandeverlaufs gerechtfertigt sind.

i
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Zum Beispiel Brandschutz

Bauliche Anlagen unterliegen Brandschutzbestimmungen, die vor-
beugend zu beriicksichtigen sind, das heif3t, dass die Brandschut-
zanforderungen einzuhalten sind. Bei bestimmten Gebduden,
beispielsweise bei Versammlungsstatten, Gaststatten, Altenheimen
und Schulen oder auch gréfieren Biro- und Verwaltungsgebduden
sowie gewerblichen Anlagen, muss der Brandschutz auch nachge-
wiesen und gepriift werden.

Die Beurteilung von Abweichungen anzuwendender Rechtsvor-
schriffen oder konzeptioneller Ansétze (Brandschutzkonzepte)
nehmen in der Regel die Brandschutzprifer des Landkreises Gif-
horn vor, wobei die Zulassung der Abweichungen und der Brand-
schutzkonzepte durch die untere Baubehérde erfolgt.

Tipp: Mit dem Bauantrag beziehungsweise der Baugenehmigung
geht Ihr Vorhaben erst los! Je nach Art des Vorhabens sollten Sie
bedenken, dass Sie fir die Realisierung auch eine Ausfiihrungs-
planung und spéter ausfiihrende Firmen sowie eine Bauleiterin
oder einen Bauleiter (zum Beispiel lhre Entwurfsverfasserin, |hr
Entwurfsverfasser oder eine andere qualifizierte Person) bené-
tigen, die beziehungsweise der lhren Bau begleitet und iber-
wacht.

Am 01.11.2012 ist eine neue NBauO in Kraft getreten, die
im Wesentlichen an die so genannte Musterbavordnung ange-
passt wurde. Mit der Neufassung wird das Ziel verfolgt, eine wei-
tere Vereinheitlichung des Bauordnungsrechts der Lander herzu-
stellen.

AuBerdem sollen Verfahrenserleichterungen und die Streichung
entbehrlicher Vorschriften zum kostensparenden Bauen beitragen.
Die wesentlichen Anderungen gegeniber der alten Fassung sind
nachstehend dargestellt.
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6. Das Bauordnungsrecht — Wie darf ich baven?

Materiellrechtliche Anderungen

Gebdudeklasse

Mit der Novellierung der NBauO sind Gebdaudeklassen (§ 2 Ab-
satz 3 NBauO) im Hinblick auf Verfahrenseinstufungen, Prifum-
fang, aber auch Bauteilanforderungen festgelegt worden. Gebéu-
de wurden in folgende Gebdudeklassen eingeteilt:

Gebdudeklasse 1

® Freistehende Gebdaude mit einer Hohe bis zu 7 m und nicht
mehr als zwei Nutzungseinheiten von insgesamt nicht mehr als
400 m? Grundflache

* Freistehende land- oder forstwirtschaftlich genutzte Gebdude

Gebdudeklasse 2

¢ Nicht freistehende Gebdude mit einer Hohe bis zu 7 m und
nicht mehr als zwei Nutzungseinheiten von insgesamt nicht
mehr als 400 m2 Grundflache

Gebaudeklasse 3

* Sonstige Gebdude mit einer Hohe bis zu 7 m

Gebéudeklasse 4

* Gebdude mit einer Hdhe bis zu 13 m und Nutzungseinheiten
mit jeweils nicht mehr als 400 m? Grundflache

* Gebdudeklasse 5

Alle anderen Gebdude, die nicht in den Gebdudeklassen 1 bis
4 erfasst sind unterirdische Gebdude mit Aufenthaltsrdumen. Ge-
bdude ohne Aufenthaltsrdume, sofern sie nicht freistehende land-
oder forstwirtschaftlich genutzte Gebédude sind, werden nach der
Gesamtgrundfldche aller Geschosse der Geb&udeklasse 1, 2 oder
3 zugeordnet.

Grenzabstandsrecht

Insbesondere im Zusammenhang mit dem Grenzabstandsrecht
wurden die baurechtlichen Anforderungen wesentlich modifiziert.
Die Grenzabstandsregelungen und die Regelungen iber die Ge-
ladndeoberfldche wurden in einer Vorschrift, dem § 5 NBauO,
zusammengefasst und grundlegend gestrafft. Inhaltlich wurde der
Regelabstand einer baulichen Anlage zu allen Grundstiicksgren-
zen auf 0,5 H (H = Gebdudehshe) reduziert. Der bauordnungs-
rechtliche Mindestabstand von 3 m wurde jedoch beibehalten.

§ 5 Absatz 4 Satz 2 NBauO l&sst Abstandsunterschreitungen anldss-
lich nachtréglicher Warmedammmaf3nahmen zu, um die Méglich-
keit des Warmeschutzes und der Energieeinsparung zu verbessern.
Nach dieser Vorschrift bleiben Au3enwandbekleidungen, soweit sie
den Abstand um nicht mehr als 0,25 m unterschreiten und Beda-
chungen, soweit sie nicht mehr als 0,25 m angehoben werden, bei
der Bemessung des erforderlichen Abstands aufBer Befracht, soweit
keine Bedenken beziglich des Brandschutzes bestehen.

Um abstandsrechtliche Hindernisse fir die Nutzung regenerati-
ver Energien zu beseitigen, wurde in § 5 Absatz 8 Satz 2 Nr. 2
NBauO nunmehr auch eine Beginstigung fir geb&udeunabhéngi-
ge Solaranlagen mit einer Hohe bis zu 3 m aufgenommen.

Rauchwarnmelderpflicht

Neu in die NBauO aufgenommen wurde eine Regelung iber die
Verpflichtung zur Ausstattung von Wohnungen mit Rauchwarn-
meldern (§ 44 Absatz 5 NBauO). Die Regelung zur gesetzlichen
Verpflichtung von Rauchwarnmeldern in Wohnungen soll dazu
beitragen, die Anzahl von Brand- bzw. Brandrauchopfern in Nie-
dersachsen zu reduzieren.
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In einer Wohnung miissen nunmehr sdmtliche Schlafrgume, Kin-
derzimmer und Flure, die als Rettungswege von Aufenthaltsrdumen
dienen, zwingend mit Rauchmeldern ausgeristet werden. Die An-
bringung an sich ist verfahrensfrei. Die Verpflichtung richtet sich
an die Eigentimerinnen und Eigentimer der Gebdude.

Es besteht zudem die Verpflichtung, die Rauchwarnmelder ent-
sprechend betriebsbereit zu halten (§ 44 Absatz 5 Satz 2 und
4 NBauOQ). Fir die Sicherstellung der Betriebsbereitschaft der
Rauchwarnmelder sind die Nutzerinnen und Nutzer der Wohnun-
gen verantwortlich, es sei denn, diese Verpflichtung wird von den
Eigentimerinnen und Eigentimern selbst Gbernommen. Zur Erfil-
lung der Vorschrift geniigen batteriebetriebene Rauchwarnmelder,
deren Leistungsmerkmale der DIN EN 14604 entsprechen.

Kinderspielplatze

Bei der Errichtung von Mehrfamilienhéusern sind grundsétzlich ab
der sechsten Wohnung Spielpldtze fir Kinder im Alter bis zu sechs
Jahren anzulegen (§ 9 Absatz 3 NBauO). Diese Pflicht besteht
dann nicht, wenn entweder in unmittelbarer Néhe ein fir Kinder
nutzbarer Spielplatz bereits vorhanden ist, geschaffen wird oder
aber ein solcher Spielplatz aufgrund der Art und Lage der Woh-
nung nicht erforderlich ist (§ 9 Absatz 3 Satz 2 NBauO). Letzteres
trifft beispielsweise fir Wohnungen von Auszubildenden oder bei
Altenwohnheimen zu.

Fur bestehende Gebdude mit mindestens sechs Wohnungen kann
die untere Bauaufsichtsbehérde durch Ermessensentscheidung die
Herstellung eines Spielplatzes auf dem Baugrundstiick oder in un-
mittelbarer Nahe verlangen (§ 9 Absatz 3 Satz 3 NBauO). Hierbei
ist insbesondere zu beurteilen, ob eine als Spielplatz geeignete
Flache zur Verfigung steht, ob ein Bedirfnis fir einen Spielplatz
besteht und ob sich nicht andere Spielplétze in der Néhe befinden.

Die nutzbare Flache eines Spielplatzes muss mindestens 3 m? je
Wohnung, fir die der Spielplatz bestimmt ist, betragen. Hat eine
Wohnung mehr als drei Aufenthaltsrdume, so erhéht sich die erfor-
derliche Flache des Spielplatzes ab dem vierten Aufenthaltsraum
der Wohnung um 2 m? je Aufenthaltsraum. Die nutzbare Fléche
eines Spielplatzes darf nicht kleiner als 30 m2 sein. Die Beschaf-
fenheit eines Spielplatzes richtet sich nach den Spiel- und Bewe-
gungsbedirfnissen der Kinder.

Barrierefreies Bauen

Die Regelung in der Bauordnung iiber barrierefreies Bauen (§ 49
NBauQ) soll die Voraussetzung dafir schaffen, dass insbesonde-
re Menschen mit Behinderungen eine ungehinderte Teilnahme am
gesellschaftlichen Leben erméglicht wird. In Gebduden mit mehr
als vier Wohnungen missen die Wohnungen eines Geschosses fir
Menschen mit Behinderungen barrierefrei zugénglich und benutz-
bar sein. Hierzu miissen unter anderem Abstellréume fir Rollstihle
in ausreichender GroBe zur Verfigung stehen und barrierefrei zu-
ganglich sein. In jeder achten Wohnung eines Mehrfamilienhau-
ses misssen Wohn- und Schlafréume, ein Toilettenraum, ein Raum
mit Badewanne oder Dusche und eine Kiiche oder eine Kochni-
sche rollstuhlgerecht errichtet werden.

AuBerdem ordnet das Gesetz die Barrierefreiheit nicht nur beziiglich
des Wohnraums an, sondern auch bei diversen das Gesellschafts-
leben pragenden baulichen Anlagen wie zum Beispiel 6ffentlichen
Verwaltungs- und Gerichtsgeb&uden, Theatern, Museen, Schulen,
Krankenhdusern, Gaststatten, Sport-, Spiel- und Erholungsanlagen,
soweit sie fir die Allgemeinheit bestimmt sind. Die DIN 18040-1
,Offentlich zugéngliche Gebdude” und die DIN 18040-2 ,Woh-
nen” sind &ffentlich-rechtlich eingefihrt und zu beachten.



Von den Anforderungen kann nur bei einem unverhdltnismé&Bigen
Mehraufwand wegen schwieriger Geldandeverhdltnisse, ungunsti-
ger Bebauung oder im Hinblick auf die Sicherheit der Menschen
abgesehen werden (§ 49 Absatz 3 NBauO). Dies gilt auch bei
Baudenkmadlern, wenn das Interesse am unverdnderten Erhalt des
Denkmals Gberwiegt.

Verantwortliche Personen

Nachdem die Bestellung einer Bauleiterin oder eines Bauleiters im
Jahr 1986 aufgehoben worden war, wurde die Verpflichtung zur
Bestellung mit der Novellierung wieder eingefihrt (§ 55 NBauO).
Diese Anderung wird mit den in der Zwischenzeit erfolgten Ver-
anderungen auf den Baustellen begrindet, auf denen das ord-
nungsgemdfe Ineinandergreifen der Bauarbeiten in vielen Féllen
als nicht immer gewdahrleistet angesehen wird.

Die Bauleiterin oder der Bauleiter hat dariiber zu wachen, dass die
BaumaBnahme entsprechend der &ffentlich-rechtlichen Anforderun-
gen durchgefihrt wird. Die im Einzelfall notwendige Qualifikation
dieser Person ist je nach Art des konkreten Bauvorhabens zu be-
stimmen. Es obliegt der Bauherrin oder dem Bauherren, sich von
der Eignung der vorgesehenen bauleitenden Person zu iberzeu-
gen. Der Bauleiter ist auf jeden Fall vor Baubeginn zu benennen.

|

Je mehr sich die Bavaufsicht aus der Uberwachung des Bauge-
schehens zuriickzieht, umso wichtiger wird es, dass eine geeigne-
te Uberwachungskraft fiir die ordnungsgeméfe, vor allem sichere
und fehlerfreie Ausfihrung von Bauten sorgt. Ein fachkundiger und
den Unternehmern gegeniiber unabhéngiger Bauleiter kann die
entfallene behordliche Aufsicht ersetzen und die Gefahr, dass der
fertige Bau oder der Bauvorgang &ffentliches Baurecht verletzen,
insbesondere die Gefahr von Bauschdden und Unféllen, erheblich
mindern. Wichtig ist vor allem, dass in unvorhergesehenen Situa-
tionen eine kompetente Person die Unternehmer mit notwendigen
Anweisungen versehen kann, etwa dann, wenn Unstimmigkeiten

zwischen der Tragwerksplanung und der genehmigten Bauzeich-
nung auftauchen, Einzelzeichnungen unklar sind oder fehlen oder
wenn das Geldnde oder — bei den heutzutage haufigen Umbauten
und Sanierungen - die alte Bausubstanz unverhoffte Schwierigkei-
ten bereiten. Unentbehrlich ist ein Bauleiter auch nicht bei vielen
Bauten, die Bauherren in Selbsthilfe ausfiihren.

Die Bezeichnung ,Bauleiter” ist nicht ganz treffend, denn der
.Bauleiter” hat nicht die Bauarbeiten zu organisieren und die
Verwirklichung des Bauvorhabens voranzubringen. Seine &ffent-
lich-rechtliche Aufgabe ist es vielmehr, die Bauarbeiten zu iberwa-
chen. Dies bedeutet: der Bauleiter hat die Bauarbeiten zu beob-
achten und durch Ratschldge, Belehrungen und erforderlichenfalls
durch Weisungen sicherzustellen, dass sie ffentliches Baurecht
nicht verletzen, insbesondere keine Gefahren verursachen. Zur
Bauleiteraufgabe gehért es dagegen nicht, fir eine vertragsgemé-
Be und wirtschaftliche Bauausfihrung zu sorgen.

Verfahrensrechtliche Anderungen

Die Neufassung der NBauO hat auch in verfahrensrechtlicher
Hinsicht deutliche Anderungen zur Folge. Zwar behdalt die Neu-
fassung die bereits in der alten Fassung vorhandenen Grundtypen
bei, die Anwendungsbereiche dieser Verfahren haben sich jedoch
grundlegend gedndert und werden nachfolgend ausfihrlich dar-
gestellt.

Bautechnische Nachweise

Auch beziglich der Regelungen iber die hoheitliche Prifung
bautechnischer Nachweise hat es Anderungen gegeben (§ 65
NBauO). So sind zum Beispiel die Nachweise des Schall- und
Waérmeschutzes nicht mehr zu prisfen und brauchen im Genehmi-
gungsverfahren nicht mehr vorgelegt werden. Unabhéngig davon
sind diese Nachweise insbesondere der Nachweis des Warme-
schutzes zu fihren. Es wurden jedoch auch Priifpflichten erweitert,
so dass nunmehr auch im Mitteilungs- und vereinfachten Bauge-
nehmigungsverfahren nach § 62 beziehungsweise § 63 NBauO
in Abhdngigkeit der geplanten baulichen Anlagen Prifungen vor-
genommen werden. Hintergrund ist, dass eine Reduzierung staatli-
cher Prisftatigkeit nicht zu einem Verlust an Sicherheit und Bauquo-
litat fohrt. Die Prifung der bautechnischen Nachweise beziglich
der Standsicherheit und des Brandschutzes erfolgt wie bisher nach
dem ,Vier-Augen-Prinzip”.

Abweichungen

Eine Anderung hat die NBauO auch hinsichtlich der Vorschriften
iber Ausnahmen und Befreiungen erfahren. Diese wurden durch
die Regelung Gber so genannte Abweichungen in § 66 NBauO er-
setzt. Eine Abweichung im Sinne dieses Gesetzes liegt vor, wenn
auf begrindeten Antrag der Bauherrin oder des Bauherren von
der unteren Bauaufsichtsbehdrde eine Nichteinhaltung von Anfor-
derungen der NBauO oder anderer bauordnungsrechtlicher Vor-
schriften zugelassen wird.

Ziel der Abweichungsvorschrift ist es, die Erreichung des jewei-
ligen Schutzziels der Norm in den Vordergrund zu riicken und
auf diese Weise das materielle Bauordnungsrecht in Ausrichtung
auf die Umsetzung anpassungsféhig zu machen. In § 66 NBauO
heif}t es: ,Die Bauaufsichtsbehérde kann Abweichungen von An-
forderungen dieses Gesetzes und aufgrund dieses Gesetzes er-
lassener Vorschriften zulassen, wenn sie unter Bericksichtigung
des Zwecks der jeweiligen Anforderung und unter Wirdigung
der 5ffentlich-rechtlich geschiitzten nachbarlichen Belange mit den
offentlichen Belangen, insbesondere den Anforderungen des § 3
Absatz 1 NBauO, vereinbar sind”. Ein Recht des Bauherrn auf
Genehmigung einer Abweichung besteht allerdings nicht.
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7. Bauordnungsrechtliche Verfahren

Der Gesetzgeber hat geregelt, dass BaumaBBnahmen grundséatzlich
einer Genehmigung durch die Bauaufsichtsbehdrde bedirfen (§ 59
NBauQ). Allerdings hat er dies selbst eingeschrénkt, in dem er ver-
fahrensfreie Baumaf3nahmen (§ 60 NBauO) und neben genehmi-
gungsfreien offentlichen BaumaBnahmen (§ 61 NBauO) auch sonsti-
ge genehmigungsfreie BaumaBnahmen (§ 62 NBauQ) definiert hat.

Neben der Abbruchanzeige (§ 60 Absatz 3 NBauO) und dem
Anzeigeverfahren fir genehmigungsfreie BaumafBBnahmen (§ 62
NBauQ) sieht die NBauO ansonsten fir die Umsetzung des Ge-
nehmigungsvorbehaltes das

e vereinfachte Baugenehmigungsverfahren (§ 63 NBauO) und

* Baugenehmigungsverfahren fir Sonderbauten (§ 64 NBauO)
vor.

Dariber hinaus sind noch folgende bauordnungsrechtliche Verfah-
ren geregelt:

e Prisfung bautechnischer Nachweise (§ 65 NBauO)

* Behandlung von Abweichungsantragen (§ 66 NBauO)

* Nachbarbeteiligung (§ 68 NBauO)

* Bauvoranfrage (§ 73 NBauO)

Vorab jedoch einige Informationen zu den in bauordnungsrechtli-
chen Verfahren Beteiligten:

Bauherrin und Bauherr (§ 52 NBauO)

Die Bauherrin oder der Bauherr ist dafiir verantwortlich, dass die
von ihr oder ihm veranlasste BaumaBBnahme dem offentlichen Bau-
recht entspricht und ist somit in erster Linie die Ansprechperson fiir
die untere Bauaufsichtsbehdrde. Dariiber hinaus muss die Bauher-
rin oder der Bauherr — sofern die geplante Baumaf3nahme dies
erfordert — verantwortliche Personen im Sinne der §§ 53 bis 55
NBauO bestellen.

Entwurfsverfasserin und Entwurfsverfasser (§ 53 NBauO)

Die Entwurfsverfasserin oder der Entwurfsverfasser ist verantwort-
lich fir die Antrags- bzw. Bauvorlagen. Dabei hat der Entwurf
sowohl den Vorgaben des &ffentlichen Baurechts als auch den
technischen Baubestimmungen zu entsprechen.

Abhéngig von dem anzuwendenden bauordnungsrechtlichen Ver-

fahren kommen als Entwurfsverfasserin oder Entwurfsverfasser

o Architektinnen und Architekten,

* in Entwurfsverfasserlisten eigetragene Bauingenieurinnen und
Bavingenieure,

* Meisterinnen und Meister des Maurer-, des Beton- und Stahlbe-
tonbauer- oder des Zimmerer-Handwerks sowie

e staatlich geprifte Technikerinnen und Techniker der Fachrich-
tung Bautechnik mit Schwerpunkt Hochbau

in Frage. Fir die mit der Gestaltung von InnenrGumen verbunde-

nen genehmigungsbediirftigen baulichen Anderungen diirfen als

Entwurfsverfasserin oder Entwurfsverfasser auch Innenarchitektin-

nen und -architekten t&tig werden.

Sachversténdige

Wenn bei der Bauvorlagenerstellung besonderer Sachverstand
erforderlich ist, kann beziehungsweise muss die Bauherrin oder
der Bauherr Sachverstandige bestellen (§ 53 Absatz 2 NBauO).
Dies kénnen zum Beispiel Tragwerksplanerinnen und -planer, Bo-
dengutachterinnen und -gutachter, Brandschutz-expertinnen und
-experten oder Grinplanerinnen und -planer sein.

Unternehmerinnen und Unternehmer (§ 54 NBauO)
Eine Unternehmerin oder ein Unternehmer wird von der Bauherrin

oder dem Bauherrn beauftragt, das Bauvorhaben nach den ge-

nehmigten Bauvorlagen zu erstellen. Bauunternehmen missen fir
die von ihnen durchzufihrenden Arbeiten Uber die erforderlichen
Fachkenntisse, Fachkrafte und Vorrichtungen verfigen. Jede Un-
ternehmerin und jeder Unternehmer ist dafir verantwortlich, dass
ihre oder seine Arbeiten dem &ffentlichen Baurecht entsprechend
ausgefihrt und auf die Arbeiten anderer Bauunternehmen abge-
stimmt werden. Die Unternehmen haben die vorgeschriebenen
Nachweise Uber die Verwendbarkeit der Bauprodukte und Bauar-
ten zu erbringen und auf der Baustelle bereitzuhalten.

Bauleiterin und Bauleiter (§ 55 NBauO)

Die Bauleiterin oder der Bauleiter hat dariiber zu wachen, dass
die BaumaBnahme entsprechend der &ffentlich-rechtlichen Anfor-
derungen durchgefihrt wird. Sie oder er hat zudem auf den siche-
ren bautechnischen Betrieb der Baustelle, insbesondere auf das
gefahrlose Ineinandergreifen der Arbeiten der Bauunternehmen,
zu achten. Die im Einzelfall notwendige Qualifikation dieser Per-
son ist je nach Art des konkreten Bauvorhabens zu bestimmen. Es
obliegt der Bauherrin oder dem Bauherren, sich von der Eignung
der vorgesehenen bauleitenden Person zu Gberzeugen.

Gemeinde

Die Gemeinde wird regelmaBig bei der Bearbeitung von bauord-
nungsrechtlichen Verfahren beteiligt. So darf die untere Bauauf-
sichtsbehdrde ein Vorhaben nur genehmigen, wenn die Gemein-
de vorher festgestellt hat, dass die ErschlieBung gesichert ist. Zur
ErschlieBung gehédren die verkehrsmaBige Anbindung des Bau-
grundsticks an &ffentliche Verkehrsflachen sowie die Ver- bezie-
hungsweise Entsorgung mit Elektrizitat, Wasser und Abwasser, die
Léschwassergrundsicherung.

Eine Genehmigung von Bauvorhaben im Innen- und im AuBBenbe-
reich ist ohne das ,gemeindliche Einvernehmen” (§ 36 BauGB)
nicht méglich. Gleiches gilt fir Befreiungen und Ausnahmen von
den Festsetzungen eines Bebauungsplanes oder fir die Abwei-
chung von einer értlichen Bauvorschrift, soweit die Gemeinde die
Lage, Grofe, Beschaffenheit, Ausstattung und Unterhaltung von
Spielplatzen im Sinne des § 9 Abs. 3, die Anzahl der notwen-
digen Einstellplatze, ausgenommen die Einstellplatze nach § 49
Abs. 2 Satz 2, einschlieBlich des Mehrbedarfs bei Nutzungsénde-
rungen (§ 47 Abs. 1 Satz 2) und die Fahrradabstellanlagen nach
§ 48 Abs. 1 Satz 1 in dieser festgesetzt hat sowie bei der Ge-
nehmigung von Bauvorhaben wéhrend der Planaufstellung. Diese
Voraussetzung sichert der Gemeinde die so genannte Planungsho-
heit, die sich aus Artikel 28 Absatz 2 des Grundgesetzes ableitet.

Bei Vorhaben im Geltungsbereich eines Bebauungsplans, die des-
sen Festsetzungen einhalten, ist kein Einvernehmen der Gemein-
de erforderlich, weil die Gemeinde mit dem Bebauungsplan ihre
Planungsabsichten schon in Form einer Satzung allgemeingiltig
festgelegt hat.

Nachbarn

Nachbarn sind oft in erheblichem Mafle von BaumaBBnahmen be-
einflusst. Trotzdem ist im Baurecht keine grundsatzlich Beteiligung
der angrenzenden Grundstickseigentimerinnen und -eigentimer
in bauordnungsrechtlichen Verfahren vorgesehen.

Allerdings kénnen betroffene Nachbarn den Bauentwurf bei der
unteren Bauaufsichtsbehérde oder bei der Gemeinde einsehen.

Eine Nachbarbeteiligung soll jedoch durch die untere Bauauf
sichtsbehérde vorgenommen werden, wenn fir die BaumaBBnah-
me eine Abweichung oder Ausnahme von Vorschriften des &ffent-
lichen Baurechts, die auch dem Schutz von Nachbarn dienen,
zugelassen oder eine Befreiung von solchen Vorschriften erfeilt
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werden soll. Gleiches gilt, wenn eine BaumaBBnahme méglicher-
weise Belange der Nachbarn berihrt, die durch Vorschriften des
Sffentlichen Baurechts geschitzt werden.

Den Nachbarn steht bei einer méglichen Verletzung von nachbar-
schitzenden Rechtsvorschriften ein Widerspruchs- und Klagerecht
zu. Legt der Nachbar jedoch unbegrindet Widerspruch oder Klo-
ge ein, tragt er die Kosten des Verfahrens. Haben ein oder mehre-
re Nachbarn Einwendungen gegen die BaumaBBnahme erhoben,
so wird die Baugenehmigung mit dem Teil der Bauvorlagen, auf
die sich die Einwendungen beziehen, auch dem oder den Nach-
barn zugestellt.

Im Interesse eines ziigigen Baugenehmigungsverfahrens empfiehlt
es sich immer, strittige Fragen vorab in der Nachbarschaft in Ab-
stimmung mit der Bauaufsichtsbehérde gitlich zu kldren.

Fachbehdrden/Baunebenrecht bzw. Fachgesetze

Neben dem stadtebaulichen Planungs- und dem Bauordnungsrecht
gibt es eine Vielzahl von Fachgesetzen, die speziellen Belangen
gewidmet sind (zum Beispiel Naturschutz, Immissionsschutz, Ar-
beitsschutz, Verkehrswegerecht, Gewdsserschutz, Abfallrecht) und
Uber deren Einhaltung Fachbehdrden wachen. Durch eine Bau-
mafBnahme betroffene Fachbehérden sind daher ebenfalls in Bau-
genehmigungsverfahren zu beteiligen. Die Stellungnahmen der in
bauordnungsrechtlichen Verfahren zu beteiligenden Fachbehérden
flieBen als Nebenbestimmungen und Hinweise in die Baugeneh-
migung ein. Daher hat die Baugenehmigung auch eine gewisse,
leider jedoch nicht abschlieBende, Konzentrationswirkung.

Bei bestimmten behérdlichen Entscheidungen nach anderen

Rechtsvorschriften ist jedoch auch die Baugenehmigung einge-

schlossen, zum Beispiel fir

* genehmigungsbedirftige Anlagen nach der 4. Verordnung
zum Bundes-Immissionsschutzgesetz,

* Bodenabbaugenehmigungen oder Zoo-Genehmigungen nach
dem Bundesnaturschutzgesetz,

e wasserrechtliche Verfahren nach dem Niederséchsischen
Wassergesetz.

Bei einer anderen Gruppe von genehmigungspflichtigen Baumaf-

nahmen missen vor Erteilung der Baugenehmigung weitere Er-

laubnisse oder Genehmigungen nach anderen Rechtsvorschriften

vorliegen, zum Beispiel fir

* Genehmigungen der Gemeinde fiir Anlagen in férmlich festge-
legten Sanierungsgebieten(§ 144 BauGB),

* Ausnahmegenehmigungen von StraBenbaubehérden im
Bereich von Bauverbotszonen (§ 9 FernstraBengesetz, § 24
Niedersdchsisches StraBengesetz).

SchlieBBlich gibt es noch Genehmigungen, wie zum Beispiel nach
dem Niederséchsischen Denkmalschutzgesetz, fir Mafnahmen
an oder in der Umgebung von Baudenkmalen, die Bestandteil der
Baugenehmigung nach der NBauO sind.

Neben der Baugenehmigung sind gegebenenfalls auch zusétzli-
che Erlaubnisse (fir den Betreiber) erforderlich, wie zum Beispiel
die Heimerlaubnis.

Die teilweise Notwendigkeit mehrerer ,paralleler” Genehmigungs-
verfahren fir die Errichtung und Nutzung baulicher Anlagen wirft
bei den handelnden Personen aufgrund der Abgrenzungsschwie-
rigkeiten teilweise Koordinationsprobleme auf. In solchen Fallen
sollten daher entsprechende Abstimmungsgesprdche im Vorfeld
gefihrt werden.
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Bauvoranfrage (§ 73 NBauO)

Eine Bauvoranfrage dient dazu, die Genehmigungsfahigkeit eines
Projektes in Teilen zu erkunden, ohne allzu groBBen Aufwand zu
treiben. Sie ist ein Instrument, mit dem vorab verbindlich geklart
werden kann, ob ein Bauvorhaben auf einem konkreten Bau-
grundstiick realisiert werden kann. Diese Frage spielt oft schon
vor dem Kauf eines Grundsticks oder vor der Vergabe von Plo-
nungsauftrdgen eine wichtige Rolle. Bei derartigen Rechtszweifeln
hilft eine Bauvoranfrage, einzelne Fragen zur Genehmigungsfs-
higkeit eines Bauvorhabens vorab zu priffen. Dabei kann es um
die planungsrechtliche Zulassigkeit des Vorhabens und/oder um
Detailfragen gehen.

In § 73 NBauO heif}t es: ,Fir eine BaumaBBnahme ist auf Antrag
(Bauvoranfrage) iber einzelne Fragen, iber die im Baugenehmi-
gungsverfahren zu entscheiden wére und die selbsténdig beurteilt
werden kdnnen, durch Bauvorbescheid zu entscheiden. Dies gilt
auch fir die Frage, ob eine BaumaBBnahme nach stadtebaulichem
Planungsrecht zulassig ist.”

Die Bauvoranfrage stellt also ein formalisiertes Verfahren dar, in
dem die Zulassigkeit von Bauvorhaben im Hinblick auf einzelne
Fragestellungen schrifflich angefragt und iber das Ergebnis ein
schriftlicher, rechtsverbindlicher Bescheid erteilt wird. Der Inhalt
des Bauvorbescheides bindet die Bauaufsichtsbehérde in einem
spateren Baugenehmigungsverfahren. Die Bindung an einen Vor-
bescheid erlischt jedoch, wenn der Bauantrag wesentlich von
der Bauvoranfrage abweicht. Ein positiv beschiedener Bauvorbe-
scheid berechtigt jedoch nicht dazu, mit dem Bau des Projektes zu
beginnen. Hierzu bedarf es in der Regel einer Baugenehmigung
oder — sofern méglich — einer bestédtigten Mitteilung.

Fragestellungen, die nicht in einem Baugenehmigungsverfahren
zu prifen beziehungsweise zu entscheiden wdren, kénnen nicht
im Rahmen einer Bauvoranfrage geklart werden. In diesen Fallen
kann lediglich im Rahmen einer Beratung auf die Fragen einge-
gangen werden.

Antragsverfahren

Fir eine Bauvoranfrage ist ein entsprechender Antrag unter Ver-
wendung des von der obersten Bauaufsichtsbehérde eingefihrien
Formulars zu stellen. Das Formular mit den konkreten Fragestellun-
gen und gegebenenfalls ergénzenden Unterlagen ist bei derjeni-
gen Gemeinde schriftlich in dreifacher Ausfertigung einzureichen,
in deren Gebiet das Baugrundstick liegt. Die Gemeinde leitet die
Bauvoranfrage mit einer entsprechenden Stellungnahme an die
untere Bauaufsichtsbehérde weiter. Die Hinzuziehung einer Ent-
wurfsverfasserin oder -eines Entwurfsverfassers ist bei Bauvoran-
fragen — anders als in Bauantragsverfahren — nicht erforderlich,
kann aber sinnvoll sein. Die BaumaBBnahme muss hierbei jedoch
so hinreichend genau beschrieben sein, dass die zu klarenden
Fragen auch beurteilt werden kénnen.

Ergénzende Unterlagen

Dem Antrag sind erganzende Angaben bzw. Unterlagen beizufi-
gen, die zur Beantwortung der Fragen bzw. zur Beurteilung des
Sachverhaltes erforderlich sind. Hierzu gehért auf jeden Fall ein
Lageplan, auf dem das Grundstiick der geplanten Baumaf3nahme
markiert und gegebenenfalls der Standort eingetragen ist. Hierzu
eignet sich ein Auszug aus der Liegenschaftskarte, der die aktu-
elle Grundstiicks- und Bebauungssituation darstellt. Ein Auszug
aus der Liegenschaftskarte ist bei einem Katasteramt oder bei ei-
ner offentlich bestellten Vermessungsingenieurin oder -ingenieur
erhaltlich.



Das Vorhaben selbst kann in Zeichnungen dargestellt oder durch
Text beschrieben werden. Aufwendiger bzw. umfangreicher wird
es bei gewerblich oder landwirtschaftlich genutzten Vorhaben,
denn dann ist eine Betriebsbeschreibung erforderlich, aus der
ersichtlich sein muss, was genau mit bzw. in der geplanten bauli-
chen Anlage passieren soll.

Bauvorbescheid

Ein Bauvorbescheid ist grundsétzlich drei Jahre ab Erhalt giltig. Er
kann auf Antrag um jeweils drei Jahre verléngert werden. Dieser
Antrag muss vor Ablauf der Dreijahresfrist bei der unteren Bauauf-
sichtsbehérde eingehen. Soweit der Bauvorbescheid etwas zusi-
chert, verschafft er innerhalb der Dreijahresfrist einen Anspruch
darauf, dass das Bauvorhaben, das mit dem angefragten hinrei-
chend Ubereinstimmt, nicht aus Grinden abgelehnt wird, die in
dem Bauvorbescheid bereits gepriift worden sind.

Sollte eine Bauvoranfrage negativ beschieden werden, bedeutet
dies nicht zwingend, dass das angefragte Vorhaben fir drei Jahre
oder langer unzuldssig ist. Ein negativer Bauvorbescheid ist eine
Momentaufnahme, die die Unzul@ssigkeit des Vorhabens zum Zeit-
punkt der Entscheidung feststellt. Die Situation kann sich aber &n-
dern, wenn zum Beispiel die Gemeinde einen Bebauungsplan auf-
stellt oder éndert und damit Genehmigungshindernisse ausrdumt.

Gebiihren

Die Gebihren fir den jeweiligen Bauvorbescheid werden nach
Vorgaben der Verordnung iber die Gebihren und Auslagen fir
Amishandlungen der Bauaufsicht (Baugebihrenordnung — Bau-
GO) ermittelt. Die Hohe der Gebihr ist vom jeweiligen Projekt,
der zu behandelnden Problemlage sowie dem damit verbunden
Prifungsaufwand abhdngig. Sie betragt derzeit mindestens 60
Euro und maximal 1.620 Euro. Hinzu kommen Zuschlage, die die
Gemeinde und beteiligte Fachbehdrden (zum Beispiel Umweltamt,
StraBenbaubehdrde, Gewerbeaufsichts-amt) erheben, und eventu-
elle Auslagen.

Baugenehmigungsverfahren (8§ 63 und 64 NBauO)

GeméfB § 59 NBauO bediirfen BaumaBnahmen grundsétzlich der
Genehmigung durch die Bauaufsichtsbehérde, soweit nicht Son-
derfélle greifen. Entspricht eine BaumaBBnahme dem o6ffentlichen
Baurecht, besteht ein Rechtsanspruch auf Erteilung einer Bauge-
nehmigung.

Unter Baumaf3nahmen versteht man dabei den Neubau, den Um-
bau, den Abbruch sowie die Nutzungsénderung oder Instandhal-
tung von baulichen Anlagen oder Teilen davon (§ 2 Absatz 13
NBauO). Bauliche Anlagen sind mit dem Erdboden verbundene
oder auf ihm ruhende, aus Bauprodukten hergestellte Anlagen (§
2 Absatz 1 NBauO). Als solche gelten zum Beispiel auch Werbe-
anlagen, Aufschiittungen und Abgrabungen, Lager- und Stellplét-
ze sowie Spiel- und Sportplétze.

Die oben erwdhnten Sonderfdlle stellen insbesondere die sonsti-
gen genehmigungsfreien BaumaBBnahmen (Bauanzeigeverfahren)
gemdB § 62 NBauO, verfahrensfreie Baumaf3nahmen gemaB §
60 NBauO und Anhang sowie fliegende Bauten (in der Regel
mit entsprechenden Ausfihrungsgenehmigungen) gemé&3 § 75
NBauO dar.

Generell haben samtliche BaumaBnahmen - unabhdngig ob ge-
nehmigungspflichtig oder genehmigungs- bzw. verfahrensfrei —
das &ffentliche Baurecht einzuhalten.

Vereinfachtes Baugenehmigungsverfahren (§ 63 NBauO)
Das vereinfachte Baugenehmigungsverfahren wird durchgefihrt
fir die genehmigungsbediirftige Errichtung, Anderung oder Nut-
zungsdnderung baulicher Anlagen — mit Ausnahme der Sonder-
bauten — und ist damit das Regelverfahren der Baugenehmigungs-
verfahren.

In vereinfachten Baugenehmigungsverfahren wird der behérdliche
Prifumfang auf wenige Sachverhalte beschrankt. Die Entwurfsver-
fasserin oder der Entwurfsverfasser trégt somit eine hohe Verant-
wortung fir die Einhaltung der &ffentlich-rechtlichen Vorschriften.
Diese umfasst gegebenenfalls auch die Haftung in zivil- und straf-
rechtlichen Verfahren.

Der Prifumfang bezieht sich auf folgende Vorschriften:

* Das stadtebauliche Planungsrecht

¢ Die Abstandsvorschriften (§§ 5 bis 7 NBauQ)

e Die Eignung der Rettungswege
(§ 33 Absatz 2 Satz 4 Halbsatz 2 NBauO)

¢ Die notwendigen Einstellplatze (§ 47 NBauO)

* Werbeanlagen (§ 50 NBauO)

¢ Die sonstigen Vorschriften des &ffentlichen Rechts
+(§ 2 Absatz 16 NBauO)

Erforderliche Ausnahmen, Befreiungen und Zulassungen von Ab-
weichungen von Vorschriften, deren Einhaltung im vereinfachten
Baugenehmigungsverfahren nicht gepriift wird, missen gesondert
beantragt werden.

Baugenehmigungsverfahren fir Sonderbauten

(§ 64 NBauO)

Alle Sonderbauten unterliegen dem ,normalen” Baugenehmi-
gungsverfahren. Dabei prift die untere Bauaufsichtsbehérde nach
wie vor umfassend, ob sémtliche Vorschriften des 6ffentlichen Bau-
rechts eingehalten sind. Die Anforderungen der Arbeitsstéttenver-
ordnung bei gewerblichen Anlagen werden nur geprift, wenn die
Bauherrin oder der Bauherr dies ausdriicklich verlangt (§ 64 Satz
2 NBauO).

Sonderbauten sind nach § 2 Absatz 5 NBauO folgende:

1. Gebdude mit einer Hohe nach Absatz 3 Satz 3 von mehr als
22 m (Hochhguser)

2. Bauliche Anlagen mit einer Hohe von mehr als 30 m

3. Gebdude mit mindestens einem Geschoss mit mehr als 1.600
m? Grundfléche, ausgenommen Wohngebdude und Garagen

4. Verkaufsstatten, deren Verkaufsrdume und Ladenstrafien eine
Grundflache von insgesamt mehr als 800 m? haben
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5. Gebdude mit mindestens einem Geschoss, das mit mehr als
400 m? seiner Grundfléche Biro- oder Verwaltungszwecken
dient
6. Gebdude mit mindestens einem Raum, der der Nutzung durch
mehr als 100 Personen dient
7. Versammlungsstdtten
a) mit einem Versammlungsraum, der mehr als 200 Besu-
cherinnen und Besucher fasst, oder mit mehreren Versamm-
lungsréumen, die insgesamt mehr als 200 Besucherinnen
und Besucher fassen, wenn die Versammlungsréume einen
gemeinsamen Rettungsweg haben

b) im Freien mit mindestens einer Flache fir Auffihrungen
oder mit einer Freisportanlage, deren Besucherbereich je-
weils mehr als 1.000 Besucherinnen und Besucher fasst
und ganz oder teilweise aus baulichen Anlagen besteht

8. Schank- und Speisegaststdtten mit mehr als 40 Platzen fir
Gaste, Beherbergungsstétten mit mehr als 12 Betten und
Spielhallen mit mehr als 150 m? Grundfléche

9. Krankenhduser, Heime und sonstige Einrichtungen zur Pflege,
Betreuung oder Unterbringung von Personen

10. Tagesstdtten fir Kinder, Menschen mit Behinderungen oder
alte Menschen

11. Schulen, Hochschulen und &hnliche Einrichtungen

12. Justizvollzugsanstalten und bauliche Anlagen fir den Maf3re-
gelvollzug

13. Camping- und Wochenendplétze

14. Freizeit- und Vergniigungsparks

15. Fliegende Bauten, soweit sie einer Ausfihrungsgenehmigung
bedirfen

16. Regallager mit einer zuldssigen Hohe der Oberkante des Lo-
gergutes von mehr als 7,50 m

17. Bauliche Anlagen, deren Nutzung mit erhdhter Verkehrsge-
fahr oder wegen des Umgangs mit Stoffen oder der Lagerung
von Stoffen mit Explosions- oder Gesundheitsgefahr oder er-
hohter Strahlen- oder Brandgefahr verbunden ist

18. Bauliche Anlagen und Rdume, von denen wegen ihrer Art
oder ihrer Nutzung Gefahren ausgehen, die den Gefahren
dhnlich sind, die von den in den Nummern 1 bis 17 genann-
ten baulichen Anlagen und RGumen ausgehen

Sonderbauten sind auch die nach dem BundesImmissionsschutz-
gesetz genehmigungsbedirftigen Anlagen, soweit sie bauliche
Anlagen sind.

Antragsverfahren

Ein Baugenehmigungsverfahren beginnt formell mit der Einrei-
chung eines Bauantrages. Hierzu ist ein entsprechendes Antrags-
formular fir das Genehmigungsverfahren nach § 63 oder aber
§ 64 NBauO zu verwenden, das von der obersten Bauaufsichts-
behérde eingefihrt wurde. Das ausgefillte Formular, das sowohl
von der Bauherrin und/oder dem Bauherren als auch von der
Entwurfsverfasserin oder dem Entwurfsverfasser zu unterschrei-
ben ist, sowie die so genannten Bauvorlagen sind bei derjenigen
Gemeinde schriftlich in dreifacher Ausfertigung einzureichen, in
deren Gebiet das Baugrundstiick liegt. Die Gemeinde leitet den
Bauantrag mit einer entsprechenden Stellungnahme an die untere
Bauaufsichtsbehérde weiter.

Die Vorbereitung des Antrags sowie der Bauvorlagen hat in der
Regel durch eine Entwurfsverfasserin oder einen Entwurfsverfasser
zu erfolgen.

Es sollte darauf geachtet werden, dass die fir Ihre Baumafinahme
erforderlichen Bauvorlagen vollstéindig und in ausreichender An-
zahl eingereicht werden. Fehlende beziehungsweise mangelhafte

Unterlagen fihren zu Nachforderungen - bis hin zur (kostenpflich-
tigen) Ablehnung der Behandlung des Bauantrages. Zudem ist mit
einem erheblichen Zeitverlust zu rechnen, da unvollsténdige An-
trége in der Regel auch nicht teilweise bearbeitet werden kénnen.

Sobald alle notwendigen Stellungnahmen aus erforderlichen Be-
teiligungen anderer Fachbehérden vorliegen, eventuell erforder-
liche Ausnahmen, Befreiungen und/oder Abweichungen gepriift
wurden und eventuell erforderliche Baulasten in das Baulastenver-
zeichnis eingetragen worden sind, kann der Bauantrag von der
unteren Bauaufsichtsbehérde abschlieBend bearbeitet werden.
Wenn die beabsichtigte BaumafBnahme dem 6ffentlichen Baurecht
entspricht, wird die Baugenehmigung erteilt.

Bauvorlagen

Mit dem Bauantrag sind alle fir die Beurteilung des Bauvorhabens
und die Bearbeitung des Bauantrags erforderlichen Unterlagen
einzureichen. Diese Unterlagen werden als Bauvorlagen bezeich-
net. Art und Umfang der Bauvorlagen sind in der Bauvorlagen-
verordnung geregelt (ausfihrliche Informationen sind im eigenen
Abschnitt Bauvorlagen weiter unten zusammengestellt).

Baugenehmigung

Eine erfeilte Baugenehmigung stellt fest, dass die beantragte Bau-
maBnahme mit den gepriften &ffentlich-rechtlichen Vorschriften im
Einklang steht. Sie ist daher fir die Bauherrin oder den Bauherren
nur eine eingeschrdnkte ,Unbedenklichkeitsbescheinigung” fir
die Umsetzung seiner MaBBnahme.

Die Baugenehmigung bedarf der Schrifform und ist ein so ge-
nannter beginstigender Verwaltungsakt mit drittbelastender Wir-
kung: Sie beginstigt die Bauherrin oder den Bauherren, belastet
aber deren bzw. dessen Nachbarn. Sie gilt auch fir und gegen
die jeweiligen Rechtsnachfolgerinnen und Rechtsnachfolger. Mit
der Baugenehmigung werden der Bauherrin oder dem Bauherren
Uber Nebenbestimmungen (Bedingungen und Auflagen) gegebe-
nenfalls Pflichten auferlegt, die beachtet werden missen. Durch
Nebenbestimmungen werden oftmals seitens der prifenden Be-
hérden Korrekturen vorgenommen oder festgelegt. Die Bauherrin
oder der Bauherr ist dann fir die Einhaltung dieser Nebenbestim-
mungen verantwortlich.

Eventuelle Hinweise in der Baugenehmigung enthalten Hilfestellun-
gen, die beachtet werden sollten.

Die Baugenehmigung erlischt, wenn nicht innerhalb von drei Jah-
ren mit der Ausfihrung der BaumaBBnahme begonnen oder wenn
die Ausfihrung solange unterbrochen worden ist. Die Frist kann
auf schriftlichen Antrag um jeweils hochstens drei Jahre verléngert
werden. Dieser Antrag ist vor Ablauf der Dreijahresfrist bei der
unteren Bauaufsichtsbehdrde zu stellen.

Gebiihren

Fir die Baugenehmigung — wie auch fiir die weitere Uberwachung
— erhebt die Bauaufsichtsbehdrde Gebihren. Diese errechnen sich
in Niedersachsen nach landeseinheitlich festgelegten Richtwerten,
die in der BauGO geregelt sind. Auch die Ricknahme oder die
Ablehnung eines Bauantrages sind gebiihrenpflichtig.

Die Hohe der Genehmigungsgebihr von baulichen Anlagen ist
in den Uberwiegenden Féllen vom Rohbauwert und von der Art
des Verfahrens abhéngig. Sie betrdgt als Anhaltswert aktuell etwa
1,1 % des Rohbauwertes beim ,normalen” und etwa 0,9 % beim
vereinfachten Baugenehmigungsverfahren.
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Hinzu kommen Zuschlage fir mitwirkende Stellen, die sich Gber
Zeitaufwand ergeben, Gebihren fir prifpflichtige bautechnische
Nachweise sowie eventuelle Auslagen. Der von der Bauaufsichts-
behdrde anzusetzende ,durchschnittliche” Rohbauwert wird in
der Regel iber den Brutto-Rauminhalt und Richtwerte ermittelt, so
dass sich gegeniber dem kalkulierten bzw. tatséichlichen Rohbau-
wert Abweichungen ergeben.

Teilbaugenehmigung

Bei groferen BaumaBnahmen und/oder zu deren schnelleren
Umsetzung kann der Beginn der Bauarbeiten fir die Baugrube
oder Erdarbeiten und fir einzelne Bauteile oder Bauabschnitte
auf Antrag zugelassen werden. Voraussetzung ist, dass nach dem
Stand der Prifung des Antrages gegen eine Teilausfihrung keine
Bedenken bestehen.

Baubeginn und Bauausfihrung

Vor Erteilung der Baugenehmigung beziehungsweise Teilbau-
genehmigung darf mit der Ausfihrung der BaumaBBnahme nicht
begonnen werden. Sie darf auBerdem nur so durchgefihrt wer-
den, wie sie genehmigt worden ist. Die Baugenehmigung und die
Bauvorlagen missen wahrend der Ausfihrung von Bauarbeiten
an der Baustelle vorgelegt werden kénnen. Sollen Verénderungen
vorgenommen werden, so ist vorher ein entsprechender Bauan-
trag (Nachtrag) zu stellen und beziglich der Anderung die erfor-
derliche Nachtragsbaugenehmigung abzuwarten.

Bauiiberwachung und Bauabnahmen

Die untere Bauaufsichtsbehérde Gberwacht — soweit erforderlich -
die Durchfihrung von Bauvorhaben. Hierzu kann sie in der Bauge-
nehmigung, der Teilbaugenehmigung, aber auch noch wéhrend
der Durchfihrung einer Baumaf3nahme die Abnahme bestimmter
Bauteile oder Bauarbeiten nach deren Fertigstellung (Rohbauab-
nahme) und der baulichen Anlage nach der Gesamffertigstellung
(Schlussabnahme) anordnen. Die Bauherrin oder der Bauherr
hat in diesen Féllen der unteren Bauaufsichtsbehérde rechtzeitig
schrifflich mitzuteilen, wann die Voraussetzungen fir die Abnah-
men gegeben sind.

Mitteilungsverfahren (§ 62 NBauO)

Bestimmte BaumaBBnahmen wurden vom Genehmigungsvorbehalt
ausgenommen und kénnen unter den nachfolgend genannten Vo-
raussetzungen genehmigungsfrei, das heifit ohne vorherige Ertei-
lung einer Baugenehmigung, durchgefihrt werden, wenn sie vor-
ab durch eine entsprechende Mitteilung angezeigt wurden.

In folgenden Fallkonstellationen kann das Mitteilungsverfahren

durchgefihrt werden:

1. Fir Wohngebdude der Gebdudeklassen 1, 2 und 3, auch mit
R&umen fir freie Berufe nach § 13 Baunutzungsverordnung, in
Kleinsiedlungsgebieten sowie in reinen, in allgemeinen und in
besonderen Wohngebieten, wenn die Wohngebdude iberwie-
gend Wohnungen enthalten

2. Fir sonstige Gebdude der Gebdudeklassen 1 und 2 in Gewer-
begebieten und in Industriegebieten

3. Fir bauliche Anlagen, die keine Gebdude sind, in Gewerbege-
bieten und in Industriegebieten

4. Fir Nebengebdude und Nebenanlagen fir Geb&ude nach den
Nummern 1 und 2 (zum Beispiel Garagen, Carports, Stellplat-
ze, Gerdteschuppen, Abstellrdume)

Das Baugrundstick muss dabei im Geltungsbereich eines rechts-

kraftigen qualifizierten oder vorhabenbezogenen Bebauungspla-
nes mit der oben dargestellten Art der Nutzung liegen.
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Eine Mitteilung ist im Fall des § 33 BauGB, das heif}t vor der
Rechtskraft des Bebauungsplanes, nicht maglich. In diesem Fall
muss eine Baugenehmigung eingeholt werden. Das Mitteilungsver-
fahren kann auch fir Anderungen und Nutzungsdnderungen von
baulichen Anlagen durchgefihrt werden, die nach Durchfihrung
dieser BaumaBnahmen zu den oben genannten Bauvorhaben
gehéren. Sofern ein Bauvorhaben bereits gemaf3 § 60 NBauO
verfahrensfrei gestellt ist, so ist kein Mitteilungsverfahren méglich
bzw. erforderlich.

Baubeginn und Bauausfihrung

Mit der Ausfihrung der BaumaBnahme darf begonnen werden,

wenn

1. das Vorhaben den Festsetzungen des Bebauungsplanes nicht
widerspricht oder notwendige Ausnahmen, Befreiungen bzw.
Abweichungen nach § 66 NBauO vor der Mitteilung erteilt und
auch erforderliche Baulasten eingetragen sind,

2. die Gemeinde der Bauherrin oder dem Bauherren die gesicher-
te ErschlieBung bestatigt und eine vorlaufige Untersagung nach
§ 15 Absatz 1 Satz 2 des Baugesetzbuchs nicht beantragt hat,

3. die Prisfung der gegebenenfalls erforderlichen Nachweise der
Standsicherheit und des Brandschutzes (siche § 65 Absatz 2
Satz 1 NBauO) bzw. der Eignung der Rettungswege (siche §
33 Absatz 2 Satz 3 Halbsatz 2 NBauO) von der unteren Bau-
aufsichtsbehdrde bestatigt worden ist.

Die Bauvorlagen missen wahrend der Ausfihrung von Bauarbei-
ten an der Baustelle vorgelegt werden kénnen. Dies gilt auch fir
die Bestdtigungen der Standsicherheit, des Brandschutzes und der
Rettungswege, soweit diese erforderlich waren. Die Durchfihrung
der BaumaBBnahme darf nicht vom Entwurf abweichen.

Auch ein genehmigungsfreies Vorhaben muss alle Vorgaben des
offentlichen Baurechts, zum Beispiel Grenzabsténde, zuldssige
Héhe und Brandschutz einhalten. Es entféllt lediglich das formelle
Baugenehmigungsverfahren. Bei einem Versto3 gegen Bauvor-
schriffen kann eine Reihe von MaBBnahmen angeordnet werden,
bei gravierenden Verstf3en sogar der Rickbau. SchlieBlich liegt
regelméBig auch eine Ordnungswidrigkeit vor, wenn ein Gebdu-
de abweichend vom eingereichten Planentwurf oder vom &ffent-
lichen Baurecht errichtet wird. Die Ordnungswidrigkeit kann mit
einem BuBgeld geahndet werden.

Mitteilungsverfahren

Ein Mitteilungsverfahren beginnt formell mit der Einreichung einer
entsprechenden Mitteilung. Hierzu ist ein entsprechendes Antrags-
formular fir das Mitteilungsverfahren nach § 62 zu verwenden,
das von der obersten Bauaufsichtsbehdrde eingefihrt wurde. Das
ausgefillte und von der Bauherrin und/oder dem Bauherren un-
terschriebene Formular sowie die so genannten Bauvorlagen sind
bei derjenigen Gemeinde schriftlich in zweifacher Ausfertigung
einzureichen, in deren Gebiet das Baugrundstick liegt.

Die Bauvorlagen missen von einer Entwurfsverfasserin oder einem
Entwurfsverfasser gefertigt und unterschrieben sein. Hierbei handelt
es sich im Regelfall um Personen, die die Berufsbezeichnung ,Archi-
tektin” oder ,Architekt” fihren dirfen oder in die von der Architek-
tenkammer Niedersachsen gefihrte Liste der Entwurfsverfasserinnen
und Entwurfsverfasser der Fachrichtung Architektur oder um Ingeni-
eure, die in die von der Ingenieurkammer Niedersachsen gefihrten
Liste der Entwurfsverfasserinnen und Entwurfsverfasser der Fachrich-
tung Bauingenieurwesen eingetragen sind (siehe auch § 53 Absatz
3 Satz 2 Nr. 1, 2 oder 3 sowie Absatz 4 NBauQ). Die Erstellung
von Bauvorlagen durch Technikerinnen und Techniker oder Meiste-
rinnen und Meister ist im Mitteilungsverfahren nicht zulssig.



Zu beachten ist, dass die Entwurfsverfasserin oder der Entwurfs-
verfasser ausreichend gegen Haftpflichtgefahren versichert sein
(Personenschaden mindestens 1.500.000 Euro und Sach- und
Vermégensschéden mindestens 200.000 Euro je Versicherungs-
fall) und der Versicherungsschutz mindestens 5 Jahre Gber den
Zeitpunkt der Beendigung des Versicherungsvertrages hinausrei-
chen muss. Die Bauherrin oder der Bauherr sollte sich daher eine
entsprechende Versicherungsbestdtigung vorlegen lassen.

Die Nachweise der Standsicherheit, die nicht zu prifen sind, mis-
sen von Personen erstellt worden sein, die entsprechend qualifi-
ziert sind (sieche § 65 Absatz 4 und 5 NBauO). Die Bestdtigung
der Gemeinde an die Bauherrin und/oder den Bauherren muss
innerhalb eines Monats nach Eingang der Unterlagen erfolgen.

Eine Ausfertigung des Entwurfs verbleibt bei der Gemeinde, die
andere Ausfertigung reicht die Gemeinde mit ihrer Bestétigung an
die unfere Bauaufsichtsbehdrde weiter. Die untere Bauaufsichts-
behdrde nimmt die Mitteilung nebst Bauvorlagen entgegen und
Uberprift lediglich die Vollstandigkeit.

Ist die ErschlieBung nicht gesichert bzw. will die Gemeinde die
vorléufige Untersagung bei der unteren Bauaufsichtsbehérde be-
antragen, so muss sie dies ebenfalls innerhalb eines Monats nach
Eingang der Unterlagen mitteilen. Uber den Antrag der Gemeinde
auf vorlaufige Untersagung hat die Bauaufsichtsbehérde innerhalb
von zwei Wochen nach Eingang des Antrages zu entscheiden.

Sofern die Standsicherheit und/oder der Brandschutz (§ 65 Ab-
satz 2 Satz 1 NBauO) beziehungsweise die Eignung der Rettungs-
wege (§ 33 Absatz 2 Satz 3 Halbsatz 2 NBauO) nachgewiesen
werden muss, so kénnen die Nachweise der Mitteilung beigefigt
oder auch bei der unteren Bauaufsichtsbehérde gesondert einge-
reicht werden. Die Nachweise sind schriftlich in zweifacher Ausfer-
tigung zur Prisfung einzureichen. Die untere Bauaufsichtsbehdrde
bestatigt der Bauherrin und/oder dem Bauherren das Prifungs-
ergebnis, gegebenenfalls unter Ansatz von Nebenbestimmungen.

Bauvorlagen

Mit der Mitteilung Uber eine genehmigungsfreie BaumafBBnahme
sind dieselben Unterlagen einzureichen, die auch fir die Beur-
teilung eines Bauvorhabens im Rahmen eines Baugenehmigungs-
verfahrens notwendig sind. Diese Unterlagen werden als Bauvor-
lagen bezeichnet. Art und Umfang der Bauvorlagen sind in der
Bauvorlagenverordnung geregelt (ausfihrliche Informationen sind
im eigenen Abschnitt Bauvorlagen zusammengestellt).

Betrifft die BaumaBBnahme ein Lager fir Abfdlle mit einer Ge-
samtmenge von mehr als 15 t oder mehr als 15 m?, so hat die
Bauherrin oder der Bauherr hierauf in der Mitteilung besonders
hinzuweisen.

Kann auch ein Bauantrag gestellt werden?

Eine Bauherrin oder ein Bauherr kann auch fiir ein Bauvorhaben,
fir das ein Mitteilungsverfahren méglich ist, einen Bauantrag
stellen und damit die Durchfihrung eines Baugenehmigungsver-
fahrens beantragen. Der Grund hierfir kann ein héheres Maf3
an Rechtssicherheit oder befirchtete Einwdnde aus der Nach-
barschaft sein. Im letzteren Fall kann die Baugenehmigung dem
Nachbarn zugestellt werden. Der Nachbar hat dann einen Monat
Zeit, um gegebenenfalls einen Widerspruch einzulegen.

Sofern der Entwurf bzw. die Bauvorlagen von einem Techniker
oder Meister verfasst wurden, die aufgrund ihrer beruflichen Aus-
bildung und Erfahrung die BaumaBnahme entwerfen kénnen, ist
ein Baugenehmigungsverfahren durchzufihren.

Den zugelassenen Entwurfsverfasserinnen und Entwurfsverfassern
wird im Mitteilungsverfahren eine erhdhte Verantwortung Ubertra-
gen, weil ausschlieBlich sie dafiir verantwortlich sind, dass bei
der Erstellung der Bauvorlagen die einschlégigen Bauvorschriften
beriicksichtigt werden. Der Gesetzgeber hat neben den Haft-
pflichtversicherungsanforderungen deswegen auch geregelt, dass
bei VerstdBen empfindliche GeldbuB3en als Ordnungswidrigkeiten
ausgesprochen werden sollen.

Gebiihren

Die Gebiihren der Bauaufsichtsbehdrde fiir die Entgegennahme
und Vollstandigkeitsprifung einer Mitteilung betragen derzeit 60
Euro zuziglich Zustellgebihr.

Bauvorlagen fiir eine Mitteilung und einen
Bauantrag

Die Bauvorlagen in Verbindung mit einer Mitteilung nach § 62
NBauO und einem Bauantrag nach § 63 beziehungsweise § 64
NBauO sind bei der Gemeinde einzureichen, in deren Gebiet das
Baugrundstiick liegt. Die Mitteilung nach § 62 NBauO und die
dazugehdrigen Bauvorlagen missen in zweifacher Ausfertigung,
ein Bauantrag nach § 63 bzw. § 64 NBauO und die dazugehs-
rigen Bauvorlagen missen in dreifacher Ausfertigung eingereicht
werden.

Das Mitteilungsformular bzw. Bauantragsformular muss vollstan-
dig ausgefillt und von der Bauherrin und/oder dem Bauherren
sowie von der Entwurfsverfasserin oder dem Entwurfsverfasser mit
Tagesangabe unterschrieben sein.

Die Bauvorlagen selbst missen lediglich von der Entwurfsverfasse-
rin oder dem Entwurfsverfasser mit Tagesangabe unterschrieben
sein. Sofern Bauvorlagen von Sachversténdigen angefertigt wer-
den, haben die Sachverstdndigen diese ebenfalls mit Tagesanga-
be zu unterschrieben. Mindestens eine Ausfertigung der Formulare
und Bauvorlagen muss Originalunterschriften aufweisen. Eventuell
zu prifende bautechnische Nachweise sind in zweifacher Ausfer-
tigung einzureichen.

Zum Bauantrag und zur Mitteilung nach § 62 NBauO sind fir

bauliche Anlagen, ausgenommen Werbeanlagen, entsprechend

der Bauvorlagenverordnung (BauVorlVO) folgende Bauvorlagen

einzureichen:

1. Aktueller Auszug aus der Amilichen Karte 1:5.000

2. Einfacher Lageplan (erstellt von einem Katasteramt oder &f-
fentlich bestellten Vermessungsingenieurin oder -ingenieur
(ObVI), maximal ein Jahr alt und Ubereinstimmend mit der
Ist-Situation vor Ort) oder, wenn fir die Beurteilung einer
Grenzbebauung oder von Grenzabstdnden erforderlich, ein
qualifizierter Lageplan mit Einzeichnung und VermafBung
der BaumaBnahme einschlieBlich der Terrassen und Ein-
stellplétze sowie der eventuellen Baugrenzen beziehungs-
weise Baulinien aus den Festsetzungen des Bebauungs-
planes

3. Gesonderter Lageplan (zum Beispiel Kopie des Lageplans) mit
Darstellung und VermaBung aller befestigten Fléchen und des
gegebenenfalls erforderlichen Kinderspielplatzes

4. Bauzeichnungen im Maf3stab 1:100 in Grundrissen, Schnit-
ten und Ansichten einschlieBlich Darstellung des vorhandenen
und geplanten Geléndeverlaufes mit Hohenangaben in den
Ansichten

5. Baubeschreibung (wie Bauwerksklasse, Art der Nutzung, bau-
liche MaBBnahmen, vorhandene und geplante Materialien fir
Waénde, Decken, Ddcher)
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7. Bauvordnungsrechtliche Verfahren

6. Betriebsbeschreibung bei gewerblichen und bei landwirt-
schaftlichen baulichen Anlagen (wie Art der gewerblichen
Nutzung, Geschdéftszeiten, Betriebsabléufe, Anzahl von Per-
sonen (stéindige Benutzer und Besucher), gegebenenfalls Art
des Warenangebots und der Art und Weise der Herstellung
und Lagerung)

7. Angaben Uber die gesicherte ErschlieBung hinsichtlich der
Versorgung mit Wasser und Energie sowie der Entsorgung
von Abwasser, soweit die bauliche Anlage nicht an eine &f-
fentliche Wasser- und Energieversorgung und eine &ffentliche
Abwasserentsorgungsanlage angeschlossen werden kann

8. Angaben iber die gesicherte verkehrsmaBige ErschlieBung
des Baugrundstiicks

9. Rechnerischer Nachweis des Brutto-Rauminhaltes nach DIN
277 Teil 1 oder Aufschlisselung der Herstellkosten, wenn die
Anlage 2 zur Baugebihrenordnung nicht anwendbar ist

10. Berechnung des zuldssigen, des vorhandenen und des ge-
planten MaBes der baulichen Nutzung, wenn die bauliche
Anlage im Geltungsbereich eines Bebauungsplans liegt, der
Festsetzungen ber das Maf3 der baulichen Nutzung enthalt

11. Nachweis des Einfigens, wenn die bauliche Anlage im unbe-
planten Innenbereich liegt

12. Rechnerischer Nachweis der erforderlichen Anzahl notwen-
diger Einstellplatze sowie der vorhandenen und geplanten
Einstellplatze einschlieBlich zeichnerischer Darstellung (siehe
oben)

13. Statistischer Erhebungsbogen (Formulare kénnen unter www.
statistik-bw.de/baut/servlet/LaenderServlet heruntergeladen
werden)

14. Nachweis der Standsicherheit, wenn eine bauaufsichtliche
Prifung dieses Nachweises vorgeschrieben ist (gegebenen-
falls die allgemeine bauaufsichtliche Zulassung, das allgemei-
ne bauaufsichtliche Prifzeugnis oder die Zustimmung im Ein-
zelfall, wenn eine Bauart im Sinne des § 21 Absatz 1 NBauO
angewandt werden soll)

15. Nachweis des Brandschutzes, wenn eine bauaufsichtliche
Prifung dieses Nachweises vorgeschrieben ist und er nicht
bereits in den Gbrigen Bauvorlagen enthalten ist
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In Abhdngigkeit der beantragten BaumaBnahme kénnen weitere
Unterlagen und Angaben erforderlich sein, zum Beispiel bei Bau-
mafBnahmen im Auf3enbereich oder fiir Mehrfamilienhaus- und Ge-
werbebauten. Dies kann zum Beispiel eine Eingriffsregelung nach
Naturschutzrecht oder ein Immissionsgutachten nach der Techni-
schen Anleitung zum Schutz gegen Larm (TA L&rm) oder nach der
Technischen Anleitung zur Reinhaltung der Luft (TA Luft) sein.
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Die Uber die vorgenannten, in den Uberwiegenden Féllen aus-
reichenden Vorlagen zusétzlich erforderlichen Unterlagen kénnen
und sollten fir komplexere Baumafnahmen im Rahmen der Bau-
beratung im Vorwege abgestimmt werden.

Vollstéindige Bauvorlagen sind eine wesentliche Voraussetzung
fir ein reibungsloses und kurzes Baugenehmigungsverfahren. Die
Antragsbearbeitung erfolgt anhand der vorgelegten Unterlagen.
Alle fir die Prifung der BaumaBBnahme wichtigen Fragestellun-
gen missen daher anhand der vorgelegten Unterlagen beurteilt
werden koénnen. Wenn die eingereichten Bauvorlagen wesentli-
che Méngel aufweisen, soll die untere Bauaufsichtsbehérde nach
dem Willen des Gesetzgebers die Bearbeitung des Bauantrages
ablehnen.

Die grundsétzliche Genehmigungsfahigkeit sollte, sofern hieriber
Zweifel bestehen, vor dem Einreichen eines Bauantrages entwe-
der mindlich in einer Bauberatung oder schriftlich als Bauvoran-
frage (siehe oben) geklart werden.

Bautechnische Nachweise

Die Einhaltung der Anforderungen an die Standsicherheit sowie
den Brand-, den Schall, den Warme- und den Erschitterungs-
schutz ist immer sicherzustellen und bautechnisch nachzuweisen.
Zu den rechtlichen Grundlagen gehéren neben der NBauO auch
die bauaufsichtlich eingefihrten Technischen Baubestimmungen,
Normen und Richtlinien.

Zu den bautechnischen Nachweisen gehdren im Wesentlichen:

e Standsicherheitsnachweise beziehungsweise statische Berech-
nungen,

e Konstruktionspléne und Ausfihrungszeichnungen (wie Beweh-
rungs- und Stahlbauplane),

* Warmeschutznachweise geméf Energieeinsparverordnung
(EnEV),

e Schallschutznachweise gemaf3 DIN 4109.

Die Nachweise missen von entsprechend qualifizierten Sach-
verstandigen erstellt werden. Die bautechnischen Nachweise fir
den Schall-, den Wéarme- und den Erschitterungsschutz werden
im Rahmen von bauordnungsrechtlichen Verfahren jedoch nicht
geprift.

Die Prifung der Standsicherheit und des Brandschutzes ist nur bei
bestimmten BaumaBnahmen erforderlich, wobei dies unabhéngig
von dem bauordnungsrechtlichen Verfahren ist (siehe § 65 Absatz
2 Satz 1 NBauQ).

Hinweis: Nachweise der Standsicherheit, die nicht zu priifen sind,
missen von Personen aufgestellt sein, die in der Liste der Trag-
werksplanerinnen und -planer, die von der Ingenieurkammer Nie-
dersachsen gefihrt wird, oder in ein entsprechendes Verzeichnis
eines anderen Landes eingetragen sein (§ 65 Absatz 4 und 5
NBauO).

Die nachstehenden Kriterien fir die Prifpflicht der Nachweise der
Standsicherheit und des Brandschutzes gelten daher sowohl fir
Mitteilungs- als auch fir Baugenehmigungsverfahren.

Standsicherheit

Der Nachweis der Standsicherheit ist gemaf3 § 65 Absatz 3 Satz

1 NBauO fir folgende Bauwerke vorzulegen:

* Wohngebdude der Gebdudeklassen 4 und 5

e Unterirdische Garagen mit mehr als 100 m? Nutzfléche in
sonstigen Wohngebduden



* Sonstige Gebdude, ausgenommen eingeschossige Gebdude
bis 200 m? Grundflache sowie eingeschossige landwirtschaft-
lich, forstwirtschaftlich oder erwerbsgértnerisch genutzte
Gebdude mit Dachkonstruktionen bis 6 m Stitzweite, bei
fachwerkartigen Dachbindern bis 20 m Stitzweite

* Fliegende Bauten und Fahrgeschéfte, die keine fliegenden
Bauten sind

® Bricken mit einer lichten Weite von mehr als 5 m

e Stitzmauern mit einer Hohe von mehr als 3 m Gber der Gelan-
deoberflache

e Tribinen mit einer Hdhe von mehr als 3 m

* Regale mit einer zuldssigen Hohe der Oberkante des Lagerguts
von mehr als 7,50 m

e Behdlter

e Sonstige bauliche Anlagen, die keine Gebaude sind, mit einer
Haéhe von mehr als 10 m

Brandschutz

Der Nachweis des Brandschutzes ist gemaf3 § 65 Absatz 3 Satz

2 NBauO fir folgende Bauwerke vorzulegen:

* Wohngebdude der Gebdudeklassen 4 und 5

e Sonstige Gebdude der Gebdudeklassen 3, 4 und 5, ausge-
nommen eingeschossige landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich
oder erwerbsgdrtnerisch genutzte Gebdude

* Garagen mit mehr als 100 m? Nutzfléche, auch wenn sie Teil
eines sonst anders genutzten Gebdudes sind

e Sonderbauten

Fir den Nachweis des Brandschutzes sind im Lageplan, in den

Bauzeichnungen und in der Baubeschreibung die fir die Beurtei-

lung der BaumaBnahme erforderlichen Angaben zu machen (né&-

heres sieche § 11 BauVorlVO), wie zum Beispiel:

* Lage des Gebdudes auf dem Grundstiick und zur Nachbarbe-
bauung

e Feuerwehrzufahrt sowie Aufstell- und Bewegungsfldchen

* |6schwasserversorgung und gegebenenfalls -rickhaltung

* Brandverhalten und Feuerwiderstandsfahigkeit von Baustoffen
und Bauteilen

* Grofe, Lage und Ausbildung von Nutzungseinheiten sowie
Brand- oder Rauchabschnitten

* Nutzung der einzelnen Raumlichkeiten

* Lage und Gestaltung der Rettungswege

* Anlagen, Einrichtungen und Vorkehrungen, die fir den Brand-
schutz erforderlich sind (zum Beispiel fiir Branderkennung und
-meldung, Rauchabzug)

e Betriebliche und organisatorische MaBnahmen zur Brandverhi-
tung, Brandbekampfung und Rettung von Menschen und Tieren
(zum Beispiel Feuerwehrplan, Brandschutzordnung, Bestellung
von Brandschutzbeauftragten und Selbsthilfekréften)

Es ist jedoch zu empfehlen, den Brandschutznachweis auBBerhalb
der Bauzeichnungen und Baubeschreibungen in einer gesonder-
ten Anlage, zum Beispiel unter Verwendung von Formblé&ttern und
entsprechenden Brandschutzplanen, zu fihren.

Der Nachweis des Brandschutzes kann auch in Form eines ob-
jektbezogenen Brandschutzkonzeptes erfolgen. Die Erstellung ei-
nes Brandschutzkonzeptes fir ein Gebdude ist dann erforderlich,
wenn von den baurechtlichen Anforderungen starker abgewichen
werden soll oder es sich um ein Gebdude besonderer Art und
Nutzung (Sonderbau) handelt. Hier erfolgt eine zielorientierte Ge-
samtbewertung des baulichen und abwehrenden Brandschutzes.
Zudem wird der Nachweis erbracht, dass beziehungsweise unter
welchen MaBBgaben das Obijekt den brandschutztechnischen An-
forderungen entspricht.

Die untere Bauaufsichtsbehérde kann bei Sonderbauvorhaben
im Einzelfall auch besondere Anforderungen verlangen und Er-
leichterungen erméglichen und/oder ein Brandschutzkonzept for-
dern.

Aufbewahrungspflichten

Unabhéngig vom bauordnungsrechtlichen Verfahren haben Bau-
herrinnen und Bauherren und ihre Rechtsnachfolgerinnen und
Rechtsnachfolger Bauvorlagen bis zum Abbruch oder zur Besei-
tigung der baulichen Anlage aufzubewahren und der unteren
Bauaufsichtsbehsrde auf Verlangen vorzulegen (siehe § 13 Bau-
VorlVO). Dies gilt sowohl auch fir eventuell notwendige Bescheini-
gungen von Sachversténdigen und die Verwendbarkeitsnachwei-
se fir Bauprodukte und Bauarten, soweit sie Nebenbestimmungen
fir den Betrieb oder die Wartung enthalten als auch fir die im
bavordnungsrechtlichen Verfahren nicht vorzulegenden Nachwei-
se Uber den Warmeschutz und den Schallschutz.

Die Bauherrinnen und Bauherren und ihre Rechtsnachfolgerinnen
und Rechtsnachfolger sind weiter verpflichtet, die Unterlagen im
Fall des Ubergangs des Eigentums der baulichen Anlage an die
jeweiligen Rechtsnachfolgerinnen und Rechtsnachfolger weiterzu-
geben.

Im Fall eines Abbruchs oder einer Beseitigung einer baulichen
Anlage oder eines Teils einer baulichen Anlage sind die Bauvor-
lagen einschliefBlich der Bescheinigungen der Sachversténdigen
nach Beendigung der MafBnahme noch weitere zwei Jahre auf-
zubewahren.

Verfahrensfreie BaumaBnahmen (§ 60 NBauO)

Neben Bauvorhaben, fir die das Genehmigungsfreistellungsver-
fahren nach § 62 NBauO angewendet werden kann, gibt es
weitere BaumaBnahmen und bauliche Anlagen, die von der Ge-
nehmigungspflicht freigestellt sind. Diese sind die so genannten
verfahrensfreien BaumaBnahmen, die in § 60 NBauO geregelt
sind.

Danach ist verfahrensfrei

e die Anderung der Nutzung einer baulichen Anlage, wenn das
ffentliche Baurecht an die neue Nutzung weder andere noch
weitergehende Anforderungen stellt,

e die Umnutzung von Rdumen im Dachgeschoss eines Wohnge-
baudes mit nur einer Wohnung in Aufenthaltsréume, die zu
dieser Wohnung gehéren,

e die Umnutzung von Réumen in vorhandenen Wohngebduden
und Wohnungen in Rdume mit Badewanne oder Dusche oder
mit Toilette.

Reine Instandsetzungsarbeiten bediirfen ebenfalls keiner Bauge-
nehmigung, im Gegensatz zu Substanzerneuerungen. Durch diese
Regelung soll der Bestandsschutz gedeckt bleiben. Bei statisch erfor-
derlichen Erneuerungen und einigen baulichen Verénderungen der
AuBengestaltung wird dieser Bestandsschutz jedoch iberschritten.

Verfahrensfrei dirfen ferner die im Anhang zu § 60 NBauO ge-
nannten baulichen Anlagen und Teile baulicher Anlagen in den
dort festgelegten Grenzen errichtet werden. Hiervon ausgenom-
men sind jedoch samtliche BaumaBnahmen an Baudenkmalen
und in deren Umgebung (siehe hierzu auch die Hinweise zum
Denkmalschutz und zur Denkmalpflege). Sollte fir baurechtlich
verfahrensfreie MaBBnahmen eine Genehmigung nach anderen
Gesetzen, wie zum Beispiel dem Niederscchsischen Denkmal-
schutzgesetz (NDSchG), erforderlich sein, so muss die Bauherrin
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oder der Bauherr eine solche Genehmigung auch tatséchlich vor
Ausfihrung der MaBnahme beantragt und erhalten haben.

Nachfolgend sind die im Anhang zu § 60 NBauO aufgefihrten
genehmigungsfreien Anlagen, die von wesentlicher Bedeutung
sind, aufgefihrt:

¢ Gebdude und Vorbauten ohne Aufenthaltsrdume, Toiletten und
Feuerstatten, wenn die Gebdude und Vorbauten nicht mehr als
40 m® - im AuBenbereich nicht mehr als 20 m?® - Brutto-Rau-
minhalt haben und weder Verkaufs- noch Ausstellungszwecken
noch dem Abstellen von Kraftfahrzeugen dienen (Ziffer 1.1)

* Garagen mit nicht mehr als 30 m? Grundfléche, auBBer im Au-
Benbereich, Garagen mit notwendigen Einstellpldtzen jedoch
nur, wenn die Errichtung oder Anderung der Einstellplatze
genehmigt oder nach § 62 genehmigungsfrei ist (Ziffer 1.2)

e Terrasseniiberdachungen mit nicht mehr als 30 m? Grundfléche
und mit nicht mehr als 3 m Tiefe (Ziffer 1.8)

* Feuerungsanlagen sowie freistehende Abgasanlagen bis zu 10
m Hohe (Ziffer 2.1)

e Solarenergieanlagen und Sonnenkollektoren mit nicht mehr als
3 m Haéhe und mit nicht mehr als 9 m Gesamtlénge, auBer im
Auf3enbereich, sowie in, an oder auf Dach- oder Auflenwand-
flachen von Gebduden, die keine Hochhéuser sind, angebrach-
te Solarenergieanlagen und Sonnenkollektoren (Ziffer 2.3)

* Einfriedungen mit nicht mehr als 2 m Hohe tber der Gelan-
deoberfléche nach § 5 Absatz 9, im AuBenbereich nur als
Nebenanlage eines héchstens 50 m entfernten Gebdudes mit
Aufenthaltsréumen (Ziffer 6.1)

e Stiitzmauern mit nicht mehr als 1,50 m Hohe Gber der Gelén-
deoberfldche (Ziffer 6.2)

e Selbstandige Aufschittungen und Abgrabungen mit nicht mehr
als 3 m Hohe oder Tiefe, im AufBenbereich nur, wenn die
Aufschittungen und Abgrabungen nicht der Herstellung von
Teichen dienen und nicht mehr als 300 m? Fléche haben (Ziffer
7.1)

* Bauliche Anlagen, die der Gartennutzung, der Gartengestal-
tung oder der zweckentsprechenden Einrichtung von Gérten
dienen, wie Banke, Sitzgruppen, Terrassen oder Pergolen,
ausgenommen Gebdude und Einfriedungen (Ziffer 9.1)

* Wasserbecken mit nicht mehr als 100 m3 Beckeninhalt, im
AuBenbereich nur als Nebenanlage eines héchstens 50 m
entfernten Gebdudes mit Aufenthaltsrdumen (Ziffer 9.6)

* Wande, Decken, Stitzen und Treppen, ausgenommen Au-
Benwdnde, Gebdudetrennwdnde und Dachkonstruktionen, in
fertiggestellten Wohngebd&uden oder fertiggestellten Wohnun-
gen, jedoch nicht in Hochhdusern (Ziffer 12.1)

* Wande und Decken, die weder tragend noch aussteifend sind
und nicht feuerwiderstandsféhig sein missen, in fertiggestellten
Gebduden (Ziffer 12.2)

* Offnungen fir Fenster oder Tiren in fertiggestellten Wohnge-
bauden und fertiggestellten Wohnungen (Ziffer 13.1) — Ach-
tung: Bei Baudenkmalen genehmigungspflichtig nach dem
NDSchG

* Dacheindeckungen, wenn sie nur gegen vorhandene Dachein-
deckungen ausgewechselt werden (Ziffer 13.5) — Achtung: Bei
Baudenkmalen genehmigungspflichtig nach dem NDSchG

* Dacher von vorhandenen Wohngebduden einschlieBlich der
Dachkonstruktion ohne Anderung der bisherigen GuBeren
Abmessungen (Ziffer 13.6) — Achtung: Bei Baudenkmalen
genehmigungspflichtig nach dem NDSchG

* Bewegliche Sonnenddcher (Markisen), die keine Werbetrager
sind (Ziffer 14.6)

Auch wenn das Baugenehmigungsverfahren formell entfallen
kann, so missen verfahrensfrei gestellte BaumaBnahmen dennoch
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die Vorschriften des &ffentlichen Baurechts einhalten (zum Beispiel
Brandschutz- und Grenzabstandsbestimmungen)!

Insbesondere dirfen die Vorhaben nicht gegen das stadtebauliche
Planungsrecht verstofien. Die Regelungen eines Bebauungsplanes
oder die Bestimmungen zum Bauen im Innen- und AufBenbereich
sind also bei der Errichtung verfahrensfreier Bauten stets zu be-
ricksichtigen. In Zweifelsfllen sollte von einer Bauberatung bei
der unteren Bauaufsichtsbehérde Gebrauch gemacht werden.

Abbruch und Abbruchanzeige (§ 60 Absatz 3 NBauO)

Wie bisher dirfen ,komplette” Gebdude, ausgenommen Hoch-
hauser, baugenehmigungsfrei abgebrochen werden. Der Abbruch
von Hochhdusern und Teilen von Gebduden oder baulichen An-
lagen, die nicht im Anhang der NBauO aufgefishrt sind, muss
aber der unteren Bauaufsichtsbehérde vor der Durchfihrung der
BaumaBnahme angezeigt werden. Das gilt jedoch nicht fir Bau-
denkmale oder denkmalverdéchtige Objekte, fir die eine denk-
malrechtliche Genehmigung rechtzeitig einzuholen ist.

An Abbrucharbeiten missen besonders hohe Sicherheitsanforde-
rungen gestellt werden, da der Abbruch von baulichen Anlagen
meist mit einer hdheren Gefahr verbunden ist als die Errichtung
— insbesondere dann, wenn nur Teile einer baulichen Anlage ab-
gebrochen werden und statische Abhéngigkeiten bestehen.

Anzeigeverfahren

Fir eine Abbruchanzeige ist ein von der obersten Bauaufsichtsbe-

hérde eingefihrtes Formular zu verwenden. Das ausgefillte und

von der Bauherrin und/oder dem Bauherren unterschriebene For-

mular sowie die nachstehenden Unterlagen sind bei der unteren

Bauaufsichtsbehdrde schriftlich in zweifacher Ausfertigung einzu-

reichen. Dem Anzeigeformular sind beizufiigen

¢ ein einfacher Lageplan, in dem zusétzlich die Lage der abzu-
brechenden oder zu beseitigenden baulichen Anlage darge-
stellt ist, und

* eine Bestatigung einer fachkundigen Person iber die Wirk-
samkeit der vorgesehenen SicherungsmafBnahmen und die
Standsicherheit der baulichen Anlagen, auf die sich der
Abbruch auswirken kann. Diese Person muss in der Liste der
Tragwerksplanerinnen und -planer, die von der Ingenieurkam-
mer Niedersachsen gefihrt wird, oder in ein entsprechendes
Verzeichnis in einem anderen Land eingetragen sein (§ 65

Absatz 4 NBauO).

Die untere Bauaufsichtsbehdrde bestétigt der Bauherrin und/oder
dem Bauherren den Eingang der Anzeige. Im Fall einer unvollstén-
digen oder sonst mangelhaften Anzeige fordert sie die Bauherrin
und/oder den Bauherren zur Vervollstdndigung der Anzeige oder
zur Behebung des Mangels auf.

Ist die Anzeige vervollsténdigt oder der Mangel behoben worden,
so teilt die untere Bauaufsichtsbehdrde dies der Bauherrin und/
oder dem Bauherren mit. Mit den Abbruchmaf3nahmen darf dann
nach Ablauf eines Monats nach Bestétigung der vollstéindigen be-
ziehungsweise mdngelfreien Bauanzeige begonnen werden. Rele-
vante Sonderbestimmungen wie zum Beispiel die Asbest-Richtlinie
sind eigenstandig einzuhalten.

Gebihren

Die Gebihren fir die Entgegennahme einer Abbruchanzeige, die
Uberprifung auf Vollstandigkeit und die Ausstellung einer Bestdti-
gung betragen aktuell 60 Euro zuziglich Zustellgebihr.
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8. Die Baulast

Eine Baulast ist eine einseitige offentlich-rechtliche Verpflichtung
gegeniiber der unteren Bauaufsichtsbehérde, mit der Grundstiicks-
eigentimerinnen und Grundstiickseigentimer in Schriftform freiwil-
lig erkléren, auf ihrem Grundstiick etwas zu tun, zu dulden oder
zu unterlassen, wozu sie zundchst nicht verpflichtet wéren. In der
Regel wird mit der Eintragung einer Baulast ein bauordnungsrecht-
liches Hindernis beseitigt, das ein Bauen sonst so nicht mdglich
machen wiirde.

Eine Baulast liegt als &ffentlich-rechtliche Belastung auf dem
Grundstick und bindet auch die Rechtsnachfolgerinnen und
Rechtsnachfolger. Die Baulast dient nicht der Regelung der pri-
vatrechtlichen Verhdltnisse unter Nachbarn und ist kein Ersatz fir
privatrechtliche Vereinbarungen. Durch Baulasten entstehen keine
direkten Rechtsbeziehungen zwischen den so genannten belas-
teten und beginstigten Grundstickseigentimerinnen und Grund-
stickseigentimern.

Eine zusatzliche privatrechtliche Absicherung des Anspruchs, zum
Beispiel durch einen privatrechtlichen Vertrag oder eine Eintra-
gung einer Grunddienstbarkeit im Grundbuch, kann unter Umstén-
den empfehlenswert sein, damit der Anspruch auch privatrechtlich
gegeniber Baulastgeberinnen und Baulastgebern durchgesetzt
werden kann.

Durch Eintragung in das bei der unteren Bauaufsichtsbehorde
gefihrte Baulastenverzeichnis wird die Baulast wirksam. Die so
genannte Verpflichtungserklarung wird in der Regel durch die
untere Bauaufsichtsbehérde unterschriftsreif vorbereitet. Einem
Bauantrag sollte gleich eine Bereitschaftserklarung der spéteren
Baulastgeberinnen und Baulastgeber beigefigt sein.

Die untere Bauaufsichtsbehérde kann auch auf eine bereits ein-
getragene Baulast verzichten, wenn kein &ffentliches und privates
Interesse an der Baulast mehr besteht. Vor dem Verzicht sind die
Eigentimerinnen und Eigentimer der beginstigten Grundsticke
zu héren. Der Verzicht wird mit der Ldschung im Baulastenver-
zeichnis wirksam.

Entstehung einer Baulast

Wird im Rahmen der Planung eines Bauvorhabens oder wéhrend
eines Baugenehmigungsverfahrens festgestellt, dass eine Baulast
erforderlich ist, um das Vorhaben genehmigungsféhig zu me-
chen, so ist ein Antrag auf Eintragung einer Baulast zu stellen. Zu
empfehlen ist, schon zu Beginn der Planung aufgrund der Vorer-
mitlung mit der Entwurfsverfasserin oder dem Entwurfsverfasser
Gespréche mit den Eigentimerinnen und Eigentimern betroffener
Nachbargrundsticke zu fihren, ob diese berhaupt einer Baulast
zustimmen wirden.

Die Entgegennahme einer Baulasterklarung ist schriftlich zu be-
antragen und von der Person zu unterschreiben, die die mit einer
Baulasteintragung verbundenen Kosten tbernehmen wird. Der An-
trag kann formlos oder unter Verwendung eines Formulars gestellt
werden. Es besteht stets die Maglichkeit, den Text der Baulasterkld-
rung durch die untere Bauaufsichtsbehdrde vorbereiten zu lassen.

Sofern in einem Baugenehmigungsverfahren von der unteren Bau-
aufsichtsbehorde festgestellt wird, dass eine Baulast noch notwen-
dig ist, aber noch nicht beantragt wurde, wird dies der Bauherrin
und/oder dem Bauherren mitgeteilt. Die jeweilige Baulasterklérung
muss von allen im Grundbuch eingetragenen Eigentimerinnen und
Eigentimern des belasteten Grundstiicks unterschrieben werden.

Planen und Bauen im Landkreis Gifhorn | 35



Teil 1l

8. Die Baulast

Bei Erbbaurechten und sonstigen Berechtigungen wie Auflassungs-

vormerkungen, Grunddienstbarkeiten, NieBBbrauchrechten sind
auch die Unterschriffen von deren eingetragenen Inhaberinnen
und Inhabern erforderlich.

Die Baulasterklérung bedarf der Schriftform; alle Unterschriften
missen oSffentlich beglaubigt (zum Beispiel durch eine Notarin

oder einen Notar) oder unter Vorlage eines amtlichen Identitats-
nachweisdokuments vor der unteren Bauaufsichtsbehérde geleis-

tet werden. Die Beurkundung kann auch bei Katasteramtern, bei
offentlich bestellten Vermessungsingenieurinnen oder -ingenieuren
oder bei Gemeindeverwaltungen erfolgen.

Arten von Baulasten

Folgende Baulastenfdlle kommen insbesondere in Betracht:

e Vereinigung von selbststéndigen Baugrundstiicken mit der
Folge, dass die bavordnungsrechtlichen Vorschriften grundsétz-
lich auf das gesamte vereinigte Grundstiick anzuwenden sind
(Vereinigungsbaulast nach § 2 Absatz 12 NBauO)

® Sicherung der Zuwegung, weil das Baugrundstick nicht die
erforderliche Zugédnglichkeit aufweist, zum Beispiel nicht an
eine offentliche Verkehrsflache grenzt oder aber von dort aus
keine Zufahrt zum Baugrundstiick geschaffen werden darf
(Zuwegungsbaulast nach § 4 Absatz 2 NBauO)

* Verpflichtung, einen entsprechenden Gegenbau unmittelbar an
der Grundstiicksgrenze zu errichten, wenn eine BaumaBBnahme
ohne den an sich erforderlichen Grenzabstand auf der Grund-
sticksgrenze durchgefihrt werden soll.

e Hinweis: Es besteht jedoch keine Verpflichtung der Eigenti-
merinnen oder Eigentimer des belasteten Grundsticks, die die
Baulast geben, den Gegenbau sofort durchzufihren (Gegen-
baubaulast nach § 5 Absatz 5 NBauO)

® Einen auf dem eigenen Grundstiick fehlenden Grenzabstand
auf dem Nachbargrundstiick zur Verfiigung zu stellen, wenn
die BaumaBBnahme nicht unmittelbar auf der Grundstiicksgren-
ze durchgefihrt oder aber der erforderliche Grenzabstand auf
dem Baugrundstiick nicht eingehalten werden kann {Abstands-
baulast nach § 6 Absatz 2 NBauO)

® Zuordnung eines erforderlichen Kinderspielplatzes auf einem
anderen in der Néhe liegenden Grundstiick (Zuordnungsbau-
last nach § 9 Absatz 3 NBauO)

* Notwendige Einstellplétze und Fahrradabstellanlagen auf
einem anderen Grundstiick schaffen zu lassen und diese dort
zur Verfigung zu stellen (Einstellplatzbaulast nach § 47 Absatz
4 NBauO Baulast fir Fahrradabstellanlagen nach § 48 Absatz
1 Satz 3 NBauO)
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Erforderliche Unterlagen

Im Antrag auf Entgegennahme einer Baulasterklérung sind folgen-
de Angaben zu machen beziehungsweise Unterlagen beizufigen:

1. Name und Anschrift der Grundstickseigentimerinnen und
Grundstickseigentimer, der Erbbau- und sonstigen Berechtig-
ten des zu belastenden und des begiinstigten Grundstiicks

2. Name und Anschrift der Kostentrégerin und/oder des Kosten-
tragers

3. Bezeichnungen des zu belastenden und des zu begiinstigenden
Grundstiicks nach Gemeinde, Ortsteil, Straf’e und Hausnum-
mer sowie Gemarkung, Flur und Flurstick

4. Ein aktueller amtlicher einfacher Lageplan des beginstigten
Grundstiicks einschlieBlich der zu belastenden Grundstiicksflé-
chen (erstellt von einem Katasteramt oder &ffentlich bestellten
Vermessungsingenieurin  oder Vermessungsingenieur (ObVI)
im Mafstab von in der Regel 1:500, jedoch nicht kleiner als
1:1.000, hochstens ein Jahr alt und ibereinstimmend mit der
tatséchlichen Situation vor Ort). Die zu belastenden Grund-
sticksfléchen sind mit farblicher Markierung braun-schraffiert,
das (Bau-)Vorhaben rot umrandet und rotschraffiert darzustellen

5. Aktueller amtlicher Auszug aus dem Liegenschaftsbuch des zu
belastenden Grundstiicks

6. Angaben iber Baulasten, die bereits auf dem zu belastenden
Grundstiick liegen (Baulastenverzeichnis/-blatt)

Gebiihren

Die Gebihr fir Baulasteintragungen und -1&schungen werden
nach der BauGO ermittelt. Die Héhe der Gebihr ist von der Art
der Baulast, der betroffenen Fléche und dem damit verbunden
Bearbeitungs- und Priifungsaufwand abhangig. Sie betragt derzeit
mindestens 60 Euro und hachstens 1.620 Euro je einzutragender
Baulast und Grundstiick. Die Gebihr fir die Léschung betragt der-
zeit mindestens 60 Euro und héchstens 540 Euro je Baulast.
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9. Die Abgeschlossenheitsbescheinigung

Die Abgeschlossenheitsbescheinigung ist eine Bescheinigung dar-
Uber, dass eine Eigentumswohnung oder ein Teileigentum im Sinne
des Wohnungseigentumsgesetzes (WEG) baulich hinreichend von
anderen Wohnungen und Rdumen abgeschlossen ist. Die Abge-
schlossenheitsbescheinigung besteht aus dem Aufteilungsplan auf
der Grundlage von Zeichnungen und der eigentlichen Bescheini-
gung der baulichen Abgeschlossenheit. Diese Bescheinigung wird
von der zusténdigen unteren Bauaufsichtsbehérde ausgestellt.

Die Abgeschlossenheitsbescheinigung ist zusammen mit dem Auf-
teilungsplan die Voraussetzung fir die Aufteilung eines Gebdudes
in Wohnungseigentum und/oder Teileigentum und fir die Anlage
eigener Grundbuchblétter fir jede einzelne Eigentumswohnung
bzw. Gewerbeeinheit. Sie ist also erforderlich, wenn zum Bei-
spiel der Neubau von Eigentumswohnungen oder die Aufteilung
eines Hauses in (separat verkaufliche) Eigentumswohnungen bzw.
Gewerbeeinheiten geplant ist. Grundlage fir die grundbuchliche
Aufteilung ist eine notarielle Teilungserklarung, die auf eine Abge-
schlossenheitsbescheinigung Bezug nimmt.

Antrag auf Abgeschlossenheit

Grundstickseigentimerinnen und Grundstickseigentimer oder Er-
bbauberechtigte, die ihr Grundstick in Wohnungseigentum bezie-
hungsweise Teileigentum aufteilen méchten, missen vorab einen
entsprechenden Antrag auf Abgeschlossenheit (formlos oder unter
Verwendung eines Formulars) und ergénzende Unterlagen bei der
unteren Bauaufsichtsbehérde einreichen, um eine Abgeschlossen-
heitsbescheinigung zu bekommen. Ein Antrag auf Abgeschlossen-
heit ist grundsatzlich schriftlich zu stellen. Uber das Grundstiick
sind folgende Angaben erforderlich:

1. Eigentumsverhdltnisse

2. Katastermé&Bige Bezeichnung des Grundstiicks (Gemarkung,
Flur, Flurstick)

3. Grundbuchblattnummer

Unter Nachbarrecht versteht man alle Rechtsnormen, die auf der
Grundlage des nachbarlichen Gemeinschaftsverhdlnisses einen
angemessenen Ausgleich der widerstreitenden Interessen der
Nachbarn suchen. Das Nachbarrecht ist ein Teil des birgerlichen
Rechts, also Privatrecht. Vereinzelt greifen auch &ffentlich-rechtli-
che Vorschriften (zum Beispiel Abstandsvorschriften der NBauO
for bauliche Anlagen) in diese Beziehungen der Nachbarn ein.

Neben nachbarrechtlichen Regelungen der §§ 903 bis 924 des
Birgerlichen Gesetzbuches (BGB) wurde mit dem Niederséich-
sischen Nachbarrechtsgesetz (NNachbG) fir die nicht im BGB
geregelten Tatbestdnde ein einheitliches Landesnachbarrecht ge-
schaffen, das folgende Verhdltnisse regelt:

* Die Nachbarwand (§§ 3 - 15) und die Grenzwand (§§ 16 - 22)
¢ Das Fenster- und Lichtrecht (§§ 23 — 25)

¢ Die Bodenerhdhungen (§ 26)

e Die Einfriedung (§§ 27 - 37)

¢ Das wasserrechtliche Nachbarrecht (§§ 38 — 44)

¢ Das Dachtraufrecht (§§ 45 — 46)

® Das Hammerschlags- und Leiterrecht (§§ 47 — 48)

® Das Hoherfiihren von Schornsteinen (§ 49)

Dariber hinaus sind nachstehende Unterlagen erforderlich:

1. Lageplan im MaBstab 1:1.000

2. vermafte Grundrisszeichnungen sémtlicher Geschosse (ggf.
auch des Spitzbodens) aller auf dem Grundstiick befindlicher
Gebdude im MaBstab 1:100

3. Nummerierung der Nutzungseinheiten in den Grundrisszeich-
nungen, wobei samtliche RGume einer Nutzungseinheit mit der
jeweils gleichen Nummer zu bezeichnen sind

4. Schnittzeichnung im Maf3stab 1:100

5. Ansichtszeichnungen im Mafstab 1:100, ersatzweise Fotos
bei Bestandsgebduden

Séamtliche Unterlagen werden zweifach benétigt.

Die untere Bauaufsichtsbehdrde prift dann anhand der einge-
reichten Unterlagen, ob sémtliche Wohneinheiten beziehungs-
weise gewerblichen Einheiten formell dem &ffentlichen Baurecht
entsprechen und in sich abgeschlossen sind und stellt danach die
entsprechende Abgeschlossenheitsbescheinigung aus. Eine ver-
bindliche Aussage ber den Umfang der baurechtlich zulassigen
Nutzung des Sondereigentums enthdlt die Abgeschlossenheitsbe-
scheinigung von Gesetzes wegen jedoch nicht.

Gebiihren

Die Gebihren fir die Abgeschlossenheitsbescheinigung werden
auf der Grundlage der Verordnung iber die Gebihren und Aus-
lagen fir Amtshandlungen und Leistungen (Allgemeine Gebihren-
ordnung — AlIGO) ermittelt. Die Hohe der Gebuhr ist abhangig
von der Zahl der gebildeten Wohn- oder Gewerbeeinheiten. Die
Gebihr betragt fir das Erstellen eines Aufteilungsplans derzeit 50
Euro bis 400 Euro, fiir die Bescheinigung derzeit 50 Euro bis 400
Euro je Wohn-/Gewerbeeinheit.

10. Das Nachbarrecht

* Die Grenzabstdnde fir Pflanzen und Waldungen (§§ 50 — 60)
sowie

* Die Grenzabstdnde fir Gebdude im Auflenbereich
(88 61 -62)

Eine Abgrenzung zum &ffentlichen Baurecht sieht das NNachbG
nicht vor, das heift Rechte und Pflichten nach 6ffentlichem Recht
werden durch das NNachbG nicht berihrt. So hat die Bauauf-
sichtsbehdrde die bei ihr eingereichten Bauantrdge und Befrei-
ungsantrége nicht unter nachbarrechtlichen Gesichtspunkten zu
prifen. Eine Bauherrin oder ein Bauherr muss daher vor Baube-
ginn selbst prifen, ob der Verwirklichung des Bauvorhabens ent-
sprechend der erteilten Baugenehmigung nachbarrechtliche Vor-
schriffen entgegenstehen.

Wenn nachbarrechtliche Vorschriften dem Bauvorhaben entgegen-
stehen, so wird das Weiterbauen nicht behardlich untersagt. Eine
Bauherrin oder ein Bauherr muss sich selbst mit Nachbarn einigen
- anderenfalls kénnen diese nur durch zivilgerichtliche Entschei-
dung das Weiterbauen untersagen lassen und gegebenenfalls die
Beseitigung der eingetretenen Beeintrachtigung durchsetzen.
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11. Denkmalschutz und Denkmalpflege

Unter Denkmalschutz wird die Gesamtheit der gesetzlichen und
behérdlichen Anordnungen und Verbote verstanden, welche die
Erhaltung oder Instandsetzung von Kulturdenkmalen zum Ziel ha-
ben. Denkmalpflege ist dagegen die fachlich beratende und ma-
terielle Unterstitzung von Denkmaleigentimerinnen und -eigenti-
mern bei der Erhaltung oder Instandsetzung von Kulturdenkmalen.

Wais ist ein Kulturdenkmal?
Kulturdenkmale im Sinne des § 3 Absatz 1 des Niedersdchsischen

Denkmalschutzgesetzes (NDSchG) sind Baudenkmale, Boden-
denkmale und bewegliche Denkmale.

Baudenkmale sind bauliche Anlagen, Teile baulicher Anlagen und
Grinanlagen, an deren Erhaltung wegen ihrer geschichtlichen,
kinstlerischen, wissenschaftlichen oder stddtebaulichen Bedeu-
tung ein offentliches Interesse besteht. Baudenkmal ist auch eine
Gruppe baulicher Anlagen, die aus oben genannten Griinden er-
haltenswert ist. Hierzu kdnnen auch Pflanzen (zum Beispiel der
Baumbestand eines Parks) sowie Frei- und Wasserfléchen in der
Umgebung eines Baudenkmales gehéren.

Bodendenkmale sind mit dem Boden verbundene oder im Boden
verborgene Sachen und Spuren von Sachen, die von Menschen
geschaffen oder bearbeitet wurden oder Aufschluss Gber menschli-
ches Leben in vergangener Zeit geben und an deren Erhaltung aus
eben diesen Griinden ein 6ffentliches Interesse besteht.

Bewegliche Denkmale sind bewegliche Sachen, die von Men-
schen geschaffen oder bearbeitet wurden und Aufschluss iber
menschliches Leben in vergangener Zeit geben und aus vorge-
nannten Griinden erhaltenswert sind.

Verzeichnis der Baudenkmale
Bei Baudenkmalen wird unterschieden zwischen Einzeldenkmalen

(§ 3 Absatz 2 NDSchG) und solchen, die eine denkmalgeschitzte
Gruppe baulicher Anlagen (auch ,Ensemble” genannt) bilden (§
3 Absatz 3 NDSchG). Diese werden im so genannten Verzeichnis
der Baudenkmale gefihrt. Die Entscheidung, ob eine bauliche An-
lage in das Verzeichnis aufgenommen wird, trifft das Niederséch-
sische Landesamt fir Denkmalpflege. Als Ensemble kénnen zum
Beispiel ganze StraBBenzige wegen ihrer stédtebaulichen Wir-
kung im Verzeichnis gefihrt werden. Denkmalrechtlich relevant ist
dann haufig nur das GuBBere Erscheinungsbild (also die Fassaden
und das Dach), gleichzeitig kénnen jedoch Gebdude innerhalb
der Gesamtanlage auch Einzeldenkmale sein.

Die Einstufung und Begriindung durch die Denkmalfachbehérde
ist ausschlaggebend fir die Zulassigkeit und die Férderungs- und
steuerliche Abschreibungsfahigkeit von Mafnahmen am Gebéu-
de (ndheres hierzu siehe unten).

Das Denkmalverzeichnis im Landkreis Gifhorn ohne die Stadt Gif-
horn umfasst derzeit etwa 775 Baudenkmale. Da das Verzeich-
nis in Niedersachsen nur nachrichtlichen Charakter hat, ist die
Denkmaleigenschaft jedoch nicht abhéngig von der Eintragung.
Es kann sein, dass es immer noch Gebdude gibt, die die Eigen-
schaften eines Kulturdenkmales besitzen und nicht im Denkmal-
verzeichnis gefihrt sind. Im Zweifel sollten also Auskiinfte bei der
unteren Denkmalschutzbehdrde eingeholt werden.

Denkmalrechtliche Genehmigung
Fast alle Eingriffe an Baudenkmalen unterliegen der Genehmi-
gungspflicht nach Denkmalrecht, unabhéngig davon, ob die Maf3-

nahmen baugenehmigungspflichtig sind. Gem&B § 10 Absatz
1 Nr. 1 NDSchG bedarf einer Genehmigung der unteren Denk-

38 | Planen und Bauen im Landkreis Gifhorn

malschutzbehérde, wer ein Kulturdenkmal zerstéren, veréndern,
instand setzen oder wiederherstellen will. So sind nach dem Denk-
malschutzgesetz zum Beispiel auch Erneuerungen von Dacheinde-
ckungen, Anstrichen und Putzen, der Austausch beziehungsweise
die Reparatur von Fachwerkhélzern, Fenstern und Tiiren, der Ein-
bau einer neuen Heizung, das Anbringen von Verkleidungen und
Werbeanlagen sowie Abbrucharbeiten genehmigungspflichtig.

Dies ist erforderlich, um sicherzustellen, dass keine Schéden am
Denkmal durch unsachgemédfBe MaBnahmen (zum Beispiel durch
einen zu dichten Anstrich im Hinblick auf die Wasserdampfdiffu-
sion) und keine Beeintrachtigung der Denkmaleigenschaft durch
nicht denkmalgerechte Baustoffe (zum Beispiel durch Kunststoff-
fenster oder Betondachsteine) entstehen.

Die Anforderungen beziehen sich nicht auf Instandsetzungsarbei-
ten, die sich nur auf Teile des Kulturdenkmales auswirken, welche
fir seinen Denkmalwert ohne Bedeutung sind (zum Beispiel Repo-
raturen von Installationen).

; : ‘_ﬂl
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Der Antrag auf denkmalrechtliche Genehmigung ist schriftlich mit
allen zur Beurteilung erforderlichen Unterlagen bei der unteren
Denkmalschutzbehdrde einzureichen. In der Regel sind mindes-
tens Zeichnungen zum Bestand und zum geplanten Neuzustand
sowie eine MaBnahmenbeschreibung und -begriindung erforder-
lich. Bei einfachen MaBnahmen reichen unter Umsténden Fotos
und eine Beschreibung. Welche Unterlagen im Einzelfall vorzule-
gen sind, ist abhéngig vom Umfang der MafBnahme und mit der
unteren Denkmalschutzbehérde abzustimmen.

Fir denkmalrechtliche Genehmigungen werden keine Gebihren
erhoben. Sofern das Bauvorhaben auch baugenehmigungspflich-
tig ist, schliet eine erforderliche Baugenehmigung die denkmal-
rechtliche Genehmigung mit ein. In diesem Fall entstehen jedoch
Kosten nach der BauGO (siehe oben).



Fordermittel

Soweit der Haushaltsplan des Landes Niedersachsen dies zulasst,
kénnen Férdermittel zur Erhaltung und Instandsetzung von Denk-
malen bereitgestellt werden. Férderungswiirdig sind die Kosten
fir den Erhalt denkmalwerter Substanz sowie gegebenenfalls der
Mehraufwand einer denkmalgerechten Ausfihrung. Der Antrag
ist rechtzeitig vor Baubeginn iber die untere Denkmalschutzbe-
hérde an den Braunschweiger Stitzpunkt des Niederscchsischen
Landesamtes fir Denkmalpflege zu stellen. Voraussetzung fir die
Bewilligung ist die denkmalrechtliche Genehmigung der geplan-
ten MaBBnahme durch die untere Denkmalschutzbehérde des Land-
kreises Gifhorn. Dariber hinaus kénnen Landeszuwendungen mit
weiteren Auflagen verbunden werden. Ein Anspruch auf Férde-
rung besteht nicht.

Weitere Férdermdglichkeiten kénnen bei Stiftungen, wie zum Bei-
spiel der Stiftung Braunschweigischer Kulturbesitz, sowie dem Lan-
desamt fir Geoinformation und Landentwicklung Niedersachsen
(LGLN) angefragt werden (hier gegebenenfalls auch Mittel aus
dem Dorferneuerungsprogramm). Auskinfte zu méglichen Férder-
mitteln kénnen beim Niedersdchsischen Landesamt fir Denkmal-
pflege eingeholt werden. (Adresse siehe unter ,Adressen”)

Steuervergiinstigungen

Das Einkommensteuergesetz (EStG) sieht fir Baudenkmale erwei-
terte Abschreibungsmdglichkeiten vor, wodurch sich erhebliche
Steuereinsparungen ergeben kdnnen. Handelt es sich um Erhal-
tungsaufwendungen, so kdnnen diese im Jahr der Bezahlung in
voller Héhe als Werbungskosten bei den Einkiinften aus Vermie-
tung abgesetzt oder aber auf 2 bis 5 Jahre gleichméaBig verteilt
werden (§ 11 a EStG).

Nachtrégliche Herstellungskosten an einem Baudenkmal kénnen
anstelle der iblichen linearen oder degressiven Absetzung fir
Abnutzung (AfA) erhoht abgesetzt werden. Die erhdhte Abschrei-
bung nach §§ 7 i ff. EStG wird gewdhrt fir MaBnahmen an einem
Gebdude, das nach den jeweiligen Vorschriften Gber Denkmal-
schutz und Denkmalpflege ein Baudenkmal ist, die zur Erhaltung
als Baudenkmal sowie zu einer sinnvollen Nutzung erforderlich
sind. In der Regel werden Kosten fir denkmalgerechte Lsungen,
die der Anpassung an einen zeitgeméfen — jedoch nicht luxurié-
sen — Standard dienen, anerkannt. Hierbei wird in Abhangigkeit
der Nutzung unterschieden in:

Baudenkmale, die zu eigenen Wohnzwecken genutzt werden

(§ 10 f ESIG):

Bei BaumaBnahmen kénnen die Herstellungskosten verteilt Gber
10 Jahre mit jahrlich 9 % abgesetzt werden: Dies gilt nur fir

Aufwendungen, soweit sie noch nicht nach § 10 e EStG oder
geméfB Eigenheimzulagengesetz beriicksichtigt worden sind.Die
Abschreibung kann nur einmal (durch Eheleute zweimal) in An-
spruch genommen werden.

Ein weiterer Vorteil gegeniber anderen Eigenheimen besteht da-
rin, dass auch anerkannte Kosten fir genehmigte Erhaltungsauf-
wendungen aus Sanierungs- und InstandsetzungsmafBBnahmen ab-
setzbar sind (unterschiedlich bei Einzeldenkmalen und Gruppen).

Baudenkmale, die zur Einkunftserzielung genutzt werden, zum
Beispiel durch Vermietung (§ 7 i EstG):

Bei BaumaBnahmen kénnen die Herstellungskosten im Jahr der
Herstellung und in den folgenden sieben Jahren jeweils bis zu 9 %
und in den folgenden vier Jahren jeweils bis zu 7 % als Wer-
bungskosten abgesetzt werden (§ 52 Absatz 23 b EStG). Dabei
gibt es keine Einschréinkung hinsichtlich der Anzahl der Obijekte.
Die Anschaffungskosten fir den Erwerb der Altbausubstanz sowie
die nicht beginstigten Herstellungskosten sind wie bei anderen
der Einkunftserzielung dienenden dlteren Gebduden mit jghrlich
2,5 % bzw. 2 % bei Gebduden, die nach dem 31.12.1924 fertig
gestellt wurden, absetzbar.

Eine rechtzeitige Absprache mit der unteren Denkmalschutzbehér-
de ist empfehlenswert, da nicht alle genehmigungsféhigen Maf-
nahmen auch beginstigt und damit férderungswiirdig sind.

Die Steuerbescheinigung wird auf Antrag von der unteren Denk-
malschutzbehérde ausgestellt. Die Erteilung der Bescheinigung ist
gebihrenpflichtig, die Gebihren belaufen sich je nach Hohe der
zu bescheinigenden Summe auf aktuell 70 Euro bis 410 Euro.

Adressen

Niederséchsisches Landesamt fiir Denkmalpflege
Scharnhorststrafie 1, 30175 Hannover
Telefon: 0511/925-50

Landesamt fir Geoinformation und Landentwicklung
Niedersachsen (LGLN)

Regionaldirektion Braunschweig

WilhelmstraBBe 3, 38100 Braunschweig

Telefon: 0531/484-2000

Stiftung Braunschweigischer Kulturbesitz
Léwenwall 16, 38100 Braunschweig
Telefon: 0531/70742-0
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12. Am Kauf und Bau Beteiligte

Neben Kéuferinnen und Kéufern sowie Verkduferinnen und Ver-
kéufern sind an einem Grundstickskauf und Hausbau bzw. einem
Immobilienerwerb eine Reihe weiterer Personen und Einrichtungen
beteiligt. Die Stellung und die Aufgaben der wichtigsten Beteilig-
ten werden im Folgenden kurz erlautert.

Kéuferinnen und Kéufer

Vor der Erstellung des Kaufvertrags sollte von den Erwerberinnen
und Erwerbern festgelegt werden, wer als K&uferin oder Kaufer
auftreten soll (und gegebenenfalls wie), zum Beispiel bei Ehepac-
ren, dass beide je zur Halfte eine Immobilie erwerben. Unter Um-
stéinden kann es sinnvoll sein, dazu vorher den Rat einer Steuerbe-
raterin oder eines Steuerberaters einzuholen.

Verkduferinnen und Verkdufer

Als Verkauferin oder Verkdufer von Grundstiicken treten in der
Regel auf: Privatpersonen, Kommunen, ErschlieBungsgesellschaf-
ten, Bautrdgerinnen und Bautrdger oder Fertighausanbieterinnen
und Fertighausanbieter, Kirchengemeinden oder Stiftungen sowie
Banken, Sparkassen und Bausparkassen. Grundsticksangebote
der Kommunen und ErschlieBungsgesellschaften sind in der Re-
gel durch Anfrage bei den Bau- oder Liegenschaftsémtern der in
Frage kommenden Gemeinden zu erhalten oder werden 6ffentlich
bekannt gemacht. Teilweise erfolgen Angebote auch direkt Gber
die Immobilienseiten der Zeitungen oder imlInternet.

Bautrdgerinnen und Bautrager sowie Fertighausanbieterinnen und
Fertighausanbieter verkaufen Grundsticke in der Regel mit er-
richteten Héusern oder Eigentumswohnungen bzw. gekoppelt mit
deren Bau. Die dazu notwendigen Vertrdge mit Bautrdgerinnen
und Bautrdgern unterliegen der Makler- und Bautragerverordnung
(MaBV). Eine ungebundene Planung mit freien Planerinnen oder
Planern ist dann meistens nicht méglich. Kirchengemeinden und
Stiftungen, gelegentlich auch Kommunen, vergeben Baugrundsti-
cke haufig Uber Erbpacht.

Angebote sind erhdltlich durch Anfrage direkt bei den Kirchen-
gemeinden oder Stiftungen oder iiber die Kommunen, die iber
entsprechende Informationen zu den verschiedenen Ansprechpart-
nerinnen oder Ansprechpartnern verfigen. Banken, Sparkassen
und Bausparkassen verkaufen Eigentumswohnungen, Héuser oder
auch Baugrundstiicke in eigenem Namen oder treten als Vermittle-
rin oder Vermittler auf.

Grundsticksangebote von Privatpersonen sind selten. Sie sind
im Wesentlichen im Immobilienteil von Tageszeitungen, teilweise
auch Uber das Internet, zu finden oder in den Schaufenstern von
Banken und Sparkassen ausgehdngt. Ein Grofteil der privaten
Verkauferinnen und Verkaufer bedient sich der Vermittlung durch
Mcaklerinnen oder Makler. Maklerinnen und Makler (aber auch
Banken) verlangen fir ihre Leistungen in der Regel Provisionen
(Maklercourtage). Es gibt jedoch auch Verkduferinnen oder Ver-
kaufer, die ausdriicklich von Privat an Privat anbieten. In 6ffent-
lichen Versteigerungen oder den Zwangsversteigerungen seitens
der Amtsgerichte werden Immobilien aus allen Bereichen und Ver-
k&uferinnen- bzw. Verkéufergruppen angeboten. Angebote unbe-
bauter Grundsticke sind jedoch selten.

Maklerinnen und Makler

Die Aufgaben einer Maklerin oder eines Maklers umfassen:

e die Preisfindung,

* das Erstellen des Exposés (Beschreibung des angebotenen Ob-
jekts, mit der Maklerinnen und Makler ihre in der Makler- und
Bautragerverordnung (MaBV) festgelegte Informationspflicht
erfillen),
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* Verdffentlichung des Angebots, zum Beispiel durch das Schal-
ten von Anzeigen,

e die Durchfihrung von Objektbesichtigungen,

e die Preisverhandlungen,

e die Hilfe bei der Erstellung der Finanzierung und gegebenen-
falls ihre Prifung,

* Vorbereitung der Vertragsabwicklung und des Notartermins.

Fir das Berufsbild der Immobilienmaklerin oder des Immobilien-
maklers gibt es in Deutschland noch keine normierten Vorausset-
zungen. Seridse Maklerinnen und Makler sind nicht ausschlieBlich
Vermittlerinnen oder Vermittler, sondern Immobilienberaterinnen
und Immobilienberater mit einem durch qualifizierte Ausbildung
erworbenen Spezialwissen. Die Dachverbande, wie der Verband
Deutscher Makler (VDM) oder der Ring Deutscher Makler (RDM)
prifen ihre Bewerberinnen und Bewerber, bevor sie diese aufneh-
men. Sie férdern Sach- und Fachkunde fir ihre Mitglieder.

Fur erfolgreiche Vermittlungstatigkeit steht Maklerinnen und Ma-
klern eine Provision zu. Diese betragt etwa 3 % bis 6 % des
Kaufpreises zuziglich Mehrwertstever. Es gibt regional unter-
schiedliche Handhabungen dariber, ob die Provision von den
Ké&uferinnen und Kéaufern, von den Verkduferinnen und Verkdufern
oder von beiden Parteien anteilig gezahlt wird.

Notarinnen und Notare

In Deutschland muss jeder Grundstiicks- und Hauskauf zum Schutz
der Beteiligten notariell beurkundet werden. Notarinnen und No-
tare sorgen fir neutrale rechtliche Beratung, Rechtssicherheit,
Rechtsfrieden und Schutz der Unerfahrenen vor Gbereillem Han-

deln.

Die Aufgaben von Notarinnen und Notaren umfassen:

® Einblicknahme in das Grundbuch und das Baulastenverzeichnis

e Entwurf eines Kaufvertrages

* Beantragung von Auflassung (Einigung zwischen K&uferinnen
und Kéufern sowie Verkduferinnen und Verkéufern Gber den
Eigentumsibergang einer Immobilie), Auflassungsvormerkung
(fir den Fall, dass Kaufvertrag und eigentlicher Eigentumsiiber-
gang zeitlich auseinander liegen, sichern sich K&uferinnen und
Kaufer durch die Eintragung einer Auflassungsvormerkung im
Grundbuch dagegen ab, dass Verkauferinnen und Verkdufer
in der Zwischenzeit das Eigentum anderweitig ibertragen),
Eintragung ins Grundbuch

* Gegebenenfalls finanzielle Abwicklung iber ein Notarander-
konto (Bankkonto auf den Namen einer Notarin oder eines
Notars, auf dem diese beziehungsweise dieser fremdes Vermé-
gen treuhénderisch verwaltet. Der Kaufpreis wird auf diesem
Konto verwahrt, bis alle gegenseitigen Verpflichtungen aus
dem Kaufvertrag erfillt sind)

* Grundschuldbestellung zur Darlehenssicherung (notariell
beurkundete Zustimmung der Grundstickseigentimerin oder
des Grundstiickseigentimers zur Belastung ihres oder seines
Grundstiicks (Grundschuld), verbunden mit dem Antrag, diese
in das Grundbuch einzutragen)

* Abgabe einer Notarbestatigung (Bestétigung von Notarinnen
oder Notaren gegenilber dem Finanzierungsinstitut, dass der
rangrichtigen Eintragung der Grundschuld nichts im Wege
steht. Dies ermdglicht die Auszahlung eines Darlehens, bevor
die Eintragung im Grundbuch vollzogen ist)

Beurkundende Notarinnen und Notare sind verpflichtet, Kaufe-
rinnen und Ké&ufer sowie Verkduferinnen und Verkéufer Gber ihre
Rechte und Pflichten im Zusammenhang mit dem Kaufvertrag auf-
zuklaren und die Voraussetzungen fir die Grundbucheintragung



zu schaffen, etwa durch Klarung gesetzlicher Vorkaufsrechte (zum
Beispiel der Kommune), die den Kaufvertrag ungiltig werden las-
sen konnten. SchlieBlich beantragen Notarinnen und Notare die
Grundbucheintragung.

Die Vertragsparteien kénnen die Notarin oder den Notar selbst
auswdhlen. Ublich ist, dass K&uferinnen und Kdaufer das Wahl-
recht ausiiben. Es bleibt dann Aufgabe der Vertragsparteien, die
Notarin oder den Notar Gber unklare oder zweifelhafte Regelun-
gen zu befragen.

Man sollte sich deshalb vor dem Notartermin den Vertragsentwurf
aushandigen lassen, um diesen in Ruhe zu lesen und zu prifen.
Fragen sollten der Notarin oder dem Notar auch schon vor dem
offiziellen Termin gestellt werden.

Um die Eigentumsibertragung abzusichern, muss von Notarinnen
und Notaren erst eine Auflassungsvormerkung an erster Rangstelle
in das Grundbuch beantragt werden. Dies sichert die Kauferin-
nen- und K&uferanspriiche wahrend der formellen Eigentumsiber-
tragung, die, je nach Arbeitsbelastung der Amtsgerichte, mehrere
Wochen bis Monate dauern kann.

Erst nach Eintragung dieser Auflassungsvormerkung sollte der
Kaufpreis bezahlt werden. Kauferinnen und Kaufer werden erst
Eigentimerinnen und Eigentimer des Grundstiicks durch die Ein-

tragung ins Grundbuch.

Die Notargebihren, die iblicher Weise Ké&uferinnen und Kéu-
fer tragen, richten sich bei einem Kaufvertrag nach dem Kauf-
preis, bei der Grundschuldbestellung nach dem Sicherungswert
(das heiBBt nach dem zur Absicherung der Kreditgeberin oder
des Kreditgebers im Grundbuch als Grundschuld eingetragenen
Darlehensbetrag). Die Gebihr wird mit Hilfe einer Gebihrenta-
belle nach den gesetzlichen Vorschriften errechnet. Sie betragt
einschlieflich Grundbuchkosten und Grundschuldbestellung etwa
1,5 % des Kaufpreises.

Grundbuchamt (Amtsgericht)

Das Grundbuchamt fihrt das Grundbuch und ist dem zusténdigen
Amtsgericht angegliedert. Aus dem Grundbuch lasst sich entneh-
men, wer Grundstickseigentimerin oder Grundstickseigentimer
ist (Abteilung 1), ob bestimmte Nutzungsrechte auf dem Grundstiick
liegen wie Dauerwohnrechte, Nief3brauchrechte, Erbbaurechte,
Vorkaufsrechte, Wege- oder Leitungsfihrungsrechte (Abteilung Il)
und ob das Grundstiick noch mit Grundschulden und Hypotheken
belastet ist (Abteilung IllI).

Finanzamt

Das Finanzamt erstellt die fir die Eintragung ins Grundbuch erfor-
derliche Unbedenklichkeitsbescheinigung als Nachweis tber die
ordnungsgeméfe Entrichtung der Grunderwerbssteuer. Diese be-
tragt 5 % auf den Verkaufswert laut Kaufvertrag. Nach Fertigstel-
lung einer neuen Immobilie ermittelt das Finanzamt den Einheits-
wert der Immobilie, der die Grundlage der gemeindespezifischen
Grundsteuer darstellt.

Finanzierungsinstitute

Zum Abschluss eines Kaufvertrages sollte die Finanzierung gesi-
chert sein. Da die Wenigsten ihren Wunsch nach Immobilienei-
gentum ohne Fremdfinanzierung verwirklichen kénnen, ist ein
individuelles und ma3geschneidertes Finanzierungskonzept unter
Einbeziehung von Eigenmitteln, Férderung und Krediten zu entwi-
ckeln (naheres siehe unten).

Sachverstdndige

Auf Grund gesetzlicher Vorschriften bendtigen die finanzierenden
Banken zur Ermittlung des Beleihungswertes eines Objektes haufig
Wertgutachten von Sachverstandigen. Dabei werden zum Beispiel
die Lage des Obijekts, der Zustand eines darauf errichteten Ge-
bédudes, die Kostenschatzung fir einen geplanten Neubau und
der erzielbare Miefertrag sowie die ortlichen Markiverhdlinisse
bericksichtigt. Sachverstandige werden in der Regel von der fi-
nanzierenden Bank beauftragt. Sind mehrere Institute in die Finan-
zierung einbezogen, so greifen diese unter Umsténden auf das
gleiche Gutachten zuriick.

Die Schatzgebihren dirfen Darlehensnehmerinnen und Darle-
hensnehmern nicht gesondert in Rechnung gestellt werden (unzu-
l&ssige Regelung gemdB rechtskraftigem Urteil des Landgerichts
Stuttgart, AZ 20 O 9/07).

Planerinnen und Planer sowie
Fachingenieurinnen und Fachingenieure

An dieser Stelle wird auf die Ausfihrungen zu den Beteiligten in
bauvordnungsrechtlichen Verfahren auf Seite 25 verwiesen.

Ergdinzend ist beim Bauen mit freien Planerinnen oder Planern
darauf zu achten, dass auf Bauherrinnen und Bauherren einige
Aufgaben zukommen, die nicht zum Verantwortungsbereich der
Auftragnehmerinnen oder Auftragnehmer (Planerinnen oder Pla-
ner und/oder ausfihrende Baufirmen) gehéren. Sie sollten daher
bei der Kostenermittlung nicht ibersehen werden. Dazu zghlt die
Herrichtung der Baustelle, das heift es missen die Lieferung von
Baustrom und Bauwasser beantragt, Zufahrtswege fir die Bau-
fahrzeuge sichergestellt und die Hausanschlisse fir Gas, Strom,
Wasser, Abwasser, Telefon/Internet und gegebenenfalls Fernseh-
kabel beantragt und hergestellt werden. In jedem Falle sollten sich
Bauherrinnen und Bauherren dabei von ihren Planerinnen oder
Planern oder anderen Fachleuten beraten lassen oder Planerin
bzw. Planer mit diesen Leistungen beauftragen.

Neben der Anforderung der NBauO, die diese an eine Bauleiterin
oder einen Bauleiter stellt, muss die Bauleitung die Ausfihrung
einer BaumafBnahme organisieren.

Unabhdngig von der Beauftragung einer Bauleitung sollten wah-
rend der Bauzeit die Bauherrinnen und Bauherren selbst die Bau-
stelle nach Méglichkeit mehrmals in der Woche besuchen und sich
als rechte Hand der Bauleitung sehen.
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Hier werden Sie gut beraten

Experte: Niedrigzinsen machen den Kauf von Immobilien attraktiv —
aber auf die richtige Tilgung kommt es an

Niedrige Zinsen machen den Erwerb einer eigenen Immo-
bilie derzeit fur viele sehr attraktiv und lassen den Traum
vom Haus oder der eigenen Wohnung hdufig schneller
wahr werden, als man denkt. Das kann Thomas Reich,
Bereichsleiter Immobilien der Sparkasse Gifhorn-Wolfs-
burg, bestdtigen. Der Experte rat aber, sich umfassend
beraten zu lassen und bei der Immobilienfinanzierung die
niedrigen Zinsen besonders zu beriicksichtigen. Denn es
kommt vor allem auf die richtige Tilgung an, weild er.

»Niedrigzinsen und eine niedrige Tilgung sind eine explosi-
ve Mischung", sagt Reich. Denn was haufig auf den ersten
Blick verlockend klingt, kdnne bei steigenden Zinsen
irgendwann zum Nachteil werden. Zum Beispiel: Eine
Familie mochte einen Kredit in Hohe von 100.000 Euro zu
2 Prozent Zinsen aufnehmen. Damit die laufenden Kosten
niedrig bleiben, wiinschen sie sich eine Tilgung von einem
Prozent im Jahr. Thomas Reich zeigt auf: ,Wirde man eine
solche Vereinbarung treffen, ware die jahrliche Belastung
zwar nur 3000 Euro hoch, davon wiirden im ersten Jahr
allerdings zwei Drittel flr Zinsen aufgewendet und nur
1000 Euro gingen direkt in die Tilgung.”

Die Familie misste bei gleichbleibenden Konditionen
schlieRlich 55 Jahre lang das Darlehen abbezahlen. Kredit-
zinsen werden in der Regel bis zu 15 Jahre festgeschrieben
und dann neu vereinbart, so der Experte. Eine GbermaRig
lange Laufzeit konne deshalb zur Belastung werden. Denn
erfolgt die Anschlussfinanzierung ausgerechnet in einer
Hochzinsphase, ,kénnte die Restschuld die finanziellen
Méglichkeiten des Kreditnehmers strapazieren®, erldutert
Reich.

Die Lésungliege in einer fundierten und seriésen Beratung,
rat Reich: ,Wir analysieren die individuellen Bedurfnisse,
Pldne und Lebensumstdnde unserer Kunden sehr genau.”
Empfehlenswert sei in der Regel, die Tilgung eines Darle-
hens auf die Dauer von 30 Jahren auszurichten. ,Je hoher
eine anfdangliche Tilgung ist, desto kirzer wird die Kredit-
laufzeit”, fasst er zusammen. Die Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter der ImmobilienCenter der Sparkasse in Gifhorn,
Wittingen und Wolfsburg sind fur diese Gesprdache nach
vorheriger Terminvereinbarung montags bis freitags da.

+Wir nehmen uns Zeit, ermitteln den Finanzierungsspiel-
raum und beraten natdirlich auch Uber mogliche staatliche
Forderungen®, sagt der Immobilienfachmann. Sollte sich im
Gesprach ergeben, dass der Erwerb einer Immobilie im
Moment nicht ratsam sei, zeigen wir dem Kunden auf, was
er tun kann, um seinen Traum zu einem spateren Zeitpunkt
zu verwirklichen®, sagt Reich.

Thomas Reich,
Bereichsleiter

Von Anfang bis Eigentum fiir Sie da:
lhre Sparkassen-Immobilienprofis.
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Die Wirtschaftlichkeit einer ImmobilienmafBnahme wird nur zu ei-
nem Teil durch die Baukosten selbst bestimmt. Hinzu kommen die
laufenden Bewirtschaftungskosten (zum Beispiel Instandhaltung
und Energieverbrauch) — einen sehr groflen Anteil machen in der
Regel aber die Finanzierungskosten aus. Dies gilt zumindest fir
alle Objekte, die iGberwiegend fremdfinanziert werden missen.
Die Finanzierungskosten schlagen natirlich umso hher zu Buche,
je héher die Baukosten sind, die finanziert werden miissen, und
ie héher das Zinsniveau in dem Zeitraum ist, in dem die Finanzie-
rung erfolgt. Durch eine optimale Finanzierung kénnen gegeniiber
einer weniger guten Finanzierung daher hdhere Baukosten leicht
ausgeglichen werden.

Die Erkundigungen von Bauherrinnen und Bauherren zur indivi-
duellen, optimalen Finanzierung missen daher ganz mit am An-
fang der Uberlegungen stehen. Nachdem der Wunsch zu bauen
konkret wird, das geplante Objekt erste Konturen annimmt und
sich ein erstes, grobes Rahmenbudget abzeichnet, sollten Finan-
zierungsangebote eingeholt werden.

Beratung durch mehrere Fachleute

In die optimale Finanzierung gehen viele Kriterien ein. Die ange-
henden Bauherrinnen und Bauherren sollten nicht versdumen, sich
frihzeitig von mehreren Fachleuten beraten zu lassen. Fachleute
findet man bei der Hausbank, den Finanzierungsinstituten, den
Bausparkassen und unter den freien Finanzierungsmaklerinnen
und Finanzierungsmaklern. Je nach personlicher Situation (Ein-
kommen, Familienstand) kdnnen ganz unterschiedliche Finanzie-
rungsmodelle vorteilhaft sein. Die Beratungen sollten Uber den
Vergleich klassischer Finanzmittel hinaus auch stets staatliche For-
derméglichkeiten und gegebenenfalls die steuerlichen Gegeben-
heiten der Bauherrinnen und Bauherren beinhalten.

Letztendlich erfordert eine Inmobilienfinanzierung auch ein gutes
Stiick Vertrauen.

Daverhafte Tragbarkeit der Belastung

Jede Bauherrin und jeder Bauherr muss sich iberlegen, wie das Haus
finanziert werden kann. Nur wer die gesamten Kosten aus eigenen
Mitteln bestreiten kann, hat keine Belastungen aus der Finanzierung.
Alle Gbrigen Kauf- bzw. Bauwilligen miissen Darlehen aufnehmen.

Die vertretbare Verschuldung héngt von der tragbaren Belastung
ab. Die Tragbarkeit ist wesentlich von dem monatlichen Nettoein-
kommen bestimmt. Neben der aus dem Hauserwerb resultieren-
den Belastung muss der laufende Lebensunterhalt ebenfalls aus
dem Nettoeinkommen bestritten werden. Dariber hinaus sollte
auch noch ein gewisser Spielraum fir nicht vorhersehbare Ausga-
ben vorhanden sein.

Die mit dem Hauserwerb zusammenhéngende Belastung setzt sich
zusammen aus dem Kapitaldienst und den Bewirtschaftungskos-
ten. Kapitaldienst nennt man die Summe aus Zinsen und Tilgung.
Die Bewirtschaftungskosten werden leicht unterschétzt. Zu ihnen
z&hlen die — gegeniber einer Mietwohnung meist hoheren — kom-
munalen Gebihren fir die Wasserversorgung, die Millabfuhr
und die StraBenreinigung, die Grundsteuer, Versicherungsprémi-
en, die Kosten der Gartenpflege und der Heizungswartung und/
oder der Schornsteinreinigung sowie Instandhaltungskosten bzw.
Einstellungen in die Instandhaltungsriicklage. Bei Neubauten sollte
man mit etwa 2 bis 3 Euro je Quadratmeter Nutz- bzw. Wohnflg-
che im Monat rechnen. Neben den Betriebskosten sollte auch an
die Unferhaltung der Bausubstanz gedacht werden. Hier sollten
monatliche Ricklagen von wenigstens 1 Euro je Quadratmeter an-
gesetzt werden.

Die laufende Belastung muss dauerhaft tragbar sein. Der nach Ab-
zug des Kapitaldienstes verbleibende Rest des Einkommens muss
nicht nur ausreichend sein, um daraus den laufenden Lebensunter-
halt und die Bewirtschaftungskosten bestreiten zu kdnnen, sondern
sollte auch noch die Bildung von Riicklagen fiir nicht vorhergese-
hene Ausgaben zulassen. Dies bedeutet, dass Einkinfte, mit de-
nen nicht auf Dauer gerechnet werden kann, auch auBer Betracht
gelassen werden sollten. Die Forderung dauerhafter Tragbarkeit
beinhaltet ferner, dass man sich dariiber im Klaren sein sollte, wie
sich die Belastung Uber die Zeit entwickelt. Aus verschiedenen
Griinden kann die Belastung in den ndchsten Jahren steigen. Es ist
daher ratsam — Uber die Anfangsbelastung hinaus — die Belastung
durch die Baufinanzierung fir die kommenden Jahre méglichst re-
alistisch abzuschatzen.

Auswirkung von Zinsénderungen

Die Auswirkungen von Zinsénderungen auf die monatliche Be-
lastung kénnen erheblich sein. Belastungssteigerungen sind dann
nicht gefdhrlich, wenn auch mit entsprechenden Steigerungen des
Nettoeinkommens gerechnet werden kann. Solche Steigerungen
waren in der Vergangenheit haufig zu beobachten — gerade bei
Eigentumserwerbern, die oft ein iberdurchschnittliches Einkom-
menswachstum erlebt haben. Ob dies auch weiterhin der Fall sein
wird, ist schwer absehbar.

Geht man davon aus, dass die laufende Belastung aus dem Ko-
pitaldienst mittelfristig nicht mehr als ein Drittel des verfigbaren
Einkommens ausmachen soll, so ergibt sich ganz zwangsléufig
die Grundregel, dass die absolute Grenze fir die Aufnahme von
Fremdmitteln (Krediten) umso niedriger ist, je geringer das Haus-
haltsnettoeinkommen ist. Das heift, dass weniger Verdienende ei-
nem stdrkeren Zwang zur Auswahl eines maglichst preisginstigen
Objektes und zu méglichst hohen Eigenleistungen unterliegen als
besser verdienende Haushalte.

Das bedeutet keineswegs immer, dass es Bauwillige mit hdherem
Einkommen leichter haben als die mit niedrigem Einkommen. Wer
zum Beispiel im landlichen Gebiet bereits Gber ein Baugrund-
stick verfigt, selbst handwerkliche Féhigkeiten hat und mit Nach-
barschaftshilfe rechnen kann, kommt auch mit einem geringen
Einkommen meist leichter zum Eigenheim als wesentlich besser
Verdienende, die in der Grof3stadt leben, fir das Baugrundstick
einen hohen Preis bezahlen missen und keine Mdglichkeit zu Ei-
genleistungen in Form von Selbst- und Nachbarschaftshilfe haben.

Eine Méglichkeit, bei der Erwerbsentscheidung die geringere Be-
lastungsfahigkeit bzw. ein unsicheres Einkommen zu bericksich-
tigen, besteht auch darin, dass man eine Gebrauchtimmobilie
erwirbt. Diese ist in der Regel preiswerter, auch bei Beriicksichti-
gung von notwendigen InstandsetzungsmaBnahmen. Auf die Be-
sonderheiten von Baufinanzierungen gebrauchter Immobilien wird
an dieser Stelle jedoch nicht weiter eingegangen.

Rechtzeitig mit dem Sparen beginnen

Haufig wird die auf Erwerberinnen und Erwerber eines Eigen-
heims zukommende Belastung mindestens in den ersten zehn
Jahren nach dem Bau oder Erwerb wesentlich hdher sein als die
Miete fir die bisherige Wohnung. Gerade fir Familien mit niedri-
gem Einkommen, die sonst nur wenig Eigenkapital erbringen kén-
nen, empfiehlt es sich daher, zundchst Gber mehrere Jahre hinweg
regelmé&Big Eigenkapital anzusparen. Das kann zum Beispiel im
Rahmen eines Bausparvertrages geschehen, der mit einer Anwart-
schaft auf ein zinsginstiges Bauspardarlehen verbunden ist. Wer
vor dem Bau oder Kauf bereits mehrere Jahre neben der Mie-
te regelmé&Big Sparleistungen erbracht hat, wird leichter mit den
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Geld verleihen
kann jeder.

Gut beraten
nur wenige.

Jeder Mensch hat etwas, das ihn antreibt.

Wir machen den Weg frei.

Erleben Sie Beratungsqualitat, bei der es um viel mehr geht als nur den Zinssatz.
Denn bei einer privaten Baufinanzierung sollte doch vor allem eines zahlen: lhre
ganz personlichen Ziele und Wiinsche.

Deshalb beraten wir Sie ganzheitlich und individuell - und zwar wann und wo Sie
wollen: von acht bis acht, in lhrer Volksbank vor Ort oder bei Ihnen zuhause...

Volksbank
www.vbsuedheide.de/baufi [ W S u d h el d e eG
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zundchst hohen Belastungen nach Verwirklichung des Vorhabens
zurechtkommen.

Staatliche Forderméglichkeiten

Der Staat hilft Bauwilligen zum Beispiel in der Vorsparphase beim
Bausparen, mit zinsverbilligten Darlehen und den Mitteln des so-
zialen Wohnungsbaus. Wichtig dabei zu wissen ist, dass nur auf
die Leistungen im Rahmen der Bausparférderung und auf die steu-
erlichen Hilfen ein gesetzlicher Rechtsanspruch besteht, wahrend
mit den Hilfen im Rahmen des sozialen Wohnungsbaus nicht mit
absoluter Sicherheit gerechnet werden kann.

Bausparen

Das Bausparen gehdrt in vielen Féllen zu den Finanzierungsbau-
steinen. Das Grundkonzept des Bausparens besteht aus einer
langerfristigen Ansparphase mit regelmé&Bigen Raten, durch die
ein Anrecht auf ein niedrig verzinstes Bauspardarlehen erworben
wird. Fir das Bauspardarlehen wird zudem in der Regel nur eine
nachrangige Absicherung im Grundbuch erforderlich.

Die Grundprinzipien des Bausparens sind bei allen Bausparkas-
sen gleich. Man schlieBt einen Bausparvertrag ab und spart mo-
natliche Betrége, die in erster Linie von der Héhe der Bauspar-
summe bestimmt werden. Die Spar- und Darlehensbedingungen
zielen auf einen langfristigen Sparprozess. Im Grundsatz bestimmt
der Zins fiir die Sparerinnen und Sparer auch den Zins fiir die
Darlehensnehmerinnen und Darlehensnehmer. Nach Gewdhrung
des Bauspardarlehens zahlen Bausparerinnen und Bausparer eine
aus Zins und Tilgung zusammengesetzte Annuitdt, die sich j&hrlich
gewodhnlich auf 12 % der Darlehenssumme belauft, also auf 1 %
monatlich.

Die Annuitét fir Bauspardarlehen ist deshalb relativ hoch, weil
das Bauspardarlehen schnell (im Allgemeinen in 12 Jahren) getilgt
werden soll. Das Bausparen wird gegeniber anderen Sparformen
vom Staat durch die Gewdhrung von Bauspar- bzw. Wohnungs-
bauprémien und Arbeitnehmersparzulagen geférdert.

Kreditanstalt fir Wiederaufbau (KfW)

Mit ihren Programmen fir Wohnimmobilien unterstitzt die
KfW-Férderbank die Wohnungsbau- und Vermégenspolitik der
Bundesregierung. Durch das Programm werden von der KIW der
Bau und der Erwerb, die Modernisierung und insbesondere die
energetische Sanierung von Hausern und Wohnungen geférdert.
Kreditnehmerinnen und Kreditnehmer profitieren vor allem von
den giinstigen Zinsen der KIW. Dariber hinaus bietet die Férder-
bank bei langen Zinsbindungsfristen eine langfristige und solide
Kalkulationsgrundlage.

Die KfW-Férderkredite gehdren heute bei den meisten Banken
zum Standardangebot (teilweise jedoch nur auf Anfrage). Antrdge
fir die Forderkredite kénnen bei Banken oder Sparkassen gestellt
werden.

Weitere Informationen gibt es

¢ bei der Hausbank,

¢ bei der NBank (Telefon: 0511/30031-333 oder im Internet
unter www.nbank.de) und

¢ bei der KfW (Telefon: 0800/5399002 (kostenfreie Service-
nummer) oder im Internet unter www.kfw.de).

Sozialer Wohnungsbau

Eine Férderung im sozialen Wohnungsbau ist nicht nur davon ab-
hangig, dass die persdnlichen Voraussetzungen erfillt sind (zum
Beispiel Kinderzahl und Unterschreitung der Einkommensgrenze),

sie hangt auch davon ab, ob der zusténdigen Bewilligungsstelle
des Landes entsprechende Mittel zur Verfigung stehen. Wenn Bau-
willige auf eine Férderung im Rahmen des sozialen Wohnungs-
baus unbedingt angewiesen sind, sollten sie deshalb erst dann in
gréBerem Umfang Zahlungsverpflichtungen eingehen, wenn mit
Sicherheit mit einer Férderung gerechnet werden kann. Die Er-
teilung des Bewilligungsbescheides oder die Genehmigung eines
vorzeitigen Baubeginns sollte also abgewartet werden.

Weitere Informationen gibt es

* bei der NBank (Telefon: 0511/30031-0 oder im Internet unter
www.nbank.de) sowie

* bei der Wohnraumfarderungsstelle im Landkreis Gifhorn
(Telefon: 05371/82685 oder 643).

Weitere Férderméglichkeiten

Insbesondere im Hinblick auf die Energieversorgung und Dém-
mung von Héusern werden von verschiedenen Bundesministerien
und -&mtern Férderungen vorgenommen. So zum Beispiel fordert
das Bundesamt fir Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle unter anderem
Energiesparberatungen, das Heizen mit erneuerbaren Energien

und die Kraft-Wé&rme-Kopplung.

Ndheres hierzu ist im Internet unter www.bafa.de oder unter der
Telefonnummer 06196/908-0 zu erfahren.

Darlehen und Birgschaften

Banken und Sparkassen wollen als Glaubigerinnen und Glaubiger
sichergehen, dass sie das Geld auch zurickbekommen. Sie lassen
sich deshalb Sicherheiten geben. Dies geschieht, indem in der
Regel eine Grundschuld oder eine Hypothek in das Grundbuch
des jeweiligen Grundstiickes eingetragen wird. Durch die Bestel-
lung einer Grundschuld wird erreicht, dass das belastete Grund-
stick der oder dem aus der Grundschuld Berechtigten fir eine
bestimmte Geldsumme haftet. Durch die Bestellung einer Hypothek
wird eine persdnliche Forderung — zum Beispiel ein Darlehen ei-
ner Bank an Bauherrinnen und Bauherren — an einem Grundstiick
dinglich gesichert. Gegeniiber der Hypothek hat die Bestellung
einer Grundschuld den Vorteil, dass Anderungen im Vertrag iber
das Darlehen, das durch die Grundschuld gesichert werden soll
- beispielsweise die Erhéhung dieses Darlehens — ohne weitere
Eintragungen im Grundbuch méglich sind, sofern die eingetrage-
ne Grundschuld geniigend hoch ist. Man unterscheidet erstran-
gig und nachrangig gesicherte Darlehen. Erstrangige Darlehen
werden im Allgemeinen bis zur Héhe von etwa 60 % des Belei-
hungswertes vergeben, nachrangige Darlehen bis zu 80 %. Der
Beleihungswert liegt iberwiegend unter dem Kaufpreis und/oder
den Baukosten des Obijekts.

Ein nachrangig gesichertes Darlehen, auch bezeichnet als 1b-Hy-
pothek oder zweitrangig gesichertes Darlehen, wird bendtigt,
wenn Eigenkapital, die normale erstrangige Hypothek und gege-
benenfalls Verwandtendarlehen nicht fir die Finanzierung geni-
gen. Bei personlicher Bonitat von Schuldnerinnen und Schuldnern
vergeben Sparkassen und Banken auch solche Darlehen. Diese
sind jedoch etwas teurer als die erstrangigen Kredite.

Nachrangig gesicherte Darlehen kénnen auch mit einer Birg-
schaft eines &ffentlich-rechtlichen Instituts zusétzlich abgesichert
werden. Die Birgschaft beinhaltet, dass in dem Fall, in dem ein
Darlehen weder von der Schuldnerin oder dem Schuldner noch
aus dem Erlds einer Zwangsversteigerung zuriickgezahlt werden
kann, das Institut die Schuld Gbernimmt. Das Kreditinstitut ist also
voll abgesichert. Jedoch bleibt die Schuld der Darlehensnehmerin
oder des Darlehensnehmers bestehen. Die Forderung geht auf
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den Birgen iber. Dementsprechend sind die Zinsen bei einer sol-
chen verbirgten Hypothek auch genauso niedrig wie bei einer
erstrangigen Hypothek. Dazu kommt allerdings eine Biirgschafts-
gebihr. Birgschaften kénnen in der Regel bei dem zusténdigen
Landesférderinstitut (NBank Telefon: 0511/30031-0) beantragt
werden.

Darlehen mit festem Zins

Bei der Auswahl des Kredits sind die wichtigsten Merkmale der
Zins, die Daver der Zinsfestschreibung und - sofern vereinbart
- das so genannte Disagio (Abschlag als vorausbezahlter Zins).
Nur im Ausnahmefall ist der Zins fir die gesamte Laufzeit des
Kredits festgeschrieben. Zum Ablauf der Zinsfestschreibungsfrist
wird Uber den Zinssatz neu verhandelt. Dann kann auch unter
Einhaltung einer Frist von in der Regel einem Monat die Bank
gewechselt werden, wenn andere Kreditinstitute ginstigere Kon-
ditionen bieten. Der Wechsel ist allerdings mit Kosten verbunden,
da die Rechte der Glaubigerinnen und Glaubiger ins Grundbuch
eingetragen werden missen, es sei denn, neue und alte Glaubi-
gerin oder Gléubiger einigen sich ber eine Abtretung auBerhalb

des Grundbuches.

Uber die bei einer Umschuldung anfallenden Kosten sollten sich
Schuldnerinnen und Schuldner bei den Kreditinstituten informieren.

Darlehen mit variablem Zins

Besonders Sparkassen und Kreditgenossenschaften, aber auch
Banken, vergeben neben Darlehen mit Festzinssatz solche mit
variablem Zinssatz. Bei ihnen wird der Zinssatz der jeweiligen
Entwicklung des Kapitalmarktzinses angepasst. Daher geht aus
den Kreditvertrégen iblicherweise nicht hervor, wann und in wel-
chem Ausmaf3 diese Anpassungen vorzunehmen sind. Die Frage,
ob ein Darlehen mit Zinsfestschreibung oder mit Zinsanpassung
gunstiger ist, lasst sich nicht allgemein beantworten. Die Entschei-
dung ist abhéngig von den Zinserwartungen, dem Wunsch nach
einer — zeitlich befristeten — festen Belastung oder dem Wunsch
nach Sondertilgungen oder vollstandiger vorzeitiger Darlehens-
rickzahlung.

Zinsfestlegungen

Zinsfestlegungen fir finf bis zehn Jahre, aber auch 20 Jahre, fiih-
ren zu Uberschaubaren Belastungen wéhrend eines langen Zeit-
raumes. Dies ist besonders fir Haushalte, bei denen die Belastung
einen grofen Anteil am verfigbaren Einkommen ausmacht, ein
grof3er Vorteil. Allerdings sind die Zinsen regelm&Big bei langerer
Bindungsfrist hdher.

Bei manchen Darlehensnehmerinnen und Darlehensnehmern ent-
steht jedoch wdhrend der Darlehenslaufzeit auf Grund giinstiger
Umstdnde der Wunsch, die Darlehen schneller zu tilgen als ur-
springlich gedacht. Wahrend der Festschreibungszeit fir den
Zins ist dies jedoch ohne besondere Vereinbarung nur méglich,
wenn Vorfdlligkeitsentschadigungen in Kauf genommen werden.
Die Vorfalligkeitsentschadigung ist umso hoher, je groBer die Dif-
ferenz zwischen dem geschuldeten Darlehenszins und dem am
Kapitalmarkt fir die Restlaufzeit erzielbaren Anlagezins ist. Son-
dertilgungen in begrenztem Rahmen ohne Vorfdlligkeitsentschadi-
gungen lassen sich allerdings auch vereinbaren.

Darlehen mit variablen Zinsen erméglichen dagegen nach der ver-
einbarten Kindigungsfrist Sondertilgungen und lassen sich ohne
weitere Kosten vorzeitig vollstandig tilgen. Es kann zu Gberlegen
sein, den Kreditbedarf teilweise mit variablen Zinsen und teilweise
mit festen Zinsen zu decken.
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Bereitstellungszinsen

Wenn eine Hypothekenbank, eine Bank, eine Sparkasse oder eine
Bausparkasse Bauherrinnen und Bauherren oder Hauskéuferinnen
und Hauskéufern eine Darlehenszusage gibt, dann verpflichtet sie
sich, die zugesagten Geldmittel bereitzuhalten. Nun kann es vor-
kommen, dass die Schuldnerin oder der Schuldner die ihr oder
ihm zugesagten Geldmittel noch nicht abgerufen oder die grund-
buchrechtlichen Voraussetzungen fir eine Absicherung des Kredits
noch nicht geschaffen hat. Wahrend dieser Zeit zwischen Dar-
lehenszusage und Uberweisung des Geldes an die Schuldnerin
oder den Schuldner - also wdhrend der Bereitstellungszeit — ver-
langt das Kreditinstitut unter Umsténden eine Entschadigung, die
Bereitstellungszinsen. Auch Uber die Bereitstellungszinsen kann mit
der Bank verhandelt werden, insbesondere iiber die Fristen, in
denen noch keine Bereitstellungszinsen erhoben werden. Bauher-
rinnen und Bauherren oder Kauferinnen und Kaufer kénnen viel
Geld sparen, wenn sie ihre Eigenheimpléne genau mit den Finan-
zierungspldnen abstimmen.

Selbsthilfe

Heute werden nach § 36 des Il. Wohnungsbaugesetzes (Il. Wo-
BauG) unter Selbsthilfe Arbeitsleistungen verstanden, die von den
Bauherrinnen oder Bauherren selbst, von ihren oder seinen Ange-
hérigen sowie von anderen unentgeltlich oder auf Gegenseitigkeit
zur Durchfihrung eines Bauvorhabens erbracht werden.

So gesehen wird die Selbsthilfe als ,Muskelhypothek” zur Erleichte-
rung der Finanzierung von Wohneigentum gesetzlich beriicksichtigt.
Das Gesetz zur Bekampfung der Schwarzarbeit sieht dementspre-
chend Dienst- oder Werkleistungen, die auf Gefélligkeit oder Nach-
barschaftshilfe beruhen, sowie Selbsthilfe im Sinne des Il. WoBauG
als zulassig an. Selbsthilfe kann und darf also nicht als ungesetzliche
Schwarzarbeit eingestuft werden. Allerdings ergeben sich in der Re-
alitdt oftmals Probleme in der eindeutigen Abgrenzung.

Selbsthilfe kann aber auch dann zu einem besonderen Problem
werden, wenn ihr Anteil an der Gesamfifinanzierung iberbewertet
wird. Hierzu neigen Bauherrinnen und Bauherren immer wieder
bei dem Bemihen um eine tragbare Finanzierung. Nicht selten
wird dann spdter festgestellt, dass die eigenen Arbeiten auf der
Baustelle die eigenen Kréfte iberfordern.

Priflisten zur Finanzierung

Priflisten sind ein methodisches Hilfsmittel, um Vollstandigkeit und
Richtigkeit der eigenen Uberlegungen zu iberpriifen.

Kostenplan, Finanzierungsplan, tragbare Belastung

Auf dem Weg zum Wohneigentum miissen Bauinteressierte eine
Vielzahl von Informationen méglichst lickenlos erfassen, ordnen
und bei Bedarf auch fortschreiben. Der ,Kostenplan” soll durch
seine ausfihrliche Darstellung von Einzelpositionen dazu anregen,
alle in Betracht zu ziehenden Kosten innerhalb und auBerhalb der
Baufinanzierung méglichst genau und vollstéindig zu erfassen.
Einem Nachfinanzierungsbedarf, der darauf zuriickzufihren ist,
dass einzelne Positionen der Kostenkalkulation schlicht vergessen
worden sind, kann dadurch entgegengewirkt werden.

Der ndchste wichtige Schritt, aufbauend auf dem ,Kostenplan”,
besteht in der Erarbeitung eines méglichst gut auf die individuel-
len Einkommens- und Vermdgensverhdlinisse von Bauinteressierten
zugeschnittenen Finanzierungsplanes. Es ist zu prifen, ob kinftig
im neuen Zuhause noch genug Geld Ubrig bleibt, um die Lebens-
haltungskosten daverhaft zu bestreiten. Ist dies nicht méglich, so
sollte von der Realisierung des Immobilienwunsches derzeit abge-
sehen werden.
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14. Das Grundstiick

Vor der eigentlichen Grundstiickssuche steht die Entscheidung fir
eine bestimmte Lage der Immobilie. Sie ist nicht nur entscheidend
fir den Wohnwert. Grundstiicke auf dem Land oder in weniger
zentraler Lage sind héufig preiswerter als im stadtischen Raum
oder im Umland einer Grof3stadt.

Nachteil ist unter Umstdnden ein lédngerer Weg zur Arbeit, zur
Schule oder zum Einkaufen, und damit héhere Fahrtkosten, die auf
Daver die Ersparnis beim Erwerb des Grundstiicks in dezentraler
Lage wettmachen kénnen. Die Vor- und Nachteile sowie die kurz-
und langfristigen Kosten der unterschiedlichen Standorte sollten
daher sorgsam verglichen werden.

Zum Grundstiickskauf sind verschiedene Voriiberlegungen anzu-
stellen:

* Grundstiicksgrofe,

e Nutzflache,

* Wohnfléche.

Die erforderliche Grundstiicksgréfe hangt vom geplanten Haustyp
ab: Ein freistehendes Haus benétigt mindestens 400 m? Grund-
sticksflache, ein Doppelhaus mindestens 280 m?, und Grundsti-
cke fir Reihenhéuser beginnen bei 150 m2. Oft ist ein solcher
Haustyp durch Vorgaben im Bebauungsplan festgeschrieben,
der auch maximale Baudichten, gemessen in Grund- und Ge-
schossfléche pro Quadratmetern Grundstiick, vorschreibt (siehe
Berechnung Grundflachenzahl (GRZ) und Geschossfléchenzahl
(GFZ).

Infrastruktur

Hat man ein Grundstiick von seinem Wohnumfeld her in die enge-
re Wahl gezogen, sollte die Infrastruktur rund um das Grundstiick
geprift werden, zum Beispiel die Entfernung zu

e den Arbeitsplatzen,

e Kindergdrten,

e Schulen,

* Lebensmittelgeschaften,

* Arztpraxen, aber auch die

* Anbindung an das &ffentliche Bahn- und Busnetz.

Bevor die Entscheidung fir ein Grundstick nach Lage und Preis
fallt, sollte es noch genauer betrachtet werden.

Bodenbeschaffenheit

Von erheblicher Bedeutung ist die Bodenbeschaffenheit des Grund-
stiicks:

* st es ohne weiteres bebaubar?

* liegt ein Bodengutachten vor?

* Wie hoch ist der Grundwasserspiegel?

* Ist der Bauplatz méglicherweise ein Altlastenstandort?

Informationen hierzu erhdlt man bei den Baudmtern der Gemein-
den oder beim Umweltamt des Landkreises, aber auch durch Ge-
sprdche mit Nachbarn und vielleicht iber Baufirmen, die bereits in
dieser Gegend gebaut haben.

Wird erst nach Baubeginn festgestellt, dass etwa der Boden nicht
tragfdhig ist oder WasserhaltungsmaBnahmen zur Baudurchfih-
rung erforderlich sind, muss man mit erheblichen Mehrkosten rech-
nen. Baut man mit einer freien Planerin oder einem freien Planer,
dann sollte man ihn bei diesen Recherchen hinzuziehen bezie-
hungsweise einbinden.

Rechtliche Rahmenbedingungen

Vor Vertragsabschluss sollte die planungsrechtliche Bebaubarkeit

des Grundstiicks geklart werden. Es ist beim Bauamt der jeweili-

gen Gemeinde nachzufragen,

* ob ein giltiger Bebauungsplan vorliegt oder in Arbeit ist,

* wie nach dem Bebauungsplan gebaut werden darf (zum Bei-
spiel im Hinblick auf die duBere Gestalt des Gebdudes, die

* Bauweise, Abstandsmafle zur Grundstiicksgrenze, Bebauungs-
tiefe),

* welche Vorgaben mégliche Ortsgestaltungssatzungen enthalten.

Dabei kann man gleichzeitig erfahren, ob in nachster Zeit in der
Umgebung StraBen oder Schienenwege gebaut werden, ob in un-
mittelbarer Nahe ein Gewerbegebiet oder dhnliche das Wohnum-
feld beeintrachtigende Vorhaben geplant sind.

Kosten des Grundstiickskaufes

Man kann bereits beim Grundstiickskauf mit dem Sparen begin-
nen. Die Grundsticks- und ErschlieBungskosten bilden h&ufig mit
20 % bis 25 % einen beachtenswerten Anteil der Gesamtkosten
der BaumaBBnahme. Allgemein beginnen die Kaufpreise fir bau-
reifes Land in Wohngebieten heute bei etwa 30 Euro/m? in klei-
nen landlichen Gemeinden und erreichen 250 Euro/m? und mehr
in groflen Stadten.

Es ist auch zu beachten, dass ein groBes Grundstiick neben dem
eigentlichen Kaufpreis weitere Kosten nach sich zieht. Die Erschlie-
Bungskosten sind héher, ebenso die Grunderwerbssteuer. Auch fir
die jahrlich zu entrichtende Grundsteuver hat die Grundstiicksgré-
Be Bedeutung, gleiches gilt fir Anliegerbeitrage und die Gebih-
ren fir StraBenreinigung und gegebenenfalls Niederschlagswas-
serbeseitigung.

Zum Preisvergleich verschiedener Grundsticksangebote findet
man Anhaltspunkte in den Kaufpreissammlungen und Bodenricht-
wertkarten, die von den Gutachterausschiissen der zusténdigen
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Katasterdmter erstellt werden. Daneben gibt der Ring Deutscher
Makler ebenso wie andere Vereinigungen Preisspiegel heraus, die
gewisse Anhaltspunkte Gber Grundstickswerte geben. Statistische
Durchschnittswerte fir baureifes Land sind jedoch nur wenig hilf-
reich, da sie die lokalen Besonderheiten nicht beriicksichtigen. Auch
der regelmaBige Vergleich der Grundstiickspreise im Immobilienteil
der Tageszeitung oder im Internet verschafft einen Uberblick.

Zu den Gesamtkosten fir das Grundstick z&hlen:

* Grundstickspreis

* Gegebenenfalls Kosten fir Vermessung

* Gegebenenfalls Kosten fir Baugrundgutachten

* Gegebenenfalls Kosten fir eine Bauvoranfrage

* Notargebihren (0,8 % bis 1,5 % des Kaufpreises fir Kaufab-
wicklung und Grundbucheintragung)

 Grundbucheintragung (etwa 1,5 % des Kaufpreises)

* Gegebenenfalls Maklerprovision (meist 3 % bis 6 % des Kauf-
preises zuziglich Mehrwertsteuer)

* Grunderwerbssteuer (5 % des Kaufpreises)

ErschlieBungskosten

Man sollte sich méglichst nur ein voll erschlossenes Baugrund-
stick kaufen und sich bei der ErschlieBungstragerin oder dem
ErschlieBungstréger oder bei der Verkauferin oder dem Verkéu-
fer erkundigen, ob die vollstandige &ffentliche ErschlieBung im
Grundstiickspreis enthalten ist. Auch sollte mit der zusténdigen
Gemeinde geklart sein, ob in absehbarer Zeit eventuell mit Nach-
forderungen oder weiteren ErschlieBungskosten zu rechnen ist.
Wenn ja, sollten diese Kosten im Finanzierungsplan unbedingt
bericksichtigt und ihre Verteilung zwischen K&uferin und Kaufer
sowie Verkduferin und Verkéufer im Kaufvertrag geregelt werden.
Stehen noch ErschlieBungsmaBBnahmen aus, haben die Gemein-
den das Recht, Vorausleistungen auf den kinftigen ErschlieBungs-
beitrag zu verlangen, wenn ein Bauvorhaben auf dem Grundstiick
genehmigt wurde und mit der Herstellung der ErschlieBungsanlage
in absehbarer Zeit zu rechnen ist. Ferner kdnnen Vorausleistungen
erhoben werden, wenn mit der Herstellung der ErschlieBungsan-
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lage begonnen wird. Zur vollsténdigen &ffentlichen ErschliefSung
gehéren die Anlage von Straflen, Wegen, Grinflachen sowie die
Verlegung der Hauptkandle und -leitungen fir Wasser, Abwasser,
Gas, Strom und Telefon/Internet.

Die Kosten der Erstellung der Hausanschlisse fir Strom, Gas,
Wasser, Abwasser oder Telefon vom Abzweig der Hauptleitung
beziehungsweise der Grundstiicksgrenze bis ins Haus sind regel-
maBig selbst zu beantragen und zu bezahlen. Die Hausanschlisse
werden von den Ver- und Entsorgungsunternehmen oder durch von
ihnen konzessionierte Firmen verlegt. Eigenleistungen sind oft in
Absprache mit dem jeweiligen Ver- und Entsorgungsunternehmen
méglich. Dort kann man auch die Kosten beziehungsweise die
Kosteneinsparungen erfragen.

Sparen lasst sich — zum Beispiel bei Doppelhdusern oder Reihen-
héusern — durch gemeinsame Hausanschlisse sowie durch eine
gemeinsame Heizungsanlage mit den Nachbarn. Die Grundsti-
cke missen dann aber als Gemeinschaftseigentum mit Sondernut-
zungsrechten ins Grundbuch eingetragen werden.

Sonderfall Erbpacht

Gemeinden oder Kirchengemeinden verkaufen nicht immer, son-
dern vergeben Grundstiicke, zum Beispiel an kinderreiche Fa-
milien, oft auch in Erbpacht. In solchen Féllen pachtet man das
Grundstiick fiir eine bestimmte Zeit, meist 99 Jahre, und bekommt
die Nutzungsrechte gegen einen jdhrlichen Erbbauzins ibertra-
gen. Der Erbbauzins betrdgt zu Beginn in der Regel etwa 4 % des
Bodenwertes. Grundstiick und Gebdude fallen nach der Pachtzeit
an die Grundstickseigentimerin oder den Grundstickseigentimer
zuriick, es sei denn, der Vertrag wird verléngert. Lauft ein Erb-
pachtvertrag aus, so muss die Grundstiickseigentimerin oder der
Grundstiickseigentimer fir ein mittlerweile bestehendes Haus eine
entsprechende Entschédigung leisten. Erbpacht kann, muss aber
nicht preiswert sein. Man sollte deshalb in einem solchen Fall die
Erbpachtregeln genau priifen, ob Steigerungsraten enthalten sind,
etwa durch eine Kopplung an die Inflationsrate.
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Sobald sich Kauferin und Kéaufer sowie Verkauferin und Verkaufer
einig geworden sind, sollten die K&uferinnen und Kéufer sich von
den Verkduferinnen und Verkdufern eine schriftliche Einwilligung
zur Einsicht in das Grundbuch geben lassen. Damit kann beim
Grundbuchamt das entsprechende Grundbuchblatt eingesehen
werden.

Notarielle Beurkundung des Kaufvertrages

Jeder Grundstiickskauf bedarf der notariellen Beurkundung. Nota-
rinnen und Notare sind verpflichtet, Kauferinnen und K&ufer sowie
Verkauferinnen und Verkaufer Uber ihre Rechte und Pflichten im
Zusammenhang mit dem Kaufvertrag aufzukléren und die Voraus-
setzungen fir die Grundbucheintragung zu schaffen.

Vor der notariellen Beurkundung des Kaufvertrages sollten K&u-
ferinnen und K&ufer mit den Verkduferinnen und Verkaufern tber
die Konditionen zur Ubernahme von Eintragungen im Grundbuch
verhandeln oder die Eintragungen vorher 16schen lassen.

Sémtliche derartigen Vereinbarungen sind auf jeden Fall im Kauf-
vertrag festzuhalten. Auch die ErschlieBungssituation sollte im
Kaufvertrag festgehalten werden, zum Beispiel ob das Grundstiick
voll erschlossen ist oder welche ErschlieBungsmafBnahmen bzw.
-kosten noch ausstehen. Zudem sollten sich K&uferinnen und Kéu-
fer im Kaufvertrag bestdatigen lassen, dass das Grundstiick frei von
rickstandigen Sffentlich-rechtlichen Lasten und Abgaben ist. Ist
dies nicht der Fall, sollte im Kaufvertrag vereinbart werden, wer
nach endgiltiger Abrechnung der ErschlieBungskosten eventuell
Rickerstattungen erhalten soll oder Nachforderungen zu entrich-
ten hat.

Besonderheiten beim Kauf einer Eigentumswohnung

Beim Kauf einer Eigentumswohnung entscheidet man sich fir eine
besondere Eigentumsform. Sie ist eine Mischform aus Alleineigen-
tum an der Wohnung (Sondereigentum) und einem bestimmten
Anteil am gemeinschaftlichen Eigentum (Gemeinschaftseigentum).
Das Sondereigentum steht Kguferinnen und Kéufern zur ausschlieB-
lichen und alleinigen Nutzung zu. Dazu zéhlen die zur Wohnung
gehérenden Raume (auch KellerrGume), die nicht tragenden Wan-
de, die Turen innerhalb der Wohnung sowie die Innenausstattung,
also Elekiro- und Sanitérinstallationen, Decken- und Wandputz,
die Tapeten, die FuBbodenbelége sowie die Innenseiten der Fens-
ter und der Wohnungseingangstir. Das Gemeinschaftseigentum
steht allen Wohnungseigentimerinnen und Wohnungseigentimern

Moo R

zum Mitgebrauch zur Verfiigung. Dazu gehéren das Grundstiick,
alle tragenden Gebdudeteile sowie alle Anlagen und Einrichtun-
gen, die dem gemeinschafilichen Gebrauch aller Wohnungsei-
gentimerinnen und Wohnungseigentimer dienen. An ihnen dir-
fen die einzelnen Eigentimerinnen und Eigentimer allein keine
(baulichen) Verdnderungen vornehmen.

Kduferinnen und Ké&ufer einer Eigentumswohnung werden also
Mitglieder einer Gemeinschaft, die bestimmte Rechte einrgumt,
gleichzeitig aber auch Pflichten auferlegt. Die gesetzlichen Rege-
lungen hierzu enthalt das Wohnungseigentumsgesetz (WEG), das
unter anderem die Aufstellung einer Teilungserklarung und der Ge-
meinschaftsordnung fordert.

In der Teilungserklérung und dem dazugehérigen Aufteilungsplan
der betreffenden Wohnanlage wird festgelegt, welche Wohn- und
Nebenrdume sowie Gebdudeteile zu den einzelnen Eigentumsein-
heiten gehdren. Aus dem Aufteilungsplan ist die Aufteilung des
Gebdudes mit Lage und Gréfle der im Sonder- und im Gemein-
schaftseigentum stehenden Gebdudeteile erkennbar.

Die Teilungserklarung wird in der Regel erganzt durch Regelungen
Uber die rechtlichen Beziehungen der Wohnungseigentimerinnen
und Wohnungseigentimer untereinander. In dieser ,Satzung”, der
Gemeinschaftsordnung, werden Regelungen iber den Umgang
mit der gemeinsamen Wohnanlage getroffen, die die Vorschriften
des Wohnungseigentumsgesetzes ergéinzen oder abdndern kén-
nen.

Auch diese Vereinbarungen sind fir K&uferinnen und Kéufer von
weitreichender Bedeutung, da sie hiermit an wesentliche Rechte
und Pflichten gebunden werden. Es werden Sondernutzungsrechte
(fir Gartenfléchen, Kfz-Stellplatze usw.) vergeben, das Stimmrecht
und der zukinftige Stimmanteil in der Eigentimerinnen- und Eigen-
timerversammlung festgelegt sowie die Aufteilung der laufenden
gemeinschaftlichen Kosten (etwa nach Wohnfléche beziehungs-
weise Anzahl der Wohnréume oder nach Anzahl der Bewohner-
innen und Bewohner) bestimmt. Eine Gemeinschaftsordnung kann
wie eine Teilungserklarung nur mit Zustimmung aller Wohnungs-
eigentimerinnen und Wohnungseigentimer und mit einer Eintra-
gung ins Grundbuch abgedndert werden.

Vor der Unterschrift unter einen entsprechenden Kaufvertrag sollten
sich Ké&uferinnen und Kaufer insbesondere iber die Regelungen
in der Teilungserklarung und der Gemeinschaftsordnung informie-
ren.
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Bei dem Bau eines Gebdudes nehmen Bauherrinnen und Bauher-
ren infolge mangelnder Kenntnisse und Erfahrungen in aller Regel
die Hilfe von Planerinnen und Planern in Anspruch. Planerinnen
und Planer werden auch als ,Erfillungsgehilfinnen” oder ,Erfil-
lungsgehilfen” von Bauherrinnen und Bauherren bezeichnet. Plo-
nung und Bauleitung lassen sich in verschiedene Leistungsphasen
aufteilen. Sie kénnen in Anlehnung an § 34 der Honorarordnung
fir Architekten und Ingenieure (HOAI) ausformuliert und vereinbart
werden. Planerinnen und Planer helfen Bauherrinnen und Bauher-
ren, ihre Ideen zu konkretisieren und in genehmigungsféhige und
ausfihrbare Pléne umzusetzen sowie das Bauwerk zu realisieren.

Grundlagenermittlung, Vor- und Entwurfsplanung

Nach der Ermittlung und Klérung der Vorstellungen im Hinblick
auf Umsetzbarkeit, Flachen- und Raumbedarf sowie Kosten stellen
Planerinnen und Planer den Bauherrinnen und Bauherren mehrere
Planungsalternativen vor, erarbeiten erste Planskizzen und fishren
gegebenenfalls Verhandlungen mit Behdrden iber die Genehmi-
gungsfahigkeit des geplanten Bauvorhabens. Wenn die Bauher-
rinnen und Bauherren sich dann fir eine Planungsalternative ent-
schieden haben, erarbeiten die Planerinnen und Planer daraus
den Entwurf. Diese Arbeiten entsprechen den Leistungsphasen
1 bis 3 der HOAI (Grundlagenermittlung, Vor- und Entwurfsplo-

nung).

Genehmigungsplanung

Auf der Grundlage der Entwurfsplanung wird die Genehmigungs-
planung erstellt (Leistungsphase 4 der HOAI) und das bauord-
nungsrechtliche Verfahren fiir das Bauvorhaben eingeleitet.

Ausfishrungsplanung und Vergabe

Die Entwurfs- beziehungsweise Genehmigungsplanung ist in der
Regel nicht detailliert genug, damit Bau- und Handwerksunterneh-
men danach arbeiten kénnen. Dazu missen die Planerinnen und
Planer Konstruktions- und Detailzeichnungen erstellen (Leistungs-
phase 5 der HOAI), in denen Defaillésungen des Hausbaus in
dem dafir angemessenen Maf3stab dargestellt werden.

Mit Hilfe dieser Ausfihrungsplanung kénnen die Planerinnen und
Planer nun die Ausschreibungsunterlagen (die so genannten Leis-
tungsbeschreibungen und -verzeichnisse) fir Bauunternehmerinnen
und Bauunternehmer sowie Handwerkerinnen und Handwerker er-
stellen (Leistungsphase 6 der HOAI). Fir jedes Gewerk (also die
einzelnen Handwerksbereiche wie Zimmerei- oder Klempnereiar-
beiten) werden die erforderlichen Leistungen und Baumaterialien
aufgefihrt, Mengen- und Massenangaben ermittelt und Qualitéten
vorgegeben. Diese Unterlagen werden von den Planerinnen und
Planern an jeweils mehrere Baufirmen oder Handwerksbetriebe
verschickt und Angebote erbeten. Mindestens drei Angebote soll-
ten pro Leistungsverzeichnis eingeholt, geprift und miteinander
verglichen werden. Das Ergebnis wird in einem Preisspiegel fest-
gehalten und mit der bisherigen Kostenberechnung verglichen.

Mit Empfehlungen versehen wird den Bauherrinnen und Bauher-
ren das Ausschreibungsergebnis zur Entscheidung vorgelegt (Leis-
tungsphase 7 der HOAI). Die Bauherrinnen und Bauherren wéh-
len aus, erhalten Bauvertragsentwiirfe, die von den Planerinnen
und Planern vorbereitet werden, und erteilen die Auftrége (die so
genannte Vergabe).

Objektiberwachung

Auf die Objektiberwachung entfallen aufgrund des Projektver-
laufs die Koordination der Bauausfihrung und die Uberwachung
auf Ubereinstimmung mit der Baugenehmigung, den Ausfihrungs-
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pldnen, den Leistungsbeschreibungen sowie mit den anerkannten
Regeln der Technik und Vorschriften z. B. durch einen bauleiten-
den Architekten. Fir die Aufgaben der Objektiberwachung bei
Gebdude, Freianlagen und raumbildende Ausbauten bietet der
§ 34 - siehe auch Anlage 10 — der HOAI 2013 entsprechende
Anhaltspunkte.

Zu den Aufgaben der Objektiberwachung gehéren uv.a.:

* Koordinieren der an der Objektiberwachung fachlich Beteilig-
ten (z. B. Fachingenieure),

o Uberwachung und Detailkorrektur von Fertigteilen,

o Aufstellen und Uberwachen eines Zeitplanes (Balkendia-
gramm): Bauzeitenplan,

® Fihren eines Bautagebuches,

e Gemeinsames Aufmaf3 mit den bauausfiihrenden Unternehmen,
* Abnahme der Bauleistungen unter Mitwirkung anderer an der
Planung und Objektiberwachung fachlich Beteiligter unter

Feststellung von Méngeln,

® Rechnungsprifung,

* Kostenfeststellung nach DIN 276 oder nach dem wohnungs-
rechtlichen Berechnungsrecht,

* Antrag auf behérdliche Bauabnahmen und Teilnahme daran,

* Ubergabe des Obijekts einschlieBBlich Zusammenstellung und
Ubergabe der erforderlichen Unterlagen, zum Beispiel Bedie-
nungsanleitungen, Prifprotokoll,

* Auflisten der Gewdahrleistungsfristen,

e Uberwachen der Beseitigung der bei der Abnahme der Bau-
leistungen festgestellten Mangel,

* Kostenkontrolle durch Uberprifen der Leistungsabrechnung
der bauausfihrenden Unternehmen im Vergleich zu den Ver-
tragspreisen und dem Kostenanschlag.

Zeitplanung

Von der Bauleitung sollte ein Zeitplan erstellt und danach der zeitli-
che Bauablauf organisiert und die einzelnen Gewerke koordiniert
werden. Eine gute Zeitplanung ist nicht nur erforderlich, um einen
Fertigstellungstermin abzusichern, sondern auch, um Mehrkosten
durch Bauzeitverzdgerungen zu vermeiden. Die Aufgabe der Bau-
leitung ist es auch zu gewdhrleisten, dass die bauvordnungsrecht-
lichen Vorgaben, unter anderem auch aus eventuellen Nebenbe-
stimmungen der Baugenehmigung, eingehalten werden und nach
den Ausfihrungsplénen sowie den allgemein anerkannten Regeln
der Technik méngelfrei gebaut wird.

Abnahmen

Die Abnahmeformen bzw. —arten regelt § 12 VOB, Teil B sowie
§ 640 BGB fir einen BGB-Werkvertrag. Die Abnahme setzt vor-
aus, dass die Bauleistungen im Wesentlichen vertragsgemaf3 fer-
tiggestellt und frei von Mdngeln sind. Dem Auftragnehmer wird
empfohlen, dies mit einer Fertigstellungsmeldung dem Auftragge-
ber — méglichst schriftlich — anzuzeigen. Die Abnahme bei einem
Bauvertrag nach VOB ist auf Verlangen des Auftragnehmers durch
den Auftraggeber innerhalb von 12 Werktagen durchzufihren.
Die Vertragspartner kénnen auch eine andere Frist vereinbaren.
Eine besondere Form fir das Verlangen ist nicht vorgeschrieben.
Die Schriffform wird jedoch empfohlen.

Der Auftraggeber kann die Abnahme verweigern, wenn wesent-
liche Mangel vorliegen. Die Beseitigung dieser Méngel kann er
zur Voraussetzung fir die Abnahme machen. Wenn jedoch nur
unwesentliche Mangel vorliegen oder unwesentliche Leistungen,
die nicht die Nutzbarkeit beeintréchtigen, fehlen, steht das dem
Abnahmeverlangen nicht entgegen. Das Abnahmeverlangen soll-
te auch in diesem Fall schriftlich geduBert werden.



Fihrt der Auftraggeber die Abnahme nicht innerhalb von 12 Ta-
gen durch oder verweigert er sie, so gerdt er in Abnahmeverzug.
Daraus ergeben sich fir ihn erhebliche Rechtsfolgen (z. B. Umkeh-
rung der Beweislast u.a.). Dem Auftragnehmer wird empfohlen,
den Auftraggeber nochmals schrifflich zum Abnahmeverlangen
anzumahnen.

Erklart der Auftraggeber mindlich oder schriftlich die Leistung als
abgenommen, liegt eine ausdriicklich erklérte Abnahme vor.

Beim VOB-Bauvertrag gilt als Besonderheit und ergénzend zum
Werkvertragsrecht nach BGB die férmliche Abnahme (§ 12
Abs. 4 VOB/B). Sie ist auf Verlangen einer oder beider Parteien
durchzufihren. Damit soll erreicht werden, dass bereits bei der
Abnahme weitgehende Ubereinstimmung herrscht und etwaige
Differenzstandpunkte eindeutig formuliert werden. Deshalb sollten
beide Vertragspartner an der Abnahme teilnehmen und gleichbe-
rechtigt zu Wort kommen.

Das Ergebnis der Abnahmeverhandlung ist schriftlich niederzule-
gen. Im Protokoll sind etwaige Vorbehalte wegen bekannter Méan-
gel und wegen Vertragsstrafen aufzunehmen, ebenso etwaige
Einwendungen des Auftragnehmers. Jeder Vertragspartner erhdlt
eine Ausfertigung der Niederschrift.

Die formliche Abnahme kann auch in Abwesenheit des Auftrag-
nehmers erfolgen, wenn dieser trotz Ladung der Abnahme fern-
bleibt. Eine solche Regelung sollte jedoch die Ausnahme sein, da
sie dem eigentlichen Sinn der férmlichen Abnahme widerspricht.
Der Auftraggeber ist verpflichtet, den Auftragnehmer iber das Er-
gebnis seiner alleinigen Abnahme zu unterrichten. Wurden zur
Abnahmeverhandlung auch Sachversténdige hinzugezogen, so
soll ihre Stellungnahme Gegenstand der Niederschrift werden.

Die stillschweigende oder konkludente Abnahme setzt ein Verhalten
des Auftraggebers voraus, aus dem der Auftragnehmer die Billigung
der Leistung im Wesentlichen als vertragsgerecht erkennen kann.

'

Die Abnahmewirkung tritt ein, wenn

e der Auftragnehmer die Fertigstellung der Leistung dem Auftrag-
geber schriftlich mitteilt und dieser innerhalb von 12 Werkta-
gen keine Abnahme verlangt,

* wenn der Auftraggeber die Leistung oder einen Teil der
Leistung ohne Abnahme in Nutzung nimmt, und zwar gilt der
Eintritt der Abnahme nach 6 Werktagen.

Die Kosten der Abnahme tragt der Auftraggeber.

Bleibt als weitere Besonderheit nach der VOB noch die Teilabnah-
me zu erwdhnen. Hierbei handelt es sich um eine echte Abnah-
me in sich abgeschlossener Teile der Leistung mit allen rechtlichen
Folgen. Die Abnahme ist wiederum durch den Auftragnehmer zu
verlangen, méglichst in schriftlicher Form. Mit der Abnahme er-
folgt auch der so genannte Gefahriibergang auf die Bauherrinnen
und Bauherren.

Im Allgemeinen gelten folgende Verjéhrungsfristen:

* Finf Jahre fir Bauwerke bei BGB-Vertrag,

* Vier Jahre fir Bauwerke bei VOB/B-Vertrag,

* Zwei Jahre fir alle Gbrigen Gewerke.

* Besondere Regeln gelten, wenn der Bauunternehmer einen
Mangel arglistig verschwiegen hat.

Uberwachung der Méngelbeseitigung

SchlieBlich Gberwacht die Bauleitung die Beseitigung der im Proto-
koll festgehaltenen Méngel sowie die mangelfreie Erbringung der
Restleistungen und vergleicht die tatsdchlichen Gesamtkosten mit
den Kostenanschlagen bzw. -berechnungen.

Sofern damit beauftragt, betreut die Bauleitung auch wéhrend
der anschlieBenden Verjghrungsfrist fir Mangelanspriiche die Be-
seitigung auftretender Mdangel (Leistungsphase 9 der HOAI). Vor
Ablauf der Verjéhrungsfristen sollte die Bauleitung zur Feststellung
eventueller Gewdhrleistungsméngel hinzugezogen werden.
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17. Bauunternehmerinnen und Bauunternehmer

Handwerkerinnen und Handwerker

Die Bauleistungen (zusammengefasst in ,Gewerken”) werden
meistens an spezialisierte Handwerksunternehmen wie Maurer-,
Zimmerei-, Dachdeckerei- oder Haustechnikbetriebe vergeben.
Bei einem Einfamilienhaus sind dies vielfach bereits bis zu 20 ver-
schiedene Gewerke. Die Koordination Gbernimmt die Bauleitung.
Es gibt aber auch die Méglichkeit, alle Leistungen an eine Gene-
ralunternehmerin oder einen Generalunternehmer (GU) zu verge-
ben, die oder der dann allein fir samtliche Bauleistungen verant-
wortlich ist, auch wenn sie oder er einzelne Gewerke selbst nicht
ausfihren kann und diese als Auftraggeberin oder Auftraggeber
an Sub- bzw. Nachunternehmerinnen und -unternehmer vergibt
(Anmerkung: Fertighausanbieterinnen und Fertighausanbieter tre-
ten in der Regel auch als GU auf).

Beide Vergabemdglichkeiten haben ihre Vor- und Nachteile. Der
Vorteil bei der Vergabe an einzelne Handwerksbetriebe ist, dass
eine gezielte Vergabe nach Preis und Qualifikation méglich ist.
Die Subunternehmerinnen und -unternehmer der Generalunterneh-
merin oder des Generalunternehmers sind den Bauherrinnen und
Bauherren in der Regel nicht bekannt, sie haben auBerdem kein
Mitspracherecht bei der Firmenauswahl. Zudem haben Bauherrin-
nen und Bauherren aufgrund fehlender vertraglicher Beziehung
keinen Einfluss auf die Subunternehmerinnen und Subunternehmer
bei der Bauausfihrung. Andererseits gibt es beim Bauen mit der
oder dem GU nur eine Vertragspartnerin oder einen Vertragspart-
ner und nur eine Fertigstellungs- und eine Mdangelverjahrungsfrist,
wdhrend bei Vergabe an mehrere Handwerksbetriebe viele Ter-
mine und Fristen zu koordinieren und zu Gberwachen sind. Beim
Bauen mit Handwerksbetrieben ist der Aufwand fir die Bauleitung
hsher, wahrend die oder der GU die Koordinierungsaufgaben
selbst in die Hand nimmt. Das lasst diese oder dieser sich na-
tirlich ebenso bezahlen wie die Haftung fir Méangelanspriiche
fir die Subunternehmerinnen- und Subunternehmerleistungen,
so dass das Bauen mit einer oder einem GU in der Regel insge-
samt auch nicht preiswerter wird. Allerdings ist der Preis frihzei-
tig fest kalkulierbar, da GU meist zu Pauschal- bzw. Festpreisen
anbieten und arbeiten. Es liegt im Ermessen der Bauherrinnen
und Bauherren, ob sie bei der Beauftragung einer oder eines
GU zusétzlich eine eigene Bauleitung bzw. Bauiberwachung
beauftragen.

Bautrégerinnen und Bautréger

Eine Bautrdgerin oder ein Bautréger kauft sowohl einzelne Bau-
grundstiicke als auch ganze Baugebiete, parzelliert, erschlief3t,
bebaut sie und verkauft schlieBlich die einzelnen Grundstiicke mit
Haus oder Wohnungen.

Als Bautrdgerinnen oder Bautrager treten auf:

* Wohnungsbaugesellschaften

* Bauunternehmerinnen und Bauunternehmer

* Baubetreuerinnen und Baubetreuer

* Immobiliengesellschaften

* Gegebenenfalls auch Maklerinnen und Makler

Unternehmerinnen und Unternehmer, die als Bautragerinnen oder
Bautrdger tatig werden wollen und von Kauferinnen und Kéufern
groBBe Geldsummen entgegennehmen, bendtigen eine Zulassung
von der zusténdigen Ordnungsbehérde nach § 34 ¢ der Ge-
werbeordnung. Fachliche Qualifikationen werden jedoch nicht
verlangt oder geprift. Fir den Kauf von einer Bautrdgerin oder
einem Bautrdger spricht der geringe Aufwand, den K&uferinnen
und Kéufer beim schlisselfertigen Angebot fir die Begleitung von
Planung und Bauausfihrung aufzubringen haben, sowie die rela-
tiv grofBe Kalkulationsgenauigkeit.
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Wird ein Haus oder eine Wohnung von einer Bautrégerin oder
einem Bautrager erworben, dann haben Kauferinnen und Kaufer
ausschlieBlich sie oder ihn als Geschéfts- und Vertragspartnerin
oder -partner. Kauferinnen und K&ufer missen sich weder Plane-
rin oder Planer suchen noch sich mit den Handwerkerinnen und
Handwerkern auseinandersetzen. Da auch das Grundstick von
der Bautrégerin oder vom Bautrdger erworben wird, ist dieser
ebenfalls fir die ErschlieBung zustandig. Sie oder er erstellt das
Bauvorhaben in eigenem Namen und auf eigene Rechnung. Da-
mit tritt sie oder er gegeniber den Handwerkerinnen und Hand-
werkern und der unteren Bauaufsichtsbehdrde als Bauherrin oder
Bauherr auf. Kauferinnen und Kéufer erwerben das fertige oder
das noch zu errichtende Haus zusammen mit dem Grundstiick und
zahlen dafiir in der Regel einen Festpreis, der aber auch Grundla-
ge fir die Ermittlung der Grunderwerbssteuer wird. Der Festpreis
hangt davon ab, ob schlisselfertig gekauft wird, bestimmte Eigen-
leistungen erbracht und/oder Sonderwiinsche vereinbart werden.

Sonderwiinsche, die nach Vertragsabschluss vereinbart werden,
fihren bei allen Vertragsarten meist zu deutlichen Mehrkosten!
Eine Aufschlisselung des Festpreises nach iblichen Kostengrup-
pen erfahren Ké&uferinnen und Kéufer in der Regel nicht. Ledig-
lich der anteilige Preis fir das Grundstick beziehungsweise der
Miteigentumsanteil am Grundstick wird ausgewiesen. Weder die
ErschlieBungs- und Planungskosten noch die Gebdudekosten wer-
den weiter aufgeschlisselt, obwohl die K&uferinnen und Kaufer
in der Regel den Haus- oder Wohnungsbau nach dem jeweiligen
Baufortschritt zahlen sollten. Preis- bzw. Leistungsvergleiche sind
daher so gut wie nicht maglich, besondere Kosteneinsparpoten-
ziale sind weder zu erkennen noch gezielt zu steuern. Bauherrin-
nen und Bauherren bzw. Kauferinnen und Kéufer kénnen lediglich
durch einen allgemeinen Vergleich verschiedener Baubeschreibun-
gen und an dem Gesamtpreis pro Quadratmeter Wohnflache er-
kennen, ob das Haus oder die Wohnung preisginstig ist.

Hinweis: Bautrégerinnen und Bautrégern sind nach § 3 der Ma-
kler- und Bautrégerverordnung (MaBV) besondere Sicherungs-
pflichten in Bezug auf die Annahme von Vermégenswerten von
Bauherrinnen und Bauherren auferlegt worden. Hierzu zéhlt
zum Beispiel die Entgegennahme von Zahlungen beziehungs-
weise Rechnungsstellungen entsprechend des Baufortschrittes.
Die Héhe von Teilbetrdgen, die von der Bautréigerin oder vom
Bautrdger nach vorgegebenen Anteilen der Vertragssumme ab-
gefordert werden kann, ist in § 3 Absatz 2 MaBV geregelt.

Sonderwiinsche gegen Aufpreis

Die Gestaltungsméglichkeiten beim Kauf von Standard-Bautra-
gerinnen- und Bautrdgerhdusern sind reduziert. Ahnlich wie bei
den Typenhédusern von Fertighausanbieterinnen und Fertighaus-
anbietern gibt es — in der Regel gegen Aufpreis — andere bzw.
hsherwertigere Ausstattungen (Sanitdrausstattung, Bodenbeldge,

Wandverkleidungen).

Eigenleistungen zur Kostenreduzierung

Wer selber bauen und damit Eigenleistungen Gbernehmen méch-
te, sollte abwégen, was er schaffen kann und was nicht. 1.000
Arbeitsstunden Eigenleistung bedeuten bei einer einjahrigen Bau-
zeit, dass wochentlich im Durchschnitt 25 Stunden zu erbringen
sind. Wenn nur das Wochenende und der Urlaub zur Verfigung
stehen, ist das kaum zu leisten.

Es wird deshalb empfohlen, nicht mehr als finf, héchstens zehn
Prozent der Gesamtkosten als Eigenleistung einzuplanen. Gut
geeignet fir Eigenleistungen sind Arbeiten, die einen hohen
Lohnanteil und wenig Materialkosten enthalten. Beispiele sind Ma-



ler- und Tapezierarbeiten, das Verlegen von Bodenbeldgen, das
Einbringen von Démmwolle oder Arbeiten an den AuBenanlagen.
In der Regel wird das schlisselfertige Haus alternativ mit oder
ohne ,Finish”-Arbeiten angeboten. In solchen Fallen sollten sich
K&uferinnen und Kéufer beide Preise nennen lassen. Oft werden
bestimmte Vergitungssdtze (Preisnachlésse oder Gutschriften) fir
die in Eigenleistung zu erbringenden Arbeiten angeboten. Diese
sollten mit mehreren Angeboten &rtlicher Handwerksbetriebe ver-
glichen werden. Erst dann kann seitens der Bauherrenschaft beur-
teilt werden, ob sich die Herausnahme der Leistung bzw. deren
Erbringung in Eigenleistung Gberhaupt lohnt.

Haftpflichtversicherung

Die Haftpflichtversicherung schitzt die Versicherungsnehmerinnen
und Versicherungsnehmer und ihre Familien (Kinder bis zur Volljgh-
rigkeit, dariiber hinaus, wenn dies in den Versicherungsbedingun-
gen enthalten ist) gegen die im privaten Bereich vorkommenden
Risiken. Soweit es sich um bestehende, selbst genutzte Einfamili-
enhduser handelt, schlieBt die Privathaftpflichtversicherung die Ab-
sicherung mdglicher Gefahrenquellen aus dem Eigentum vielfach
ein. Eine Kontrolle in den Versicherungsbedingungen beziehungs-
weise Ricksprache mit der Versicherung sollte jedoch erfolgen.

Bei Mehrfamilienhéusern, EinfamilienhGusern mit Einliegerwoh-
nung, vermieteten EinfamilienhGusern oder unbebauten Grund-
sticken greift die Privathaftpflichtversicherung in der Regel nicht
(Ricksprache mit der Versicherungsgesellschaft ist angebracht), so
dass der Abschluss einer zusétzlichen Haus- und Grundstickshaft-
pflichtversicherung und/oder Bauherrinnen- oder Bauherrenhaft-
pflichtversicherung erforderlich beziehungsweise ratsam ist.

Als Mindestversicherungssumme sollten 5.000.000 Euro pauschal
for Personen- und Sachschéden vereinbart werden. Der Beitrags-
vorteil bei niedrigeren Summen steht in keinem Verhéltnis zum Ri-
sikonachteil.

Bauherrinnen- und Bauherrenhaftpflichtversicherung
Bauherrinnen und Bauherren schaffen durch ihr Bauvorhaben eine
Gefahrenquelle. Damit entsteht eine Vielzahl unkalkulierbarer Haf-
tungsrisiken, die im Fall des Eintretens das gesamte Bauvorhaben
zunichtemachen kénnen. Bei Verletzung von Sorgfaltspflichten
kénnen Bauherrinnen und Bauherren zur Verantwortung gezo-
gen werden, auch wenn sie Planerinnen und Planer oder Unter-
nehmerinnen und Unternehmer mit der Erstellung des Bauwerkes
beauftragt haben. So haben Bauherrinnen und Bauherren zum
Beispiel dafir Sorge zu tragen, dass kein Baumaterial auf der
Strafe liegt, durch das andere Verkehrsteilnehmerinnen und Ver-
kehrsteilnehmer gefdhrdet werden. Ebenso sollten Bauherrinnen
und Bauherren die Baustelle regelmaBig selbst tberwachen und
nur fachkundige Firmen und Personen mit Arbeiten beauftragen.

Oft sind Planerinnen oder Planer, Bauleiterinnen oder Bauleiter
oder die beteiligten Bauunternehmen ebenfalls fir einen Schaden
verantwortlich. Aufgrund der gesamtschuldnerischen Haftung kann
die oder der Geschéadigte jedoch ihre oder seine Ersatzanspriiche
in voller Hohe bei Bauherrinnen und Bauherren anmelden. Auf
den Schutz der Bauherrinnen- oder Bauherrenhaftpflichtversiche-
rung sollte daher nicht verzichtet werden. Sie ersetzt berechtigte
Schadensersatzanspriiche und sorgt dafiir, dass unberechtigte

18. Versicherungen rund um den Bau

Anspriche abgewehrt werden, wobei den Bauherren im Falle
eines Rechtsstreites keine zusdtzlichen Kosten entstehen. Soweit
Bauherrinnen oder Bauherren Arbeiten teilweise, Uberwiegend
oder ganz in eigener Regie ausfihren, kann hierfir gesondert Ver-
sicherungsschutz vereinbart werden.

Feverrohbauversicherung

Wenn bis zum Baubeginn die spater ohnehin erforderliche bzw.
dringend anzuratende Wohngebdudeversicherung mit abge-
schlossen wird, besteht hieriiber wéhrend der Bauzeit héufig kos-
tenlos fir einen Zeitraum bis zu 12 Monaten Versicherungsschutz
gegen Schéaden durch Brand, Blitzschlag oder Explosion. Der
Nachweis einer Feuerrohbauversicherung wird vielfach von Kredi-
tinstituten vor der Auszahlung von Darlehen gefordert.

Bauleistungsversicherung

Auch bei sorgfaltiger Planung kénnen wéhrend der Bauzeit Sché-
den auftreten, die jede Kalkulation und das Baukapital geféhrden.
Ungewdhnliche Witterungseinflisse, Vandalismus, Materialfehler
und viele andere Ursachen kénnen schnell zu unangenehmen
Uberraschungen fishren. Neben dem finanziellen Schaden ver-
zdgert sich die Fertigstellung des Bauvorhabens. Bauherrinnen
und Bauherren tragen von der Einrichtung der Baustelle bis zur
Fertigstellung des Bauvorhabens das finanzielle Risiko méglicher
Schaden, wobei das Risiko in Teilen auf die beauftragten Bauun-
ternehmen bis zur Abnahme der vereinbarten Leistung Gbertragen
wird.

Die Bauleistungsversicherung (friher auch Bauwesenversicherung

genannt) umfasst grundsétzlich alle Bauleistungen, Baustoffe und

Bauteile fir den Roh-, Aus- oder Umbau eines Gebdudes. Mitver-

sichert sind auch die als wesentliche Bestandteile einzubauenden

Einrichtungsgegenstdnde sowie AuBenanlagen. Der Versiche-

rungsschutz erstreckt sich auf alle wéhrend der Bauzeit auf der

Baustelle unvorhergesehen eintretenden Beschédigungen oder

Zerstérungen der Bauleistung oder sonstiger versicherter Sachen

durch

* héhere Gewalt, Elementarereignisse, ungewdhnliche Witte-
rungseinflisse wie Sturm, Hagel, Uberschwemmungen,

* unbekannte Eigenschaften des Baugrunds,

e Konstruktions-, Material-, Berechnungsfehler,

e Ungeschicklichkeit, Fahrléssigkeit, Baswilligkeit und

* Handlungen unbefugter oder unbekannter Personen, insbeson-
dere Diebstahl bereits eingebauter Teile.

Dariber hinaus sind vielfache weitere Schaden beitragsfrei mit-
versichert oder kénnen zusdtzlich versichert werden.
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18. Versicherungen rund um den Bau

Versicherbar sind alle Neubauleistungen des Hoch- und Tiefbaus
einschlieflich Umbauarbeiten. Gleichzeitig sind auch alle am Bau
beteiligten Bauunternehmen und Handwerksbetriebe in diesen
Schutz einbezogen. Daher kann der Beitrag entsprechend der
einzelnen Bauleistungen auf die Unternehmen umgelegt werden,
sofern dies vorher vertraglich vereinbart wurde.

Die Versicherungssumme entspricht dem Wert der Bauleistung
einschlieBlich aller Baustoffe und Bauteile. Ausgenommen sind
die Kosten von Leistungen und Sachen, die nicht versichert sind,
sowie Grundstiicks-, ErschlieBungs- und Baunebenkosten. Je Schao-
densfall gilt in der Regel eine Selbstbeteiligung. Je nach Héhe
der vereinbarten Selbstbeteiligung kann der Versicherungsbeitrag
reduziert werden.

Gesetzliche Unfallversicherung

Wenn Bauherrinnen und Bauherren Eigenleistungen mit Bekann-
ten, Verwandten oder Freundinnen und Freunden ausfishren wol-
len, sind sie — zumindest in Teilbereichen — Unternehmerinnen und
Unternehmer mit allen entsprechenden Verantwortlichkeiten. Sie
missen daher auch damit rechnen, dass im Falle eines Unfalles
Schadensersatzanspriche unmittelbar an sie gerichtet werden.

Fir die Folgen derartiger Unfélle haftet die Bauberufsgenossen-

schaft (BauBG), der gegeniber eine gesetzliche Versicherungs-

pflicht nach den Bestimmungen des Sozialgesetzbuches besteht.

Der BauBG miissen Bauherrinnen und Bauherren folgende Aus-

kiinfte erteilen:

e Anschrift der Bauherren

e Ort der Bauausfihrung

* Beginn/Ende des Eigenbauarbeiten

* Art des Bauvorhabens (zum Beispiel Wohnungsbau, Umbau,
Garage)

* Namen der bei Eigenbauarbeiten beschaftigten Personen

* Deren geleistete Arbeitsstunden

* Gegebenenfalls gezahlte Arbeitsentgelte und

* Art der Bauarbeiten.

Beitrige zur gesetzlichen Unfallversicherung missen die Bauher-
rinnen und Bauherren zahlen, wenn Eigenleistungen von anderen
Personen (zum Beispiel Verwandte, Bekannte) erbracht werden,
auch wenn diese dafir nicht bezahlt werden.

Fir Leistungen, die sie selber erbringen oder die von der Ehe-
partnerin oder dem Ehepartner erbracht werden, besteht keine
Beitragspflicht. Die Hohe der Beitrdge richtet sich in der Regel
nach der Art der in Eigenleistung durchgefihrten Bauarbeiten so-
wie der Anzahl der Arbeitsstunden. Versicherungsschutz besteht
sowohl bei Arbeits- als auch bei Wegeunfallen.

Bei Verletzungen zahlt die gesetzliche Unfallversicherung

* notwendige Heilbehandlungskosten,

* Kosten von MaBBnahmen zur Erleichterung der Verletzungsfol-
gen (zum Beispiel Hilfsmittel),

* Kosten beruflicher RehabilitationsmaBnahmen und

* Geldleistungen, deren Héhe sich nach dem Jahresverdienst der
oder des Verletzten vor dem Unfall und dem Grad der unfallbe-
dingten Erwerbsunfahigkeit richtet.

Risikolebensversicherung

Bauherrinnen und Bauherren tragen schon aufgrund der einge-
gangenen finanziellen Verpflichtungen eine hohe Verantwortung -
insbesondere fir ihre Familie. Deren Existenz hdngt entscheidend
von der persénlichen Leistungskraft ab. Durch vorzeitiges Ableben
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sind in der Regel die wirtschaftliche Existenz bzw. das Einkom-
men der Familie und deren Zukunft im neuen Haus gefdhrdet.
Die Risikolebensversicherung schlieBt diese Versorgungslicke ge-
gen einen relativ geringen Beitrag. Bestehende oder aufzuneh-
mende Tilgungsverpflichtungen aus Darlehen kénnen durch eine
Risikolebensversicherung abgesichert werden.

Wohngebaudeversicherung

Die Wohngebdudeversicherung bietet in der verbundenen Form
Schutz gegen Schaden durch Feuer, Leitungswasser, Sturm und
Hagel. Ersetzt werden Schaden in der Regel zum ortsiblichen
Neubauwert. Der Neubauwert wird durch die Entwicklung der
Baukosten laufend verandert. Die Wohngebdudeversicherung ist
daher als gleitende Neuwertversicherung konzipiert, das heift,
sie passt sich automatisch dem jeweiligen Wertzuwachs an. Nur
bei wertbeeinflussenden baulichen Verénderungen ist eine indivi-
duelle Anpassung der Versicherungssumme erforderlich. Bei zeit-
gemdBen Versicherungen werden Versicherungssumme und Bei-
trag nicht mehr nach dem fiktiven Gebdudewert des Jahres 1914,
sondern nach dem Neubauwert berechnet. Wenn der Neubau-
wert durch die Planerin oder den Planer bestatigt wird, verzichtet
die Versicherung im Schadensfall haufig auf den Einwand einer
moglichen Unterversicherung.

Der Abschluss einer Wohngebdudeversicherung mit Feverrohbau-
schutz wird von den meisten Kreditgebern zwingend vorgeschrie-
ben. Doch Vorsicht: Wird die Gewdhrung eines Darlehens vom
Abschluss einer bestimmten Wohngebdudeversicherung abhangig
gemacht, handelt es sich um ein unzuléssiges Kopplungsgeschaft.

Glasversicherung

Als Ergdnzung zur Wohngebdudeversicherung kann der Ab-
schluss einer Glasversicherung vorgenommen werden. Hierdurch
kénnen Schaden an der Gebdude- und Mobiliarverglasung bei
Wohn- und Geschdaftsgebduden abgedeckt werden. Bei Beschddi-
gung werden die Kosten fir eine neue Verglasung gleicher Art und
Gite einschlieBlich Montage erstattet. Der zu zahlende Versiche-
rungsbeitrag orientiert sich bei EinfamilienhGusern und Wohnun-
gen in der Regel an der Flache der Wohnung. Bei Mehrfamilien-
h&usern richtet sich der Beitrag nach dem Neubauwert.

Hausratversicherung

Die Hausratversicherung schitzt das Inventar gegen Schaden
durch Brand, Blitzschlag, Explosion, Anprall eines Kraft- oder Luft-
fahrzeuges, Einbruchdiebstahl, Vandalismus, Raub, Leitungswas-
ser, Sturm und Hagel.

Wenn das neue Heim nach Fertigstellung bezogen wird, muss
die gegebenenfalls bestehende Hausratversicherung iber den
Umzug informiert werden. Ein Sonderkiindigungsrecht ergibt sich
hierdurch aber nicht. Dennoch sollte bei dieser Gelegenheit der
Hausratversicherungsschutz Gberpriift und erforderlichenfalls den
neuen Gegebenheiten angepasst werden.

Ersetzt werden Schaden zum Neuwert (Wiederbeschaffungspreis),
aber auch die Kosten fiir Unterbringung im Hotel oder &hnliches,
wenn die Wohnung durch einen Versicherungsfall unbewohnbar
ist. MaBstab fir die Versicherungssumme ist der tatséchliche Wert
des gesamten Hausrats. Wird die Summe zu niedrig gewdhlt,
kann die Versicherung die Entschadigungsleistung im Schadenfall
im Verhdltnis der Unterversicherung zum tatsdchlichen Wert des
Hausrats kiirzen. Wer dieses Risiko vermeiden will, kann Unterver-
sicherungsverzicht vereinbaren.
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Jede und jeder méchte ein schénes und behagliches Zuhause ha-
ben, auf das man sich freut, wenn man die Haustir aufschlieft.
Diese Behaglichkeit wird vor allem durch eine gute und gedémmte
Gebdudehille erreicht.

Aus den Abgasen der Raumheizungen entsteht etwa ein Drittel
aller CO,-Emissionen (Emissionen des Treibhausgases Kohlen-
dioxyd) in Deutschland. Oft verursacht das Heizen auch hohe
Kosten. Durch energiesparendes Bauen und Sanieren kénnen
diese Belastungen fir die Umwelt und den eigenen Geldbeutel
verringert werden. So kann man zum Beispiel einen Neubau ohne
groBBen Mehraufwand als ,Effizienzhaus” bauen. Noch Energie
sparender sind ,Passivhduser”, die in jeder Hinsicht dem heutigen
Stand der Technik entsprechen.

FENSTER, TURENM
& MEHR

Grofle Ausstellung
mit bester Beratung

Hamburger Strafe 3
38518 Gifhorn /Gamsen
Tel.05371.97 790
www.heuer-fenster.de

iller&
LA
Neben dem Klimaschutz steht aber die Behaglichkeit des Eigen- ru er
heims an vorderster Stelle, egal ob effizienter Neubau oder ener- GmbH & Co. KG

getisch sanierter Altbau. Je besser die AuBenwdnde gedémmt
sind, umso héher sind die Oberflachentemperatur und die Spei- .
cherféhigkeit dieses Bauteils. Daher wird die gleiche Temperatur SANITAR- & HEIZUNGSBAU

in RGumen mit geddmmten Auenwdnden wérmer empfunden als
im nicht geddmmten Zustand. Vor Fenstern mit Dreifachverglasung

Um energiesparend zu bauen und zu sanieren finden Sie auf den fol-
genden Seiten nijtzliche und vor allem neutrale Informationen.Egal

ob Neubau oder Bestandsimmobilie, beim energetischen Standard s

sollte man immer das dem Geldbeutel héchstméglich angepasste
Ziel wahlen, da alle Entscheidungen von langer Wirkung sind.

gibt es kein Zuggefiihl mehr durch abfallende kalte Luft. Mit einer 38518 Gifhorn - Lehmweg 28
entsprechenden Démmung des ErdgeschossfuBbodens kann man Tel.: 05371 - 98300 - Fax: 05371 - 983024
auch ganz ohne FuBbodenheizung das ganze Jahr iber auf So- e-Mail: spiller-krueger@t-online.de

cken laufen. Das gut geddmmte Dach ist die wirmende Pudelmit-
ze des Hauses, denn Warme steigt ja bekanntlich auf. Und wenn
dann die noch benétigte Raumwarme und das Warmwasser mit
erneuerbaren bzw. regenerativen Energien erzeugt werden, kann
man sich im Hinblick auf die Betriebskosten fir die néchsten Jahre
und den Klimaschutz entspannt zuricklehnen.

Auf den néchsten Seiten erhalten Sie umfangreiche Informationen
zu folgenden Themenbereichen:

* Haustechnik im Bestand und Neubau

* Neubau, Anforderungen und Begriffe

* Bauteilaufbauten Neubau

e Altbau, Anforderungen und Beispiele

* EnergieBeratungslnitiative ,cle(WF)er modernisieren”

e Férderméglichkeiten

Haustechnik im Bestand und Neubau

Um ein Gebdude mit Warme zu versorgen, stets ausreichend
Warmwasser und frische Luft zur Verfigung zu haben, muss eine
sinnvolle, den jeweiligen Bedirfnissen und dem Geb&ude ange-
passte Haustechnik eingebaut sein. Wie auch immer die Warme
erzeugt wird, sie muss das Haus und das Warmwasser zuverlassig
und kurzfristig erwérmen.

Anforderungen: Heizungen, die installiert oder ernevert werden,
missen die Anforderungen der Energieeinsparverordnung (EnEV)
einhalten. Die Rohrleitungen missen ausreichend geddmmt sein
und es muss ein hydraulischer Abgleich durchgefihrt werden.

Liftung

Wegen der heute vorgeschriebenen energiesparenden Bauweise,
sind die Gebdudehiillen so dicht, dass bei Gblichem Liftungsver-
halten nicht geniigend neue Luft nachstrémt. Den Luftaustausch
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Uber Fugen und Ritzen zu vermeiden, ist mit dass Ziel von Waér-
meddmmmafBnahmen. Wenn beim Luftdichtheitstest ,Blower
Door” (wie etwa fir neue Einfamilienhuser vorgeschrieben)
eine Luftwechselrate unter 1,25 festgestellt wird, reicht die bau-
technische Zugluft nicht mehr aus, um die Raumfeuchte abzu-
fihren. Die Folgen kdnnen Feuchteschaden, Schimmelbefall und
Schadstoffanreicherungen in der Raumluft sein. Dann wird eine
explizite liftungstechnische MaBBnahme notwendig. Entsprechend
den Anforderungen an den Schallschutz und die Energieeffizi-
enz lguft das — neben handischem Lisften — auf den Einbau einer
ventilatorgestitzten Liftung hinaus, also meist einer Abluft- oder
einer kombinierten Zu- und Abluftanlage mit Warmerickgewin-
nung.

Die verschiedenen Regelwerke, unter anderem Energieeinsparver-
ordnung (EnEV), DIN 4108-2, DIN 1946-6) forderten gleichzeitig
eine dichte Gebdudehiille und die Sicherstellung eines Mindest-
luftwechsels. Damit standen sie scheinbar im Widerspruch zuein-
ander. Bisher blieb offen, wie diese Mindestliftung erfolgen muss.
Entweder manuell durch den Nutzer oder durch eine Liftungsanla-
ge. Die aktualisierte Fassung der DIN 1946-6 schlief3t diese Liicke
und konkretisiert, fir welche Leistungen der Nutzer herangezogen
werden kann und fir welche nicht.

Liftungskonzept und Liftungsstufen

Die DIN 1946-6 verlangt jetzt die Erstellung eines Liftungskon-
zeptes fir Neubauten und Renovierungen. Fir letztere ist ein
Liftungskonzept notwendig, wenn im Ein- und Mehrfamilienhaus
mehr als ein Drittel der vorhandenen Fenster ausgetauscht bezie-
hungsweise im Einfamilienhaus mehr als ein Drittel der Dachfléche
neu abgedichtet werden. Das heif3t: Der Planer oder Verarbeiter
muss festlegen, wie aus Sicht der Hygiene und des Bauschutzes
der notwendige Luftaustausch erfolgen kann. Das Liftungskonzept
kann von jedem Fachmann erstellt werden, der in der Planung,
der Ausfihrung oder der Instandhaltung von liftungstechnischen
MaBBnahmen oder in der Planung und Modernisierung von Ge-
bauden ftatig ist.

Die Norm fordert den Nachweis fir vier Liftungsstufen, die bei
unterschiedlichen Nutzungsbedingungen einen ausreichenden
Luftwechsel sicherstellen. Die Stufen sind:

1. Liftungsstufe — Liftung zum Feuchteschutz

Liftung in Abhéngigkeit vom Warmeschutzniveau des Gebéudes
zur Gewahrleistung des Bautenschutzes (Feuchte) unter Ublichen
Nutzungsbedingungen bei teilweise reduzierten Feuchtelasten,
beispielsweise zeitweilige Abwesenheit der Nutzer, Verzicht auf
Waschetrocknen. Diese Stufe muss gemaB Norm standig und nut-
zerunabhéngig sichergestellt sein.

2. Liftungsstufe — Reduzierte Liiftung

Zusdtzlich notwendige Liftung zur Gewdghrleistung des hygieni-
schen Mindeststandards (Schadstoffbelastung) und Bautenschut-
zes bei zeitweiliger Abwesenheit des Nutzers. Diese Stufe muss
weitestgehend nutzerunabhdngig sichergestellt sein. Diese Lif-
tungsstufe wird auch Mindestliftung genannt.

3. Liftungsstufe — Nennliftung

Die Nennliftung, auch Grundliftung genannt, beschreibt die not-
wendige Liftung zur Gewdhrleistung der hygienischen und ge-
sundheitlichen Erfordernisse sowie des Bautenschutzes bei Nor-
malnutzung der Wohnung. Der Nutzer kann hierzu teilweise mit
aktiver Fensterliftung herangezogen werden. Die Liftungsstufe gilt
als Normalbetrieb.
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4. Liftungsstufe — Intensivliftung

Dient dem Abbau von Lastspitzen, wie sie zum Beispiel durch Ko-
chen oder Duschen entstehen. Hier kann der Nutzer teilweise mit
aktiver Fensterliftung herangezogen werden. Die Intensivliftung
wird oft auch auf Gerdten mit Partyliftung bezeichnet.[6]

Randbedingungen

Wichtigste Frage bei der Erarbeitung des Liftungskonzeptes ist
es, wie die Liftung zum Feuchteschutz sichergestellt werden kann.
Faktoren, die in die Berechnung einflieBen, sind Dédmmstandard,
Art sowie Lage des Gebdudes. Erstere geben den Hinweis dar-
auf, mit welchen Undichtheiten in der Haushiille gerechnet werden
kann. Die Wohnfléche zeigt die zu erwartenden Belastungen. Die
Lage des Hauses ist wichtig, um die Windbelastung einzuschat-
zen. Es gilt die Faustregel: je mehr Wind desto grofBer die natir-
liche Infiltration. Die Norm ist deswegen mit einer Windkarte des
deutschen Wetterdienstes hinterlegt.

Liftungstechnische MaBnahmen

Reicht die Luftzufuhr Gber Gebdudeundichtheiten nicht aus, um
die Liftung zum Feuchteschutz sicherzustellen, muss der Planer lif-
tungstechnische MaBnahmen (LtM) vorsehen. Das kann die zusétz-
liche Liftung iber Schéchte oder in der Auflenhiille eingelassene
Ventile, so genannte AuBenwandluftdurchlasse (ALD), sein oder
Uber die ventilatorgestitzte Liftung von technischen Wohnungs-
[iftungsanlagen erfolgen. Fir diese Stufe ist es unzulassig, akti-
ve Fensterliftung durch die Bewohner einzuplanen. Die Liftung
zum Feuchteschutz muss nutzerunabhéngig funktionieren! Auch
fir die nachfolgenden Liftungsstufen muss der Planer festlegen,
wie er den notwendigen Luftaustausch erzielen will. Bei Quer- und
Schachtliftungssystemen muss er die aktive Fensterliftung schon
ab der reduzierten Liftung einplanen und sollte den Nutzer ex-
plizit darauf hinweisen. Bei der ventilatorgestitzten Liftung kann,
falls erforderlich, der Planer das aktive Offnen der Fenster bei der
Intensivliftung beriicksichtigen. Bei erhdhten Anforderungen an
Energieeffizienz, Schallschutz und Raumluftqualitét ist immer eine
ventilatorgestitzte Liftung erforderlich.

Haftung und Haftungsrisiken

Die aktualisierte Norm DIN 1946-6 sorgt in den entscheidenden
Bereichen fir Rechtssicherheit. In Deutschland ist seither der Nach-
weis zu erbringen, ob eine ausreichende Feuchteabfuhr auch
ohne aktive Fensterliftung gewdhrleistet ist. Wird ein Liftungskon-
zept erstellt, hat der Bewohner eine rechtliche Verpflichtung, die-
ses auch zu befolgen. Weist der Architekt oder Planer nicht auf ein
fehlendes Liftungskonzept oder aber die Nichterfillung der DIN
1946-6 hin, ist er bei Schimmelschéden haftbar.

Trotzdem bleiben, selbst bei Einhaltung der Norm, rechtliche Ri-
siken fiir Planer und Bauausfilhrende bestehen. Selbst bei strikter
Einhaltung der Vorgaben kann es sein, dass fir die Herstellung
eines hygienischen Raumklimas die notwendige aktive Fensterlif-
tung, die sich auch aus dem Liftungskonzept ergibt, als unzumut-
bar eingeschatzt wird. So stufen z. B. die Gerichte zunehmend
bei ganztdgig berufstatigen Nutzern bereits ein zweimaliges
StoBliften am Tag als kritisch oder als nicht zumutbar ein. Kritisch
wird die Lage auch bei milden Wintern, bei Windstille und in den
Ubergangsjahreszeiten. Die geringeren Temperaturunterschiede
zwischen Wohnungs- und AuBenluft verlangsamen den Luftaus-
tausch. Reicht ein 10-minitiges Liften bei kaltem Wetter aus, um
die Raumluft einmal komplett auszuwechseln, reduziert sich die
Luftwechselrate bei milderen Temperaturen drastisch. Schon bei
0° Celsius kénnen aus hygienischer Sicht deutlich mehr Liftungen
pro Tag erforderlich sein. Solch héufiges Liften ist den Bewohnern
nach der heutigen Rechtsprechung nicht zuzumuten.
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- Anzeige -

Bauen ist Vertrauenssache

Als Mittelstandsunternehmen mit hoher fachlicher ne Passivhauser, Planungsleistungen, Bauen im
Kompetenz und Strahlkraft prasentiert sich die Bestand, Zimmerei-Arbeiten, Wintergarten, Dachauf-
Zimmerei & Holzbau-Christian Kaiser GmbH & Co. stockungen, Fachwerkhauser, Innenausbau oder
KG aus Weddersehl. ,Seit der Griindung des auch Terrasseniiberdachungen zur Verfiigung. Dabei
Unternehmens im Jahr 1991 stellen wir den Aspekt: werden die individuellen Wiinsche der Kunden als
,komfortabel und energiebewusst wohnen mit der oberste Prioritdt gesehen. Zudem ist das hiesige
Natur’ bei unserer Okologischen Bauweise in den Unternehmen seit 2014 Mitbegriinder der ,Holzuni-
Vordergrund®, sagt Christian Kaiser, Geschaftsfihrer on“, einem Zusammenschluss von fiinf deutschen
des Unternehmens. Das Unternehmen beschaftigt 20 Holzbauunternehmen aus verschiedenen Regionen,
Mitarbeiter, unter anderem einen zertifizierten das dem Weddersehler Unternehmen Zugang zu
Passivhaus-Planer, der mit seinen fachlichen Fahig-  bundesweiten GroRprojekten erméglicht.

keiten und der langjahrigen Erfahrung den Wiinschen

der Kunden fiir einen okologisch energetisch und

zukunftsorientierten Hausbau individuelle Angebote

unterbreitet. Kaiser steht seinen Kunden fiir schliis-  Christian Kaiser, Geschaftsfiihrer

selfertiges Bauen in Niedrigenergiebauweise, moder-  Zimmerei & Holzbau — Christian Kaiser GmbH & Co. KG
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Durch einen entsprechenden Passus in den allgemeinen Geschafts-
bedingungen ist diesem Umstand nicht zu entkommen. In einem
solchen Fall missten schon sehr detaillierte Liftungsanweisungen
deutlicher Vertragsbestandteil werden. Und selbst dann ist es nach
Ansicht von Rechtsexperten héchst zweifelhaft, ob nicht ein Ver-
stoB gegen die allgemein anerkannten Regeln der Technik vor-
liegt. Wer auf der sicheren Seite sein will, plant so, dass bei einem
realistisch eingeschdtzten Liftungsverhalten der Menschen der
hygienische Luftaustausch sichergestellt ist. Das Liftungskonzept
zeigt dazu Lésungsansdtze auf.

£ N

Bei einem neuen Wohnhaus beziehungsweise in einem gut ge-
démmten Bestandsgebdude geht etwa die Halfte aller Heizwarme
wdhrend des notwendigen Liftens iber die Fenster verloren. Eine
Verringerung dieser Liftungswéarmeverluste um bis zu 80 % und
zugleich eine erhebliche Steigerung des Liftungskomforts ermég-
lichen Liftungsanlagen mit Warmeriickgewinnung. Sie saugen
warme verbrauchte Luft aus Kiche, Bad und WC stindig ab und
fihren sie iber einen Wérmetauscher nach auBen ab. Gleichzei-
tig wird stéindig und wohl dosiert frische AuBenluft vorerwérmt in
die Aufenthaltsrdume eingeblasen. Die Frischluftversorgung und
die Geruchs- und Feuchteabfuhr erfolgt vollautomatisch sowie
unabhéngig von Wind, Wetter, Anwesenheit und Liftungsdiszip-
lin. Die Verteilung erfolgt je nach Anlagentyp Uber ein Ein- oder
Zweirohrsystem. Die benétigten Rohre sind zwar recht grof3, wird
die Anlage aber von Anfang an mit eingeplant, kénnen die Leitun-
gen im Neu- wie im Altbau gut ,versteckt” werden.

Ubrigens: In Gebduden mit Liftungsanlage kann man natiirlich
die Fenster 6ffnen. AuBerhalb der Heizperiode kann eine ma-
nuelle Fensterliiftung betrieben und bei gekipptem Fenster ge-
schlafen werden. Bequemer ist es jedoch, die Liftungsanlage zu
betreiben.

Neutrale und unabhéngige Informationen iber Liftungsanlagen
sind unter www.tzwl.de zu finden. Dies ist das Informationsportal
des ,Testzentrum fir Wohnungsliftungsgerate (TZWL) e.V.”. Dar-
Uber hinaus gibt es unter anderem von der Verbraucherzentrale
informelle Broschiren zum Thema Liften.

Raumwdrmeerzeugung

Ublicherweise werden die RGume Uber eine Zentralheizung und
Heizflachen wie Heizkdrper oder FuBbodenheizung beheizt. In
Passivhdusern wird die benétigte Warme iber die Liftungsanlage
in die Raume gebracht.
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Wie auch immer die Warme in die RGume kommt, sie muss er-
zeugt werden. Grundlegende Uberlegungen muss man zum Waér-
meerzeuger und zum Brennstoff beziehungsweise zur Wérme-
quelle anstellen.

Hier sollten eine effiziente Technik (zum Beispiel Brennwerttechnik)
und/oder ein regenerativer Brennstoff im Vordergrund stehen. So
liefert der naheliegende Harz klimaneutrale Pellets, die in Zentral-
heizungen vollautomatisch in Raumwdrme umgewandelt werden.
Der Rohstoff wéachst fast vor der Haustir und wird auch dort ver-
arbeitet. Alternativ kann ein Brennwertgerét mit Gas oder Heizdl
betrieben werden. Auch ist der Einsatz einer Wérmepumpe oder
eines Stiickholzkessels méglich. Die eingesetzte Technik muss aus-
reichend Leistung haben, um die Bediirfnisse kostengiinstig und
-verlustarm zu erfillen. Dies muss besonders beim Einbau von
Warmepumpen geprift werden. Bei geeigneter Dachfléche kann
eine Unferstitzung der Heizung mit einer thermischen Solaranlage
sinnvoll sein. Die von der Sonne gelieferte Wéarme wird in einem
wassergefillten Warmespeicher ,gepuffert” (Pufferspeicher). In-
formationen zu einer klimafreundlichen und regenerativen Haus-
technik sind bei der Deutschen Energie-Agentur ([dena) unter www.
zukunft-haus.info, aber auch bei der Fachagentur Nachwach-
sende Rohstoffe e. V. (FNR) unter www.fnr.de oder beim Verein
C.ARM.EN., dem ,centralen Agrar-, Rohstoff, Marketing- und
Energie-Netzwerk” unter www.carmen-ev.de erhdltlich.

Warmwassererzeugung

Klassisch wird das Warmwasser Uber die Zentralheizung ,mit"-er-
zeugt und in einem Trinkwasserspeicher zwischengelagert. Al-
ternativ kann das Warmwasser iber eine Frischwasserstation er-
warmt werden. Das Wasser wird im Durchlaufprinzip Uber einen
Waérmetauscher temperiert und zum Wasserhahn geleitet. Die er-
forderliche W&rme kommt aus einem dann nétigen Pufferspeicher,
wie er bei thermischen Solaranlagen eingebaut wird.

Bei hohem Warmwasserverbrauch (ab drei bis vier Bewohnern)
und einer geeigneten Dachfléche sollte man sich Gedanken iber
eine thermische Solaranlage machen, die wéhrend der Sommer-
monate die Warmwasserbereitung Gbernimmt. Aber auch schon
in einem 2-Personen-Haushalt kann eine solche Anlage sinnvoll
sein, wenn zum Beispiel taglich gebadet wird. Um eine gute Aus-
lastung einer thermischen Solaranlage zu erhalten, sollten die
Spilmaschine (bei den meisten Gerdten moglich) und auch die
Waschmaschine (eventuell Gber ein Vorschaltgerdt) an das Warm-
wasser angeschlossen werden. Uber die Sommermonate kann die
Zentralheizung komplett ausgeschaltet werden. Mit Hilfe einer gu-
ten Steverung kann in der Ubergangszeit ein Grofteil des Warm-
wasserbedarfs ebenfalls Gber die Solaranlage erzeugt werden.

Um das kostengiinstige Warmwasser immer schnell zur Verfigung
zu haben, kann eine Zirkulationsleitung sinnvoll sein. Die Zeiten,
in denen eine Zirkulation als Energieverschwender verpént war,
sind vorbei. Heutzutage gibt es Systeme, die auf Anforderung fast
verlustfrei das warme Wasser zur Zapfstelle pumpen. In vorhande-
nen Systemen sollte eine Zeitschaltuhr eingebaut werden, die auf
die individuellen Nutzungszeiten fir Warmwasser eingestellt ist.

Einstellungen und Wartung

Auch Technik braucht Aufmerksamkeit. Nur eine gut eingestellte
und gewartete Anlage arbeitet effizient, angefangen bei Hochef-
fizienzpumpen, richtig eingestellten Zeitschaltuhren (Nachtabsen-
kung, Anwesenheit, Umstellung auf Sommerzeit), aber auch die
Kontrolle der Raumtemperatur und Luftfeuchtigkeit gehort dazu.
Dieses erfordert Aufmerksamkeit, die sich dann aber in niedrigen
Heizkosten widerspiegelt.
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Neubau, Anforderungen und Begriffe

Auf den folgenden Seiten wird iber die Anforderungen an Neu-
bauten informiert. AuBerdem gibt es Hinweise zu Bauteilen und
Haustechnik sowie Uber Luftdichtheit und wéarmebrickenfreies
Bauen.

Anforderungen

Energetisch gebaut wird heutzutage nach der Energieeinspar-
verordnung fir Gebdude, Verordnung iber Energie sparenden
Waérmeschutz und energiesparende Anlagentechnik bei Gebéu-
den, kurz Energieeinsparverordnung (EnEV). Die jeweils aktuelle
Fassung der EnEV ist zum Beispiel unter www.enev-online.de zu
finden.

Wer neu baut, muss entsprechende Anforderungen einhalten, die so
genannten Mindeststandards. Hierbei handelt es sich um die nach-
folgend dargestellten drei Anforderungen (§ 3 EnEV 2014 - An-
forderungen an Wohngebéude (1. Jahres-Primérenergiebedarf /
2. Transmissionswarmeverlust / 3. sommerlicher Warmeschutz)),
die auch im Energieausweis zu finden sind. Der Energieausweis
ist Bestandteil der bautechnischen Nachweise zum Warmeschutz,
die von entsprechend qualifizierten Planerinnen und Planern (zum
Beispiel Energieberaterinnen und Energieberatern) erstellt werden
missen.

Die Energieeinsparverordnung (EnEV) regelt energetische Min-
destanforderungen fir Neubauten und Modernisierungen sowie
den Um- und Ausbau oder Erweiterungen bestehender Gebdude.
Sie macht Vorgaben fir Anlagen zum Beheizen, Kihlen, Belif-
ten und die Warmwasserversorgung. Auch Anforderungen an
Energieausweise fir Gebdude im Neubau und Bestand, Nach-
rist- bzw. Austauschpflichten sowie Regelungen zu Inspektions-,
Wartungs- und Kontrollleistungen sind in der EnEV festgelegt. Die
Verordnung gilt fir alle mit Energie beheizten und gekihlten Ge-
bdude - also fir alle Wohngebéaude. Fir nur zeitweise beheizte,
gekihlte oder genutzte Gebdude wie Ferienhduser gelten beson-
dere Vorschriften. Die EnEV bezieht sich unter anderem auf das
Erneuerbare-Energien-Wdrmegesetz (EEW&rmeG). Danach mis-
sen Eigentimer eines selbstgenutzten oder vermieteten Neubaus
mit mehr als 50 m2 Nutzflache den Energiebedarf fir Heizung,
Warmwasser und Kihlung anteilig aus erneuverbaren Energien
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decken. Das Gesetz léasst auch ErsatzmaBnahmen wie Kraft-War-
me-Koppelung, Nah- und Fernwarmenetz, Nutzung von Abwérme
und Wéarmeddmmung zu.

Wichtig: Eigentimer von Héusern im Bestand sind vom EEWar-
meG nicht direkt betroffen. Allerdings regelt es unter bestimmten
Voraussetzungen auch notwendige MaBnahmen fir Um- und
Ausbauten, Kernsanierungen oder Nutzungsénderungen.

Energieausweise
1. Wer braucht einen Energieausweis?

Wer ein Gebdude oder ein Gebdudeteil verkaufen, vermieten,
verpachten oder verleasen will, muss sich einen Energieausweis
ausstellen lassen. Bei der Errichtung von Gebduden muss der Bau-
herr sicherstellen, dass dem Eigentimer unverziglich nach Fertig-
stellung ein Energieausweis iber das Gebdude ausgestellt wird.
Gleiches gilt, wenn gréere Anderungen an den AuBBenbauteilen
bestehender Gebdude (z. B. AufBenwdnde, Fenster, Tiren und
Décher) vorgenommen werden oder die beheizte oder gekihlte
Nutzflache eines Gebdudes um mehr als die Halfte erweitert wird.
Lediglich fir Baudenkmdler oder kleine Gebdude gelten Ausnah-
men (§ 16 Absatz 5 EnEV).

A B
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2. Welchen Energieausweis muss man sich ausstellen lassen?

Die Energieeinsparverordnung (EnEV) kennt zwei Arten von Ener-

gieausweisen:

* den Energiebedarfsausweis, in dem anhand komplexer Berech-
nungen der theoretische Energiebedarf des Gebdudes ermittelt
wird, und

e den Energieverbrauchsausweis, der grundsatzlich auf den
tatschlichen Energieverbréuchen der letzten drei Jahre beruht.

Sollen bestehenden Gebdude verkauft, vermietet, verpachtet oder
verleast werden, kann unter Umsténden ein Energieverbrauchsaus-
weis erstellt werden. Dies gilt aber nur fir Geb&ude mit mehr als
finf Wohnungen, fir die der Bauantrag nach dem 1. November
1977 gestellt wurde oder die schon bei Baufertigstellung das An-
forderungsniveau der Warmeschutzverordnung vom 11. August
1977 eingehalten haben oder dieses Niveau durch spétere Ande-
rungen erreichen. Bei neu errichteten oder gednderten Gebéduden
muss hingegen stets ein Energiebedarfsausweis erstellt werden.

3. Wer darf einen Energieausweis ausstellen?

Energiebedarfs- oder Verbrauchsausweise fir Bestandsgebdude
dirfen nur von Ausstellern mit entsprechender Qualifikation aus-
gestellt werden. Dies kénnen u. a. Architekten, Bauingenieure,
Heizungsbauer oder Schornsteinfeger sein. Fir Neubauten ist die
Ausstellungsberechtigung landesrechtlich geregelt.

4. Wann und wie muss der Energieausweis genutzt werden?

Soll ein mit einem Gebédude bebautes Grundstiick oder ein Teil des
Gebdudes vermietet werden, hat der Vermieter dem Mietinteres-
senten spdtestens bei der Besichtigung einen Energieausweis oder
eine Kopie des Energieausweises vorzulegen. Hierbei reicht es
aus, wenn der Energieausweis deutlich sichtbar ausgehéngt oder
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ausgelegt wird. Sollte keine Besichtigung statffinden, dann muss
der Vermieter dem potenziellen Mieter unverziglich den Energie-
ausweis oder eine Kopie vorlegen.

Spatestens jedoch nach einer Aufforderung des potenziellen Mie-
ters muss der Energieausweis oder eine Kopie vorgelegt werden.
Dies gilt auch dann, wenn der potenzielle Mieter den Ausweis
schon vor dem Besichtigungstermin sehen will. Unverziglich nach
Abschluss des Vertrages muss dem Mieter der Energieausweis oder
eine Kopie zudem bergeben werden. Entsprechendes gilt bei Ver-
kauf, Verpachtung oder beim Verleasen. Vermieter sind aber nicht
verpflichtet, fir ihre Bestandsmieter Ausweise erstellen zu lassen
oder diesen Einsicht in vorhandene Ausweise zu gewdhren.

5. Wann muss der Energieausweis daverhaft ausgehéngt werden?

Bei Gebduden mit starkem Publikumsverkehr auf mehr als 500 m2
Nutzflache muss der jeweilige Nutzer dafir sorgen, dass ein Ener-
gieausweis an einer fir die Offentlichkeit gut sichtbaren Stelle aus-
gehdngt wird, sobald einer vorliegt. Es muss hierfir jedoch nicht
extra ein Energieausweis erstellt werden. In Betracht kommen hier
beispielsweise Banken, Supermarkte, Gaststdtten und Laden.

Fir Gebdude mit starkem Publikumsverkehr aufgrund einer be-
hérdlichen Nutzung von mehr als 500 m2 Nutzflache muss ein
Energieausweis ausgestellt und an einer fir die Offentlichkeit gut
sichtbaren Stelle ausgehdngt werden. Ab 8. Juli 2015 wird die
erforderliche Flache auf 250 Quadratmeter reduziert. Verantwort-
lich fir den Aushang ist der jeweilige Nutzer.

6. Inhalt und Aufbau der Ausweise

Die Ausweise missen nach Inhalt und Aufbau den Mustern der
Anlagen zur EnEV entsprechen. Die Ausweise enthalten auf finf
Seiten die wesentlichen Gebdudedaten, eine Registriernummer,
den ,Vergleichsbalken” (Energielabel) mit Energieeffizienzklasse,
sowie Vergleichswerte und, soweit méglich, Modernisierungsemp-
fehlungen. Bei Bestandsgebduden kann der Aussteller die beno-
tiglen Gebdudedaten vor Ort selbst erheben oder sich diese vom
Eigentimer Gbermitteln lassen. Letzteres kann die Kosten des Aus-
weises erheblich reduzieren und wurde vom Verordnungsgeber in

§ 17 Abs. 5 EnEV ausdriicklich zugelassen.

7. Wie lange sind Energieausweise giltig?

Energieausweise verlieren spatestens nach 10 Jahren ihre Giltig-
keit. Wenn groBere Anderungen an den AuBenbauteilen beste-
hender Gebdude vorgenommen werden, muss ein neuer Energie-
ausweis erstellt werden. Der alte Energieausweis verliert dann mit
Fertigstellung der Anderungen seine Giltigkeit.

8. Diirfen alte Energieausweise weiter verwendet werden?

Auch Energieausweise, die vor in Kraftireten der aktuellen EnEV
erstellt worden sind, dirfen mit folgenden MafBgaben weiter ver-
wendet werden. Uneingeschrankt giiltig fir eine Dauer von 10
Jahren ab Erstellung sind:
e Energiebedarfsausweise fir Wohngebdude, die nach den Vor-
schriften der EnEV (egal welcher Fassung) erstellt worden sind,
* Energieausweise, die vor dem 1. Oktober 2007 von Ge-
bietskdrperschaften oder auf deren Veranlassung ausgestellt
worden sind und Angaben iber den Energiebedarf oder
-verbrauch einschlieBlich der Warmwasserbereitung und den
wesentlichen Energietrdger fir die Heizung beinhalten,
Energieausweise, die die vor dem 1. Oktober 2007 erstellt
worden sind und sich an dem am 25. April 2007 von der
Bundesregierung beschlossenen Entwurf der EnEV orientieren
Energieausweise, die keine dieser Voraussetzungen erfillen,
dirfen lediglich bis zum 30. Oktober 2015 weiter genutzt
werden.



9. Was passiert, wenn man sich nicht an die Vorgaben halt?

Der Verkaufer, Vermieter, Verpdchter oder Leasinggeber ist verant-
wortlich dafir, dass er den Energieausweis rechtzeitig vorlegt und
ibergibt. Wer dies vorsdtzlich oder leichtfertig nicht, nicht voll-
sténdig oder nicht rechtzeitig macht, riskiert ein Bufigeld von bis
zu 15.000 Euro. Gleiches frifft Eigentimer, die vorsatzlich oder
leichtfertig nicht dafir Sorge tragen, dass die von ihnen zur Erstel-
lung eines Energieverbrauchsausweises zur Verfigung gestellten
Daten richtig sind.

1. Jahres-Primérenergiebedarf (QP) in kWh/(m?2a)

In Bezug auf die Grée, Geometrie, Gebdudenutzfliche und
Ausrichtung des Gebdudes muss ein bestimmter Jahresprimé-
renergiebedarf (QP) eingehalten werden. Der berechnete Jah-
res-Primarenergiebedarf ist unter anderem im Energieausweis zu
finden. Eingerechnet werden im Wesentlichen die Dammqualitéat
aller Bauteile (mittlerer U-Wert mit Wéarmebrickenzuschlag) der
warmeibertragenden Hillflache, die Effizienz der eingebauten
Technik wie Heizung, Warmwasser, Kihlung (sofern vorhanden)
und die Luftdichtheit jeweils in Bezug auf die individuelle Gro-
Be des Gebdudes. Der berechnete Jahres-Primérenergiebedarf
darf gemaf3 § 3 Absatz 1 EnEV den Wert des Jahres-Primdre-
nergiebedarfs eines Referenzgebdudes gleicher Geometrie, Ge-
baudenutzflache und Ausrichtung mit der in Anlage 1 Tabelle 1
der EnEV angegebenen technischen Referenzausfihrung nicht
Uberschreiten.

2. Transmissionswérmeverlust H'T in W/(m2K)

Der Transmissionswarmeverlust H'T oder auch mittlerer U-Wert be-
schreibt die energetische Qualitat (, Warmedammaqualitat”) aller
verbauten Bauteile der Gebdudehiille wie Auflenwand, Fenster,
aber auch kleinerer Bauteile wie Haustir und Wénde zu unbeheiz-
ten Bereichen. Jedes Bauteil bekommt einen so genannten Warme-
briickenzuschlag, entweder einen hohen pauschalen Zuschlag fir
alle Bauteile oder einen niedrigeren pauschalen Zuschlag, wenn
die Anforderungen nach DIN 4108 Beiblatt 2 eingehalten wer-
den. Alternativ kénnen die Warmebriicken auch einzeln ermittelt
und ausgewiesen werden. Nach § 3 Absatz 2 EnEV sind zu er-
richtende Wohngebdude so auszufihren, dass die Hochstwerte
des spezifischen, auf die warmeibertragende Umfassungsflache
bezogenen Transmissionswéarmeverlusts nach Anlage 1 Nr. 1.2
der EnEV nicht Gberschritten werden.

3. Sommerlicher Warmeschutz

Die Anforderung an den sommerlichen Warmeschutz dient dem
Schutz der Bewohnerinnen und Bewohner vor unbehaglich iber-
hitzten Gebduden. In Zeiten von groBflachigen Glasfassaden und
zahlreichen Dachfldchenfenstern ist es wichtig, dass bereits in der
Planungsphase an wirksamen Sonnenschutz wie z. B. Rollladen,
Raffstores oder festen Sonnenschutz gedacht wird, um einem spé&-
teren Nachristen von energieintensiven Klimagerdten vorzubeu-
gen. Die geplanten Verschattungsméglichkeiten werden in der Be-
rechnung des Energieausweises beriicksichtigt. Nach § 3 Absatz
4 EnEV sind zu errichtende Wohngebdude so auszufihren, dass
die Anforderungen an den sommerlichen Wérmeschutz nach An-
lage 1 Nummer 3 der EnEV eingehalten werden.

Ubrigens: Die in den Nachweisen zum Wérmeschutz getroffenen
Ansdtze missen so gebaut bzw. ausgefihrt werden. Daher muss
in der Ausfihrungsplanung darauf geachtet werden, dass alle An-
satze und Angaben aus dem Energieausweis, die in der frihen
Leistungsphase der Entwurfsplanung gerechnet wurden, auch um-
gesetzt werden. Nur so wird der gewiinschte energetische Stan-
dard auch erreicht.

Energetische Standards

Die oben beschriebenen Anforderungen der EnEV beziehen sich
auf die Mindestanforderungen, also das unterste Niveau im Neu-
baubereich. Wer besser als EnEV-Standard bauen méchte, hat
zahlreiche Maglichkeiten. Vielfach wird sich hier an den Bedin-
gungen der Férderprogramme der Kreditanstalt fir Wiederaufbau
(KFW) orientiert, zum Beispiel an den so genannten KfW-Effizienz-
hdusern und dem Passivhaus. Das KIW-Effizienzhaus ist ein tech-
nischer Standard, den die KfW in ihren Férderprodukten nutzt.
Unterschiedliche Zahlenwerte geben an, wie hoch der Jahrespri-
mdrenergiebedarf der Immobilie im Verhdltnis zu einem vergleich-
baren Neubau ist. Dabei gilt: Je niedriger die Zahl, desto hdher
die Energieeffizienz.

Anforderungen an KfW-Effizienzh&user

Passivhduser sind Gebdude, die dank ihrer kompakten, stark
wdarmegedammten Bauweise keine Heizung mehr bendtigen. Der
Begriff Passivhaus ist nicht geschitzt. Er wird vielmehr als eine
Art Verbrauchsstandard definiert. Die wichtigsten Merkmale eines
Passivhauses sind:

* Ausgezeichneter Wérmeschutz

* Kein konventionelles Heizsystem

e Dreifache Warmeschutzverglasung mit geddmmten Fensterrahmen
e Liftungsanlage mit hocheffizienter Warmeriickgewinnung

Daneben gibt es weitere Hausbezeichnungen, wie z. B. Niedrige-
nergiehaus, Nullenergiehaus, Plusenergiehaus oder Sonnenhaus.
Bei all diesen ,ungeschitzten” Bezeichnungen muss man immer
genau iberprifen, ob auch ,drin ist was draufsteht”. So kann ein
als besonders energiesparend beworbenes ,Niedrigenergiehaus
nach EnEV” unter Umstdnden gerade mal die Mindestanforderun-
gen einhalten. Eine Uberpriifung erfolgt am einfachsten durch die
Einsicht in den Energieausweis des Gebdudes durch Vergleich der
Angaben mit den Anforderungen an die Effizienzhduser der KfW,
gegebenenfalls unter Heranziehung zum Beispiel eines Energie-
beraters.

Bauteilaufbauten Neubau

AuBenwdnde

AuBBenwdnde kénnen grob in zwei Bauweisen eingeteilt werden:
Massivbau- und Holzbaukonstruktionen. Auf eine gute Dammwir-
kung sollte in beiden Fallen geachtet werden.

Beim Massivbau liegen Ddmmung und Tragkonstruktion nebenei-
nander und kénnen je nach Ausfihrung viel Platz in Anspruch
nehmen. Auch gibt es reine Massivkonstruktionen, bei denen der
Mauverstein entsprechende Démmeigenschaften besitzt. Je nach
Energieeffizienz des Gebdudes stéBt man aber bei diesem System
recht schnell an seine Grenzen.

Bei einer Holzkonstruktion werden Tragkonstruktion und Dam-
mung ineinander geschoben, dies spart bebaute Fléche.

Erprobt sind beide Bauweisen. Die Entscheidung liegt bei den
Bauherrinnen und Bauherren, wobei auch Warmespeichereigen-
schaften (Behaglichkeit, sommerlicher Wérmeschutz) und Schall-
schutz bericksichtigt werden sollten.

Ausfishrung Bauteil (U-Wert) Neubau

Bauteil | EnEV Anforderung | Empfehlung
Auflenwand 0,24 W/(mK) 0,15 W/(mK)
Wand gegen Erdreich | 0,30 W/(m%K) 0,20 W/(mK)
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Beispielaufbauten fiir eine verputzte AuBenwand mit einem

U-Wert von 0,15 W/(mZK)

Einschaliges Mauerwerk — Wandstérke 53 ¢m

® 10 mm Innenputz

® 490 mm hochddmmendes Mauerwerk,
Warmeleitfghigkeit 0,08 W/mK

* 30 mm Warmedammputz Wérmeleitgruppe (WLG) 077

Maverwerk mit Wérmeddammverbundsystem (WDVS) -
Wandstarke 40 cm

® 10 mm Innenputz

* 175 mm Mavuerwerk, Warmeleitfahigkeit 0,56 W/mK
® 200 mm Wé&rmedammverbundsystem WLG 032

® 15 mm Putzsystem

Holzkonstruktion — Wandstdrke 33 cm

* 12 mm Gipskartonplatte

* 40 mm Installationsebene mit Ddmmung WLG 040

* 18 mm Grobspanplatte (OSB)

* 200 mm Holzstanderkonstruktion mit Einblasdémmung
WLG 040

* 40 mm Warmedammverbundsystem WLG 040

® 15 mm Putzsystem

Die lufidichtende Ebene bildet im Massivbau der Innenputz, bei
einer Wand in Holzkonstruktion ist es zum Beispiel die Grobspan-
platte auf der Innenseite der Tragkonstruktion. Wérmebriicken an
den Mauerkronen und FuBpunkten sowie zum Beispiel durch Roll-
ladenkésten sind zu minimieren.
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Fenster

Fenster riicken die RGume ins rechte Licht. Sie lassen Helligkeit und
Warme herein, gleichzeitig sollten sie aber auch so wenig Ener-
gie wie méglich herauslassen. Bei jeder Planung sollte immer auf
eine wohldosierte Groéf3e der Fenster geachtet werden. Je grofier
die Fensterflache, umso teurer wird der Sonnenschutz und umso
weniger Wandstellflache fir Mabel erhdlt man.

Ubrigens: Wintergdrten sind kein Beitrag zum Energiesparen,
wenn sie wegen frostempfindlicher Pflanzen oder Einrichtungen
beheizt werden oder wenn die Tiren zum dahinter liegenden
Wohnraum fehlen oder offen stehen. Uber Glasfléchen beheizter
Réume geht immer mehr Wérme verloren als durch sie gewonnen
wird.

Bei der Auswahl von Fensterrahmen gibt es diverse Systeme aus
Kunststoff beziehungsweise Recyclingkunststoff, Holz, Holz-Alumi-
nium und Aluminium. Das Rahmenmaterial sollte immer auf den
Déammstandard des Gebdudes abgestimmt sein. Die Wahl der
Verglasung sollte auf eine Dreifachverglasung mit einer so ge-
nannten ,warmen Kante” (Abstandshalter beziehungsweise Rand-
verbund) fallen. Daneben miissen Anforderungen wie Schallschutz
oder Sonnenschutz beachtet werden.

Durch die Dreifachverglasung kommt weniger Sonnenergie (ange-
geben durch den so genannten Ug-Wert einer Verglasung) in den
Raum, dies wird jedoch durch den verbesserten Ddmmwert mehr
als ausgeglichen. Auch ist das Gewicht der Dreifachverglasung
fir die Rahmen und Beschlége kein Problem mehr. Durch die gute
Déammwirkung der Dreifachverglasung merkt man in Fensternghe
keine kalte Abstrahlung mehr.

Kunststofffenster kénnen mittlerweile gut recycelt werden, da sie
sortenrein entsorgt werden. Daher gibt es neue Kunststofffenster
mit Recyclinganteilen. Einige Rahmenhersteller sind Partner von
Fensterrecyclingsystemen, wie zum Beispiel www.rewindow.de.
Allgemeine Informationen Gber Fenster sind unfter www.fenster1.
de zu finden.

Ausfishrung Bauteil (U-Wert) Neubau

Bauteil EnEV Anforderung Empfehlung

Fenster 1,3 W/[mK) 0,9 W/(m%K)
Dachfléchenfenster 1,4 W/(mK) 1,1 W/(mK)
Verglasungen 1,1 W/([m%K) 1,1 W/(mK)

Beispielfenster (NormmaB 1,23 m x 1,48 m) mit einem

Uw-Wert von 0,90 W/(mK)

e 7 Kammer Kunststoffrahmen, Rahmentiefe 82 mm, Uf-Wert 1,0
W/(m2K)

* 3-fach Verglasung mit Argonfillung, Ug-Wert von 0,7 W/(m?K)

e Edelstahl Abstandhalter als Randverbund, psi-Wert von 0,05
W/(mK)

Ubrigens: Im Internet findet man diverse kostenfreie Fenster-
berechnungsprogramme.

Kellerdecke/Bodenplatte

Waérme steigt zwar auf, flieBt aber im gleichen MafBe auch tber
Bauteile nach unten ab. Dies beruht auf dem Bestreben des Aus-
gleichs von warm nach kalt, egal in welcher Orientierung sich
das Bauteil befindet. Ein guter Gebdudeabschluss nach unten ist
auch immer ein Garant fiir Behaglichkeit (keine kalten FiiBe mehr,
Krabbelkinder kénnen stundenlang ihrer Lieblingsbeschaftigung
nachgehen).



Im Hinblick auf eine FuBbodenheizung ist eine starke Wérme-
ddmmung zum unbeheizten Keller oder zum Erdreich besonders
wichtig, um den jeweiligen Raum und nicht das Erdreich oder den
Keller zu heizen.

Die Dédmmung kann oberhalb oder unterhalb der Kellerdecke/
Bodenplatte verlegt werden. Eine Verlegung unterhalb der Boden-
platte bietet eine wérmebriickenfreie Konstruktion, der benétigte
Démmstoff muss aber hohen Anforderungen geniigen. Bei einer
Dammung oberhalb des thermisch trennenden Bauteils sind die
aufstehenden Mauern (je nach Material) als lineare Warmebri-
cken zu bericksichtigen.

Ausfiihrung Bauteil (U-Wert) Neubau

Bauteil | EnEV Anforderung | Empfehlung
Bodenplatte \ 0,30 W/([mK) \ 0,20 W/(mK)

Beispielaufbau fir einen FuBbodenaufbau mit einem U-Wert von
0,20 W/(m2)

Bodenplatte — Bauteilhdhe 37 c¢m

® 50 mm Estrich

® 120 mm Trittschall- und Warmedammung WLG 025

* 200 mm Betonbodenplatte

Dachschrégen und oberste Geschossdecke

Das Dach schitzt vor der Witterung und ist quasi die warme
Miitze - hier heif}t es in Bezug auf die Ddmmung nicht kleckern,
sondern klotzen, je mehr desto besser. Im Dachbereich ist es
ein Leichtes, groBe Dammstoffstarken unterzubringen. Je nach
Nutzung des Obergeschosses sind die Dachschrégen und/oder
die oberste Geschossdecke das zu ddmmende Bauteil. Wichtig
ist eine raumseitige luftdichte Ebene, die ein Durchfeuchten des
Dé&mmstoffes mit Luffeuchtigkeit aus der Raumluft verhindert. Diese
luftdichte Ebene muss an den Randern der Dach- bzw. Decken-
bauteile dauerhaft mit der luftdichten Ebene der Wénde (zum
Beispiel Innenputz im Massivbau) verbunden werden. Unter der
Dacheindeckung ist eine Unterspannbahn nétig. Aufgabe dieser
Textilien ist es, die Dédmmung vor Regenwasser, Flugschnee, Wind
und auch Ungeziefer zu schiitzen.

Die Ddmmung kann platzsparend zwischen den Sparren verlegt
werden. Alternativ kann eine Aufsparrenddmmung gewdhlt wer-
den, bei der die Sparren raumseitig sichtbar bleiben. Auch eine
Kombination von Zwischen- und Aufsparrendémmung ist méglich.
AuBerdem kann der Bereich zwischen den Latten der innenseiti-
gen Gipskartonverkleidung, die auch Installationsebene genannt
wird, als weitere Dédmmebene genutzt werden. In dieser Lattene-
bene werden Kabel und Steckdosen verlegt, ohne die luftdichten-
de Ebene zu durchstof3en. Falls ein DurchstoBen der luftdichtenden
Ebene doch nétig ist (Kabel der Satellitenantenne, Zuleitungen zu
Solar- oder PV-Anlage, Abwasserentliftung), gibt es hierfir ent-
sprechende Luftdichtungsmanschetten.

Um eine schnelle Aufheizung des Dachgeschosses im Sommer zu
vermeiden, sollte Dadmmstoff mit hoher Dichte beziehungsweise
hohem Flachengewicht gewdahlt werden, um einen méglichst ho-
hen Wert fir die so genannte Phasenverschiebung zu erhalten.
Die Phasenverschiebung bezeichnet die Zeitdifferenz, nach der
das nachmittagliche Hitzemaximum auf der BauteilauBenseite
die Bauteilinnenseite erreicht. Dies sollte méglichst in der zweiten
Nachthélfte geschehen, idealerweise also nach 10 bis 12 Stun-
den. Geeignete Baustoffe sind zum Beispiel Dédmmungen aus Zel-
luloseflocken oder aus nachwachsenden Rohstoffen wie Holzfaser
oder Hanf.

Ausfishrung Bauteil (U-Wert) Neubau

Bauteil | EnEV Anforderung | Empfehlung
Dachschragen,

oberste Geschossdecke| 0,24 W/(m%K) 0,15 W/(mK)
Dachfléchen mit

Abdichtungen 0,20 W/ (mK) 0,15 W/(m)

Beispielaufbauten fir einen Dachaufbau mit Zwischen-
sparrendammung mit einem U-Wert von 0,15 W/(mK)
Holzkonstruktion - Bauteilhéhe 33 cm (ohne Dacheindeckung)
* 12 mm Gipskartonplatte

* 30 mm Installationsebene Dédmmung WLG 035

* PE-Folie als luftdichtende Ebene

® 280 mm Sparren mit Dammung WLG 035

* Unterspannbahn

e Latten und Ziegeleindeckung

Luftdichtheit

Zu errichtende Gebdude sind so auszufihren, dass die wérme-
ibertragende Umfassungsfléche einschlieBlich der Fugen dauer-
haft luftundurchl@ssig entsprechend den anerkannten Regeln der
Technik abgedichtet ist (§ 6 Absatz 1 EnEV). Das heif3t alle Bau-
teile missen, meist raumseitig, eine luftdichtende Ebene erhalten.
Betonbauteile wie Bodenplatten und Decken sind in sich luftdicht,
bei Mauerwerk Gbernimmt der Innenputz die luftdichtende Funk-
tion. Bei Holzkonstruktionen (Wand/Dach) wird als luftdichtende
Ebene innenseitig eine Folie, Baupappe oder Grobspanplatte ein-
gesetzt (Gipskartonplatten haben keine luftdichtenden Eigenschaf-
ten). An allen Bauteilibergdngen missen diese luftdichtenden
Materialien miteinander verbunden werden. Beim Fenstereinbau
miissen die Rahmen mit daverhaft elastischen und dichten Verbin-
dungsmitteln, wie zum Beispiel Klebebdndern, an den verputzten
Mauerwerkslaibungen oder im Holzbau an zum Beispiel Grob-
spanplatten angeschlossen werden (Ortschaum und Silikon sind
alleine keine geeigneten Luftdichtungsmittel).

Nachstehend eine beispielhafte Auswahl an Bauteilanschlissen,

bei denen die Luftdichtheit beachtet werden muss:

¢ Kellerdecke/Bodenplatte — AuBBenwand

e AuBBenwand - Fenster/Haustir

* AuBBenwand - Rohrdurchfihrungen/Steckdosen

¢ AufBenwand — Dachkonstruktion

o Dachkonstruktion — Dachflachenfenster

* Dachkonstruktion — Schornstein/WC-Entliftung/Antennenan-
schluss

Die Luftdichtheit eines Gebdudes kann mit einem Blower-Door-Test
iberpriift werden, dieser sollte vor dem Estricheinbau, aber nach
Installationsfertigstellung durchgefihrt werden. Es ist sinnvoll, sich
das Luftdichtheitskonzept vor Baubeginn zeigen zu lassen und ab-
zunehmen.

Ubrigens: Wer schon mal gesehen hat, wie eine Kerze an einer
innenliegenden Steckdose durch den auBBerhalb des Gebdudes
herrschenden Wind ausgeblasen wird, versteht, wie wichtig luft-
dichtes Bauen ist.

Gerade wenn die AuBenhille eines Gebdudes luftundurchlassig
hergestellt werden muss, ist das zu errichtende Gebdude so aus-
zufihren, dass der zum Zwecke der Gesundheit und Beheizung
erforderliche Mindestluftwechsel sichergestellt ist (vergleiche § 6
Absatz 2 EnEV).
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19. Energiesparendes Bauen

Waérmebriicken

Zu errichtende Gebdude sind so auszufithren, dass der Einfluss
konstruktiver Warmebriicken auf den Jahresheizwérmebedarf
nach den anerkannten Regeln der Technik und den im jeweiligen
Einzelfall wirtschaftlich vertretbaren MaBBnahmen so gering wie
méglich gehalten wird (vergleiche § 7 Absatz 2 EnEV).

Neben einer luftdichten Bauweise ist daher auch auf eine wér-
mebriickenfreie Ausfihrung zu achten. Dies gilt insbesondere in
Bezug auf die Fensteranschlisse. Diese sollfen dem RAL-Leitfaden
.Planung und Ausfihrung der Montage von Fenstern und Hausti-
ren Marz 2014" (bestellbar Gber die Website des Verbands der
Fenster- und Fassadenhersteller) entsprechen.

Eine Warmebriicke ist ein Bereich, durch den die Warme deutlich
schneller nach aufBen abflieBen kann als durch die angrenzenden
Bauteile. Es ergeben sich somit lokal niedrigere Temperaturen der
Innenseite des betroffenen Bauteils. Dies fihrt zu Warmeverlusten
und es kann an den entsprechenden Stellen zu Feuchtigkeitspro-
blemen mit der Gefahr von Schimmelbildung kommen.

Ublicherweise treten Wérmebriicken an Bauteilibergéngen auf
oder durch unsachgeméfe Ausfihrung, wie zum Beispiel Licken
in der Ddmmung. Mittlerweile gibt es viele Hilfsmittel auf dem
Markt, um wéarmebrickenfrei zu bauen.

Altbau, Anforderungen und Beispiele

Bei den meisten Altbauten bestehen erhebliche Maglichkeiten zur
Einsparung von Heizenergie, da deren Kellerdecken, AuBenwdn-
de und Décher oft nicht oder nur wenig gedémmt sind. Neue Fens-
ter haben wesentlich niedrigere Wéarmeverluste als Einfach- oder
dltere Zweifachverglasungen, die vor 1995 eingebaut wurden.
Durch nachtragliche Wéarmedédmmung lassen sich in Altbauten oft
auch Feuchteprobleme und Schimmelrisiken beseitigen. Besonder-
heiten historischer Baustoffe und Baukonstruktionen missen dabei
bericksichtigt werden.

Eine weitere Hauptursache der schlechten Energieausbeute in
bestehenden Gebduden ist der geringe Wirkungsgrad veralteter
Heizkessel. Erhebliche Warmemengen verlassen das Haus unge-
nutzt Gber den Schornstein. Diese Abgasverluste kénnen durch mo-
derne Heizkessel betrachtlich verringert werden. Damit mindern
sich auch Schadstoffe wie Schwefel- und Kohlendioxyd. Nach
Ansicht der Arbeitsgemeinschaft der Verbraucherverbande gilt un-
ter den modernen Heizkesseln der Brennwertkessel als besonders
energiesparende und umweltschonende Warmeerzeugung.

Anforderungen

Wenn eine dltere Immobilie erworben wird bzw. wurde, haben
die neuen Besitzerinnen und Besitzer nicht nur die oben darge-
stellte Chance zur Einsparung von Heizenergie, sondern sie wer-
den vom Gesetzgeber auch zu einigen Nachristungen im und am
Gebdude verpflichtet. Diese Pflichten missen innerhalb von zwei
Jahren nach Eigentumsibergang erfillt werden.

Je nach Alter und Grof3e, bzw. Leistung des vorhandenen Heizkes-
sels muss dieser ausgetauscht werden. Durch § 10 Absatz 1 EnEV
ist Folgendes vorgegeben:

.Eigentimer von Gebduden dirfen Heizkessel, die mit flissigen
oder gasférmigen Brennstoffen beschickt werden und vor dem
1. Oktober 1978 eingebaut oder aufgestellt worden sind, nicht
mehr betreiben. Eigentimer von Gebduden dirfen Heizkessel,
die mit flissigen oder gasférmigen Brennstoffen beschickt werden
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und vor dem 1. Januar 1985 eingebaut oder aufgestellt worden
sind, ab 2015 nicht mehr betreiben. Eigentimer von Gebduden
dirfen Heizkessel, die mit flissigen oder gasférmigen Brennstof-
fen beschickt werden und nach dem 1. Januar 1985 eingebaut
oder aufgestellt worden sind, nach Ablauf von 30 Jahren nicht
mehr betreiben. Die Sétze 1 bis 3 sind nicht anzuwenden, wenn
die vorhandenen Heizkessel Niedertemperatur-Heizkessel oder
Brennwertkessel sind, sowie auf heizungstechnische Anlagen, de-
ren Nennleistung weniger als vier Kilowatt oder mehr als 400
Kilowatt betragt, und auf Heizkessel nach § 13 Absatz 3 Nummer
2 bis 4."

Befinden sich in der erworbenen Immobilie in unbeheizten Be-
reichen zugdngliche, aber ungeddmmte Heizungs- und Warm-
wasserleitungen sowie Armaturen oder Pumpen, so missen diese
geddmmt werden (vergleiche § 10 Absatz 2 EnEV). Die Dédmm-
stoffstérke richtet sich nach den Rohrdurchmessern, Angaben
dazu sind in der Anlage 5 der EnEV zu finden.

Gibt es in einem dlteren Gebdude eine nicht gedammte Zwischen-
decke zum unbeheizten Dachboden, eine so genannte oberste
Geschossdecke, so haben die Eigentimerinnen und Eigentimer
diese zu ddmmen. Die Regelungen des § 10 Absatz 3 lauten:

Eigentimer von Wohngebduden [...] missen dafir sorgen, dass
zugangliche Decken beheizter RGume zum unbeheizten Dach-
raum (oberste Geschossdecken), die nicht die Anforderungen
an den Mindestwdrmeschutz nach DIN 4108-2: 2013-02 erfil-
len, nach dem 31. Dezember 2015 so geddmmt sind, dass der
Warmedurchgangskoeffizient der obersten Geschossdecke 0,24
Watt/(m?K) nicht Gberschreitet. Die Pflicht nach Satz 1 gilt als er-
fillt, wenn anstelle der obersten Geschossdecke das dariiberlie-
gende Dach entsprechend gedémmt ist oder den Anforderungen
an den Mindestwéarmeschutz nach DIN 4108-2: 2013-02 genigt.
Bei MaBnahmen zur Ddmmung nach den Sétzen 1 und 2 in De-
ckenzwischenrdumen oder Sparrenzwischenréumen ist Anlage 3
Nummer 4 Satz 4 und 6 entsprechend anzuwenden.”

Um einen U-Wert von 0,24 W/(m?K) an der obersten Geschoss-
decke zu erhalten, muss zum Beispiel auf einer Betondecke ein
Démmstoff in 14 cm Starke in WLG 035 aufgelegt werden. Bei
einer Decke in Holzbaukonstruktion ist zusétzlich zu prifen, ob
eine funktionierende luftdichtende Ebene, z. B. eine raumseitig
verputzte Schilfrohrmatte, vorhanden ist.

Aber auch bei der Anderung von AuBenbauteilen bestehender
Wohngebdude stellt die Energieeinsparverordnung energetische
Anforderungen an die Bauteile, die von den Eigentimerinnen und
Eigentimern im Rahmen der Sanierung oder Modernisierung ein-
zuhalten sind. Die Einzelheiten hierzu sind in § 9 EnEV in Verbin-
dung mit der Anlage 3 der EnEV geregelt.

WarmedémmmaBnahmen an bestehenden Gebduden miissen je-
doch individuell auf die bestehende Bausubstanz abgestimmt sein.
Im einfachsten Fall ist dies ein Warmeddmmverbundsystem, wel-
ches seit iber 50 Jahren erfolgreich eingesetzt wird und auf dem
vorhandenen AuBenputz aufgeklebt und verdibelt wird. Je nach
Baustil und Wandaufbau kann es aber auch eine Innendémmung
sein. Eine Beschreibung aller in Frage kommenden D&mmmaf-
nahmen an den unterschiedlichsten Bauteilen vom Keller bis zum
Dach wiirde den Rahmen dieser Broschire sprengen. Als Orientie-
rung kann jedoch die Tabelle auf der vorherigen Seite (S. 63) mit
den U-Wert-Anforderungen an die einzelnen Bauteile dienen. Auf-
gelistet sind die EnEV-Anforderungen als Mindeststandard, aber
auch verbesserte und empfohlene U-Werte.



Jedes Gebdude ist anders und die geforderten U-Werte kénnen auf
die unterschiedlichste Art und Weise erreicht werden. Neben der
individuellen Dammstoffstérke muss bei jedem Bauteil im Altbau in
besonderem MaBe auf Luftdichtheit und Wéarmebriicken geachtet
werden. AuBerdem muss die Dédmmung direkt, ohne Luftschicht,
an das Bauteil anschlieBen. Eine mégliche Hinterliftung kann je
nach Konstruktion aber zwischen Ddmmung und auBenliegendem
Wetterschutz der Fassade sein, wie z. B. bei einer Holzfassade.

Ubrigens: Wéinde atmen nicht! Die Innenoberfléchen der Wein-
de nehmen in geringem MafBe Luftfeuchtigkeit aus der Raumluft
auf und geben sie an die Raumluft wieder ab. Das eigentliche
Liften, sprich die Erneverung der Raumluft und der Abtransport
von iiberschiissiger Luftfeuchtigkeit, geschieht immer iiber ge&ff-
nete Fenster und/oder Tiiren. Alternativ kann eine mechanische
Liftungsanlage betrieben werden. Dies ist komfortabel und spart
bei einem Gerdt mit Warmeriickgewinnung zudem Energie ein.

Wichtig ist, sich mit den neuen Begebenheiten des sanierten
Hauses auseinanderzusetzen und gegebenenfalls das Nutzerin-
nen- und Nutzerverhalten anzupassen. So muss zum Beispiel nach
einer Fenstererneuerung das Liftungsverhalten wieder neu erlernt
werden. Das Liften muss nun von den Bewohnerinnen und Bewoh-
nern eigenstdndig durchgefihrt werden, da undichte Fenster und
so genannte Fugenliftung der Vergangenheit angehdren. Hilfreich
ist die Verwendung eines Luffeuchtemessers (Hygrometers) und
eines Thermometers in jedem Raum. Bei einer Raumlufttemperatur
von 20 °C sollte die Luftfeuchtigkeit nicht mehr als 60 % betro-
gen. Der Einsatz einer Liftungsanlage erspart die beschriebenen
Schritte.

Auch kénnen nach durchgefiihrten DémmmaBnahmen die Raum-
luftemperaturen deutlich reduziert werden, da die Oberfléchen-
temperaturen der gedémmten Bauteile annéhernd Raumtemperatur
haben. So werden Aufenthaltsréume bei 20 °C Raumtemperatur
als behaglich warm empfunden, da es keine kalt abstrahlenden
Fenster und AuBenwdnde mehr gibt.

Beispiele umgesetzter Sanierungen

Es gibt bereits viele gute Beispiele von umgesetzten Sanierun-
gen. Auf der Internetseite der dena ist unter http://effizienzhaus.
zukunft-haus.info eine Suchmaske fir energieeffizient sanierte Be-
standsgebdude in ganz Deutschland zu finden. Auch Beispiele
von Sanierungen auf Passivhausniveau kénnen angesehen wer-
den. Diese sind unter www.passivhausprojekte.de zu finden.
Unter www.sanieren-profitieren.de kdnnen Sanierungstagebiicher
eingesehen werden. Sanierte Objekte aus Niedersachsen findet
man unter www.heimspiel-niedersachsen.de im Bereich Informati-
onen und Erfahrungsberichte.

Broschiiren der dena iber energieeffiziente Sanierungen und de-
ren Haustechnik informieren produkineutral. Diese kénnen unter
www.zukunft-haus.info/publikationen bestellt werden (einzuge-
ben sind die Begriffe Verbraucher und Sanierung).

BAFA Vor-Ort-Beratung

Die Durchfilhrung einer noch darilber hinausgehenden umfangrei-
chen Vor-OrtBeratung, wie sie vom Bundesamt fir Wirtschaft und
Ausfuhrkontrolle (BAFA) geférdert wird, ist hdufig dann empfeh-
lenswert, wenn sich aus dem HeizCheck bzw. der Energiesprech-
stunde oder Initialberatung eine entsprechende Sinnfdlligkeit
ergibt oder ohnehin bereits die Durchfihrung von energetischen
ModernisierungsmafBBnahmen geplant und dabei vielleicht auch
ein Zuschuss der KIW-Férderbank angestrebt wird.

Beratung bei historischer Bausubstanz und Denkmalen

Bei Baudenkmalen und erhaltenswerter historischer Bausubstanz
sind die Mdglichkeiten bei einem energetischen Sanierungs-
wunsch oft eingeschrénkt. Fir Fragen steht die untere Denkmal-
schutzbehérde als Ansprechpartner zur Verfigung (Telefon:
05371/82644).

Neben Beratungen zu geeigneten Materialien und Konstruktio-
nen kdnnen dort auch fir die KW erforderliche Bescheinigungen
ausgestellt werden. Die Beratungen werden kostenlos angeboten,
kénnen aber nur einer ersten Orientierung dienen. Fir die wei-
teren erforderlichen Ermittlungen und Berechnungen ist eine zu-
gelassene Energieberaterin oder ein zugelassener Energieberater
hinzuzuziehen.

Férderméglichkeiten

Soll eine bestehende Immobilie umfangreich saniert werden, so
sind Anforderungen bei Anderungen von AuBenbauteilen entspre-
chend der EnEV einzuhalten. Diese Anforderungen der EnEV be-
ziehen sich auf die Mindestanforderungen von Einzelbauteilen.
Wer sein Gebdude besser als EnEV-Standard sanieren mochte,
kann verschiedene Férderprogramme in Anspruch nehmen.

Forderungen der KIW

Die KfW bietet Férderungen fir Einzelmanahmen und Sanierun-
gen zu KIW-Effizienzhdusern an, jeweils als Kredit oder Investiti-
onszuschuss. Je nach erreichtem Niveau eines KIW-Effizienzhau-
ses kann auf Nachweis ein Tilgungszuschuss beantragt werden.
Die Férderungen laufen ausschlieBlich Gber Banken, Sparkassen
und Versicherungen, so genannte Finanzierungsinstitute. Zur Ab-
wicklung ist auflerdem eine unabhdngige Energieberaterin oder
ein unabhangiger Energieberater notwendig.

KfW-Effizienzhaus, giiltig bis zum 31.03.2016

40 55 70
Qp in % Qp ger 40 % 55 % 70 %
H'7in % Hoger 55 % 70 % 85 %
Tilgungszuschuss 10 % 5%

KfW-Effizienzhaus, giiltig ab dem 01.04.2016

40plus | 40 55
Qp in % Qp ger 40 % 40 % 55 %
Hrin % Hoper 55 % 55 % 70 %
Zusétzliche Anforderung| Plus Paket 55 % 70 %

tagesaktuell | tagesaktuell| tagesaktuell
Quelle: www.kfw.de (Stand November 2015)

Tilgungszuschuss

Die aktuellen Konditionen sind unter www.kfw.de zu finden.

Neben baulichen MaBnahmen werden auch Anderungen und Er-
weiterungen der Haustechnik geférdert.

Forderungen des BAFA

Das BAFA bietet neben der Férderung einer Vor-Ort-Beratung (sie-
he oben) auch die Férderung neuer Haustechnik im Gebdudebe-
stand auf Grundlage erneuerbarer Energien an. Die Programme
des BAFA sind teilweise mit denen der KIW kombinierbar. Die
aktuellen Konditionen sind unter www.bafa.de zu finden.

Weitere Fordermaglichkeiten

Einen Uberblick iber alle weiteren Férderméglichkeiten eines spe-
ziellen Objektes bietet die Interseite www.foerderdata.de.
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20. Kurzportrat Gebietseinheiten

Landkreis Gifhorn

Anschrift: Schlossplatz 1, 38518 Gifhorn

Telefon: 05371/82-0 (Zentrale)

Fax: 05371/82-357

Homepage: www.gifhorn.de

Fléche: 1.562,84 km? (inkl. der Flache Stadt Gifhorn:

104,87 km? und der gemeinde-
freien Fléche Giebel: 10,36 km?)
(Stand: 30.06.2015/inklusive Ein-
wohner der Stadt Githorn: 41.757)

Einwohnerzahl: 173.081

Kreisangehorige Gebietseinheiten:
* Samtgemeinde Boldecker Land

* Samtgemeinde Brome

* Samtgemeinde Hankensbittel

* Samtgemeinde Isenbttel

* Samtgemeinde Meinersen

* Samtgemeinde Papenteich

* Gemeinde Sassenburg

* Samtgemeinde Wesendorf

e Stadt Wittingen
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Samtgemeinde Boldecker Land

Anschrift: Eichenweg 1, 38554 Weyhausen
Telefon: 05362/9781-0 (Zentrale)

Fax: 05362/9781-81

Homepage: www.boldecker-land.de

Flache: 69,60 km?

Einwohnerzahl:  9.873 (Stand: 30.06.2015)

Mitgliedsgemeinden:
* Gemeinde Barwedel

* Gemeinde Bokensdorf
e Gemeinde Jembke

* Gemeinde Oslof3

* Gemeinde Tappenbeck
* Gemeinde Weyhausen

Infrastruktur:

e 5 Kindertagesstatten

e 3 Kinderkrippen

® 2 Horte

3 Grundschulen, davon eine mit Ganztagsangebot

e Oberschule Weyhausen mit Ganztagsangebot

* 5 Jugendtreffs

e zahlreiche Einkaufsméglichkeiten in den Mitgliedsgemeinden

e Gewerbegebiet Weyhausen u. a. mit Filialen aller gangigen
Supermarkte und Discounter, eines Drogeriemarktes und einer
Qualitatsbackerei

* Arzte

* zwei Apotheken

* Krankengymnastik

® Fitnessstudios

e 1 offentliche Biicherei

* 2 evangelische Kirchen

Samtgemeinde Brome

Anschrift: BahnhofstraBe 36, 38456 Brome
Telefon: 05833/84-0 (Zentrale)

Fax: 05833/84-900

Homepage: www.samtgemeinde-brome.de
Fliche: 203,89 km?

Einwohnerzahl:  15.742 (Stand: 30.06.2015)

Mitgliedsgemeinden:
* Gemeinde Bergfeld

e Gemeinde Brome

® Gemeinde Ehra-Lessien
¢ Gemeinde Parsau

e Gemeinde Rithen

e Gemeinde Tiddische

e Gemeinde Tilau

Infrastruktur:

* 8 Kindergarten und 3 Krippen

e 1 Schulkindergarten

e 5 Grundschulen wovon 3 mit Ganztagsangeboten

* 1 Realschule und 1 Hauptschule mit Ganztagsangebot
e 2 Altenpflegeheime

* 2 Seniorenwohnanlagen

* 6 Jugendtreffs mit Teenietreffangeboten

* RegelmaBige Ferienfreizeitangebote und Ferienprogrammen
15 aktive Feuerwehren mit Feuerwehrhdusern

1 beheiztes Freibad

1 Grofiturnhalle



Samtgemeinde Hankensbiittel

Anschrift: Goethestrafle 2, 29386 Hankensbiittel
Telefon: 05832/83-0 (Zentrale)

Fax: 05832/83-40

Homepage: www.sg-hankensbuettel.de

Fléche: 290,28 km?

Einwohnerzahl:  9.045 (Stand: 30.06.2015)

Mitgliedsgemeinden:

¢ Gemeinde Dedelstorf

¢ Gemeinde Hankensbiittel
¢ Gemeinde Obernholz

* Gemeinde Sprakensehl
® Gemeinde Steinhorst

Infrastruktur:

* 4 Kindertagesstatten, 2 Krippen, Kita mit Hortbetreuung
® 3 Grundschulen, 1 Hauptschule, 1 Gymnasium
* Fachakademie fir Augenoptiker (Optikerschule in Isenhagen)
* 1 beheiztes Freibad (Waldbad) in Hankensbittel,
1 Hallenbad in Hagen
e Freib&der in Bokel, Sprakensehl und Steinhorst
* 2 Seniorenwohnheime
* Jugendherberge in Hankensbittel
* 2 Reitsportanlagen in Sprakensehl und Allersehl
* Pensionspferdebetriebe
* Jugendireffs in den Ortsteilen der Samtgemeinde Hankensbiittel
e Allgem. Arzte, Zahnérzte, Heipraktiker, Physiotherapie
* Freiwillige Feuerwehren
* Wohnmobilstellplatz Hankensbittel
* Erich-Weniger-Tagungsstdtte in Steinhorst
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Samtgemeinde Isenbittel

Anschrift: GutsstraBBe 11, 38550 Isenbittel
Telefon: 05374/88-0 (Zentrale)

Fax: 05374/88-88

Homepage: www.isenbuettel.de

Flache: 77,38 km?2

Einwohnerzahl:  15.304 (Stand: 30.06.2015)
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Rathaus Isenbiittel

Samtgemeinde Meinersen

Anschrift: Hauptstrale 1, 38536 Meinersen
Telefon: 05372/89-0 (Zentrale)

Fax: 05372/89-80

Homepage: www.sg-meinersen.de

Flache: 173,08 km?

Einwohnerzahl:  20.376 (Stand:30.06.2015)

Meinersen
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Mitgliedsgemeinden:
® Gemeinde Calberlah

¢ Gemeinde Isenbiittel

¢ Gemeinde Ribbesbiittel
e Gemeinde Wasbittel

Infrastruktur:

e Kindergérten in allen Mitgliedsgemeinden

e Kinderkrippengruppen in Calberlah und Isenbittel

e Grundschulen in allen Mitgliedsgemeinden mit
Ganztagsangebot

e Oberschule in Calberlah

e Seniorenwohnanlage in Calberlah mit 63 Wohneinheiten

* Anlage fir betreutes Wohnen in Isenbittel mit 52 Ein- und
Zweipersonenwohnungen

e 7 Arzt-und 3 Zahnarztpraxen

* 3 Apotheken

* beheiztes Freibad in Edesbittel

* Naherholungsgebiet Tankumsee

* Bichereien in Calberlah und Isenbittel

e Freiwillige Feuerwehren in allen Mitgliedsgemeinden

e lebendiges Vereinsleben

* Gewerbegebiet Isenbittel mit Unternehmen aus den Bereichen
Dienstleitung, Konstruktion und Zulieferer VW-Werk

e zahlreiche Einkaufsméglichkeiten in Calberlah und Isenbiittel

Mitgliedsgemeinden:
® Gemeinde Hillerse
¢ Gemeinde Leiferde

¢ Gemeinde Meinersen
e Gemeinde Miiden/Aller

Infrastruktur:

* 14 Kindertagesstatten

¢ 4 Grundschulen mit Ganztagsangebot
* Haupt- und Realschule in Meinersen

e Gymnasium in Meinersen mit AuBBenstelle in Leiferde
* 4 Jugendtreffs

e ein Kinder- und Jugendbiiro

e zahlreiche Einkaufsméglichkeiten

* Drogeriemarkt

e Arzte und Apotheken

e Krankengymnastik und Fitnessstudios
e 3 offentliche Biichereien



Samtgemeinde Papenteich

Anschrift: Hauptstrafle 15, 38527 Meine
Telefon: 05304/502-0 (Zentrale)

Fax: 05304/3072

Homepage: www.papenteich.de

Flache: 110,85 km?

Einwohnerzahl:  23.916 (Stand: 30.06.2015)

Mitgliedsgemeinden:
e Gemeinde Adenbittel
¢ Gemeinde Didderse

¢ Gemeinde Meine

* Gemeinde Rétgesbittel
* Gemeinde Schwiilper
¢ Gemeinde Vordorf

Infrastruktur:

* 8 Kinderkrippen

e 15 Kindertagesstatten

* 5 Grundschulen

* 1 Oberschule mit gymnasialen Zweig

e 1 Gymnasium in kirchlicher Tragerschaft

* 2 Haltepunkte der Bahn in Meine und Rétgesbittel
 mehrere Seniorenwohnanlagen und Pflegeheime

Rathaus Papenteich
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Gemeinde Sassenburg

Anschrift: Bokensdorfer Weg 12, 38524 Sassenburg
Telefon: 05371/688-0 (Zentrale)

Fax: 05371/688-15

Homepage: www.sassenburg.de

Flache: 88,41 km?2

Einwohnerzahl:  11.300 (Stand: 30.06.2015)

Ortschaften:

¢ Dannenbittel

e GruBendorf

¢ Neudorf-Platendorf
e Stide

e Triangel

* Westerbeck

Infrastruktur:

e 5 Kindergarten

* 3 Grundschulen

¢ 1 weiterfGhrende Schule (IGS)

* 1 Altenpflegeheim

* mehrere Einkaufsmaglichkeiten

* 3 Friedhdfe (davon einer in kirchlicher Trégerschaff)

e Dorfgemeinschaftshéuser, Sporthallen und Jugendtreffs in den
einzelnen Ortschaften
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Samigemeinde Wesendorf

Anschrift: Alte HeerstraBe 20, 29392 Wesendorf
Telefon: 05376/899-0 Zentrale)

Fax: 05376/899-66

Homepage: www.wesendorf.de

Flache: 209,04 km?

Einwohnerzahl:  14.239 (Stand: 30.06.2015)

Mitgliedsgemeinden:

* Gemeinde Gro3 Oesingen
e Gemeinde Schonewérde
® Gemeinde Ummern

* Gemeinde Wagenhoff

¢ Gemeinde Wahrenholz

¢ Gemeinde Wesendorf

Infrastruktur:

e 7 Kindertagesstatten inklusive 5 Krippengruppen

¢ 1 Familienzentrum in Wesendorf

e 3 verlassliche Grundschulen in Wesendorf, Grof3 Oesingen
und Wahrenholz

1 Oberschule in Wesendorf (Europaschule)

1 Alten- und Pflegeheim in Wesendorf

1 ambulanter Senioren- und Pflegedienst in Grof3 Oesingen
mehrere Nahversorgungseinrichtungen

Rathaus Wesendorf




Kirche ahrehholz
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Sonnenuntergang Wahrenholz

Stadt Wittingen

Anschrift:
Telefon:

Fax:
Homepage:
Flache:
Einwohnerzahl:

Ortschaften:

* Boitzenhagen
e Darrigsdorf

* Erpensen

e Eutzen

* Gannerwinkel
* Glisingen

* Hagen

* Kakerbeck

* Knesebeck

* Kistorf

* Liben

* Mahnburg

* Ohrdorf

* Plastau

* Rade

* Radenbeck

e Rumstorf

e Schneflingen
e Stdcken

* Suderwittingen

e Teschendorf
® Transvaal

* Vorhop

¢ Wollerstorf

¢ Wunderbiittel
e Zasenbeck

BahnhofstraBe 35, 29378 Wittingen
05831/26-101 (Zentrale)
05831/26-104

www.wittingen.de

225,09 km2

11.529 (Stand: 30.06.2015)

Infrastruktur:

® 3 Grundschulen

¢ |GS Wittingen

¢ Heilpadagogische Bildungsstatte

* Aus- und Fortbildungszentrum Augenoptiker

e Kreisvolkshochschule Githorn, AuBenstelle Wittingen
* Butting-Akademie Knesebeck

e 3 Kindergarten, 2 Kinderkrippen

® 1 Schwimmbad, 1 Badeteich mit Campingplatz, Schwimmhalle

Knesebeck
* Sportboothafen (65 Liegepldtze)
e verschiedene Sportstdtten

* Dorfgemeinschaftshauser, Stadthalle Wittingen, Schiitzenhguser

* DRK-Altenwohn- und Pflegeheim Wittingen,
Senioren- und Pflegeheim Eichenhof Wittingen

 ambulante Pflege Wittingen

e Krankenhaus Wittingen

e 7 Allg. Mediziner, 8 Zahnérzte, 5 Facharzte,
Apotheken in Wittingen und Knesebeck

* Hafen Wittingen
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21. Wichtige Adressen

Landkreis Gifhorn

Schlossplatz 1, 38518 Gifhorn

Telefon: 05371/82-0, Fax: 05371/82-357

E-Mail: landkreis@gifhorn.de, Internet: www.gifhorn.de

Stadt Gifhorn

Marktplatz 1, 38518 Gifhorn

Telefon: 05371/88-0, Fax: 05371/88-258

E-Mail: info@stadt-githorn.de, Internet: www.stadt-gifhorn.de

Amtsgericht Gifhorn

Am SchloBBgarten 4, 38518 Gifhorn

Telefon: 05371/897-100, Fax: 05371/897-300
E-Mail: poststelle@ag-gf.niedersachsen.de

Internet: www.amtsgericht-gifhorn.niedersachsen.de

Finanzamt Gifhorn

Braunschweiger StraBe 6 -8, 38518 Gifhorn
Telefon: 05371/800-0; Fax: 05371/800-241
E-Mail: poststelle@fa-gf.niedersachsen.de
Internet: www.ofd.niedersachsen.de

Katasterbehorden und offentlich bestellte
Vermessungsingenieure

Vermessungs- und Katasterbehérde Gifhorn
Schlossgarten 6, 38518 Gifhorn

Telefon: 05371/897-0; Fax: 05371/897-238
E-MailKatasteramt-GF@LGLN.Niedersachsen.de

Dipl.-Ing. Jirgen Erdmann
Knickwall 16, 38518 Gifhorn
Telefon: 05371/9836-0

Dipl.-Ing. Heinz Peters/Dipl.-Ing. Wolfgang Maller
Dietrich-Bonhoeffer-Straf3e 8, 38300 Wolfenbiittel
Telefon: 05331/996-0

Dipl.-Ing. Andreas Schmidt/Dipl.-Ing. Mathias Sjuts
WendenstraBe 26, 38100 Braunschweig
Telefon: 0531/24495-0

Dipl.-Ing. Ralf Heyen
Hermann-Blenk-StraBe 29, 38108 Braunschweig
Telefon: 0531/2625184

Dipl.-Ing. Cornelius Bdlsing
Juliusplatz 1, 38350 Helmstedt
Telefon: 05351/553938-0

RMK - Celle
Breite Strafle 32, 29221 Celle
Telefon: 05141 /90600

Vermessungsbiiro Wolfsburg, Stein u. Stroot GbR
Schillerstrafie 62, 38440 Wolfsburg
Telefon: 05361/2788-0

Weitere Informationen finden Sie unter: Liste der ObVI im Lande

Internet: www.gll.niedersachsen.de Niedersachsen — www.gll.niedersachsen.de

K cistorf

Die Kunden tragen den sozialen Auftrag mit

Junge Menschen. die Schwierigkeiten haben, ihren Weg in das
Berufsleben zu finden, Erwachsene mit Briichen in ihrem Lebens-
lauf, die Begleitung brauchen auf dem Weg zuriick in die Arbeits-
welt, Frauen und Manner mit einer seelischen Beeintrachtigung -
sie alle erfahren in der Diakonie Kastorf mit den vielfdltigen
Arbeitsbereichen in DSK und D.B.K., dass ihre Arbeitskraft
geschatzt und anerkannt wird. Handwerksmeister und -gesellen,
Anleiter und Ausbilder in der Diakonie Kastorf verfiigen iiber
entsprechende Zusatzausbildungen, die fiir diese Arbeit erforder-

lich sind. Immer wieder erreichen die Auszubildenden durch die Diakonische Servicegesellschaft
individuelle Férderung hervorragende Ergebnisse — zuletzt wurde Késtorf GmbH (DSK)

Tobias Meinecke aus dem DSK-Malerbetrieb als Innungsbester HauptstraBe 51

geehrt. Diese Qualitat in der Ausbildung ist das Ergebnis ausge- 38518 Gifhorn

zeichneter handwerklicher Arbeit in allen Gewerken, von der nicht Telefon 05371 721-442

zuletzt die Kunden profitieren. Sie bekommen hervorragende

Qualitit und tragen mit ihren Auftrigen an die Diakonie Kastorf info@diakonie-kaestorf.de

den sozialen Auftrag mit. www.diakonie-kaestorf.de
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Kastorf

Dienstleistungen und soziales Engagement

Elektro

Heizung/
Sanitar

Maler

Tischlerei

Gala-Bau

Egal, ob Sie uns mit einer
Privatanfrage oder einer
grofReren Baumafinahme
betrauen mochten:

In allen Fallen sind die
Teams der Diakonischen
Servicegesellschaft die
richtigen Ansprechpartner.

Stellen Sie uns Aufgaben —
wir l6sen sie!

Diakonie &&

Als diakonisches Unternehmen ist es

unsere Aufgabe, sozial benachteiligte
Menschen zu qualifizieren, aus-
zubilden und ihnen die Teilhabe

am Arbeitsleben zu erméglichen —
und das bei ausgezeichneter
handwerklicher Qualitdt unserer
Dienstleistungen. Unsere Kunden
sind mit ihrem Auftrag Teil dieser
diakonischen Gemeinschaft.

Diakonische Servicegesellschaft
Kastorf GmbH (DSK)
Hauptstralle 51

38518 Gifhorn

Telefon 05371 721-442

info@diakonie-kaestorf.de
www.diakonie-kaestorf.de



| "UNSER HAUS MIT
GARANTIERTER BAUZEIT...”

Copyright 2015 Town & Country Haus Lizenzgeber GmbH

“ENERGIE SPAREN? JA, ABER NUR WENN
. DAS HAUS BEZAHLBAR BLEIBT..."

Planungs- vmd Finanplenmngs-Sicherhet - Vor dem Bav Quatitat und Sicherhat - Wakrend der Boureslt H Alanungs- wnd Fngarerungs-Sicherhet - Naoh dem Bou

+" 12 Monale Festpreisganratie — "‘Kﬂumzl'lpurm:lrfﬂ ‘P 1
¥ Geid-rurick-Garontie

¥ Bawgrundgutoshten durch ein geologiches lstitut {1
~ TOV geprifte Bou- ind Monlogevorschften

¥ Bougewdhrfemiumgs-Birgschat in Hihe won TE.000 ELR {2
¥ d-foche BoufertigsteMungs-Blrgschaft (2] = ¥ 20 Jatve NotfellMifephan
Woen Wirtschaftsprifer vernofteles Bovgeldeonio (2]

¥ Bowherreahafipficht- und Boweistungsversicherung

¥ individuelle Gestoitung Ifves Troumbauses '/Ut'mmn'unq won Morkenproduiten

L Urabhdngiger Fnansierungs-Service ¥ Blower-Door-Test [1)

¥ FinpnnierungSumme-Garantie von giner namhaften dt. Versicherung ¥ Endkontrolle dunch unakhdngigen Bavgutachter (3]
Kesterkanirole schan bei dor Phaniing v Energieausweis

1) s bl tiper Eritellong (2) oulier bai penisutuwigns

www.unser-neueszuhause.de

Heiko Uckermann owng Lars Ohlbrecht

0175-6112056 _{: 0173-2377394
heiko.ueckermann@towncountry.de Ofﬂf:jgrx lars.ohlbrecht@towncountry.de

INFO: 0531-88918650 www.HausAusstellung.de

Celler Heerstrasse 351, 38112 Braunschweig




	1. Vorwort
	2. Zum Inhalt dieser Broschuere
	Teil I
	3. Wegweiser durch die Verwaltung

	Teil II
	4. Das oeffentliche Baurecht
	5. Das staedtebauliche Planungsrecht – Wo darf ich bauen?
	6. Das Bauordnungsrecht – Wie darf ich bauen?
	7. Bauordnungsrechtliche Verfahren
	8. Die Baulast
	9. Die Abgeschlossenheitsbescheinigung
	10. Das Nachbarrecht
	11. Denkmalschutz und Denkmalpflege

	Teil III
	12. Am Kauf und Bau Beteiligte
	13. Wirtschaftlichkeitsaspekte und Baufinanzierung
	14. Das Grundstueck
	15. Der Kaufvertrag
	16. Aufgaben von Planerinnen und Planern
	17. Bauunternehmerinnen und Bauunternehmer
	18. Versicherungen rund um den Bau
	19. Energiesparendes Bauen

	Teil IV
	20. Kurzporträt Gebietseinheiten
	21. Wichtige Adressen

	Inhaltsverzeichnis
	Impressum
	Branchenverzeichnis



